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Die Sitzung wird um 8 Uhr 3 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Jaeger eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die 57. Sitzung des Deutschen 
Bundestages und bitte um Bekanntgabe der Namen 
der entschuldigten Abgeordneten. 

Burgemeister, Schriftführer: Die Namen der Ent-
schuldigten liegen noch nicht vor; sie werden später 
bekanntgegeben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich darf sie im Hin-
blick auf die nächtliche Stunde, in der wir tagen, 
vielleicht erst nach der Unterbrechung der Sitzung 
bekanntgeben lassen. 

Ich habe Geburtstagsglückwünsche auszusprechen 
dem Abgeordneten Kinat, der heute seinen 66. Ge-
burtstag feiert. 

(Beifall.) 

Die für den 2. Dezember vorgesehene Fragestunde 
ist durch eine Vereinbarung im Ältestenrat ver-
legt worden. Der neue Termin wird noch bekannt-
gegeben. 

Zur heutigen Tagesordnung darf ich bemerken, 
daß um 9 Uhr eine Unterbrechung der Sitzung für 
eine Stunde zu Beratungen der Fraktion der CDU/ 
CSU stattfinden wird. Um 10 Uhr wird mit der 
dritten Beratung der Steuer- und Finanzreform 
begonnen. Nach Beendigung der dritten Beratung 
wird vor der Schlußabstimmung noch einmal für 
eine Fraktionssitzung der SPD unterbrochen 
werden. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze 
von Richtern an den obersten Bundesgerich-
ten und Mitgliedern des Bundesrechnungs-
hofes (Drucksache 897); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Beamtenrecht (9. Ausschuß) (Drucksache 995, 
Umdruck 239). 

(Erste Beratung: 50. Sitzung.) 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Schröter 
(Wilmersdorf). Ich erteile ihm das Wort. 

Schröter (Wilmersdorf) (SPD), Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In 
aller Kürze einiges zur Begründung des Ihnen vor-
gelegten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die 
Altersgrenze von Richtern an den obersten Bundes-
gerichten und Mitgliedern des Bundesrechnungs-
hofes. Der Beamtenrechtsausschuß hat sich in zwei 
Sitzungen mit diesem Gesetz beschäftigt, und auch 
der Rechtsausschuß hat dazu in zwei Sitzungen 
Stellung genommen. Als Ergebnis liegt Ihnen die 
Drucksache 995 mit den Änderungen vor. Die 
Änderungen sind in Übereinstimmung mit den Ver-
tretern der Bundesregierung vorgenommen wor-
den. Sie betreffen zunächst den § 3, der sich mit 
den Richtern des ehemaligen Deutschen Ober-
gerichts für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet be-
schäftigt. Um einen Härteausgleich für die Richter 
des ehemaligen Deutschen Obergerichts, die in den 
Ruhestand treten, zu schaffen, ist hier das Jahr 
1954 durch das Jahr 1955 ersetzt worden. Ferner 
ist die Berlin-Klausel zweckmäßigerweise in die 
entsprechende Formel geändert. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß dieses Gesetz 
keinen Anlaß zu besonderen Auseinandersetzungen 
bietet, weil es sich um ein Provisorium handelt. 
Es ist bis zum Jahre 1956 befristet. Der Notstand, 
um den es geht, und die Dringlichkeit dieses Ge-
setzes werden von allen, die es beraten haben, an-
erkannt. Der Bundesrat hat deshalb auch keine Be-
denken gegen das Gesetz erhoben. Der Beamten

-

rechtsausschuß hat einstimmig zunächst dem Re-
gierungsentwurf zugestimmt und in der zweiten 
Lesung die Änderungen vorgenommen, die sich aus 
der Sachlage ergeben haben. Der Rechtsausschuß 
hat vorgeschlagen, das 68. Lebensjahr durch das 
70. Lebensjahr zu ersetzen. Der Beamtenrechtsaus-
schuß war jedoch der Meinung, daß es beim 68. Le-
bensjahr bleiben soll. Der federführende Ausschuß, 
der Beamtenrechtsausschuß, schlägt Ihnen deshalb 
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einstimmig vor, dem Gesetzentwurf in der Ihnen 
jetzt vorliegenden Fassung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Ich rufe auf in zweiter Beratung § 1 mit Um-

druck 239 Ziffer 1. Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer dem Änderungsantrag der Abgeordneten 
Hoogen, Dr. Arndt, Dr. Schneider (Lollar), Dr. Czer-
mak, Dr. von Merkatz und Genossen, Umdruck 239*) 
Ziffer 1, zustimmen will, den bitte ich, die Hand zu 
heben. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Wir stimmen ab über § 1 in der veränderten 
Fassung. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, die Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 2 mit Umdruck 239 Ziffer 2. Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer Ziffer 2 des An-
trags Umdruck 239 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich,  die  Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; 
es ist so beschlossen. 

Wir stimmen ab über §2 mit der soeben beschlos-
senen Änderung. Wer ihm zustimmen will, den 
bitte ich, die Hand zu heben. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 3, — § 4, — § 5, — § 6, — Ein-
leitung und Überschrift. — Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, die Hand zu heben. — Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 
dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. Einzelberatung entfällt. 
Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 

Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei Enthaltungen an-
genommen. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Hoogen, Dr. Kihn (Würzburg), 
Naegel und Genossen eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtschaft (Drucksache 860); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck-
sache 988). 
(Erste Beratung: 52. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Pohle (Düsseldorf). 

Dr. Pohle (Düsseldorf) (CDU/CSU), Berichter-
statter: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es liegt ein Schriftlicher Bericht**) vor, den ich dem 
Herrn Präsidenten überreichen darf. Ich darf mich 
darauf beschränken, mitzuteilen, daß der federfüh-
rende Wirtschaftspolitische Ausschuß die Fassung 
der Drucksache 988, die Ihnen vorliegt und mit der 
die Drucksache 860 entsprechend abgeändert wird, 
einstimmig, der mitberatende Ausschuß für Finanz- 
und Steuerfragen mit großer Mehrheit beschlossen 

*) Siehe Anlage 1 
**) Siehe Anlage 32 

hat. Namens beider Ausschüsse bitte ich idas Hohe 
Haus, dem Gesetzentwurf Drucksache 860 in der 
aus Drucksache 988 ersichtlichen Form zuzustim-
men. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich rufe auf in zweiter Beratung 
Art. 1, — Art.  1 a, Art. 2, — Einleitung und 
Überschrift. —Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Das 
ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 
und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. Einzelberatung entfällt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

(Widerspruch.) 

— Gegen einige Stimmen angenommen. 

(Unruhe.) 

— Meine Damen rund Herren, ich darf Sie trotz der 
morgendlichen Stunde um etwas Ruhe bitten. Es 
wird unsere Verhandlungen wesentlich beschleuni-
gen. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste, zweite und dritte Beratung des von 
den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der Wirtschaft von Berlin 
(West)  (Drucksache 948). 

Ich komme zur ersten Beratung. Das Wort wird 
weder zur Begründung noch zur Aussprache ge-
wünscht. Ich schließe die erste Beratung. 

Ich komme zur 

zweiten Beratung 
und rufe auf Art. I, — Art. II, — Art. III, — Ein-
leitung und Überschrift. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmungen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. Einzelberatung entfällt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dieses Gesetz ist wirk-
lich einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 
Erste, zweite und dritte Beratung des Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Dritten Überleitungsgesetzes (Drucksache 
937). 
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Wir kommen zur ersten Beratung. — Das Wort 

wird nicht gewünscht. Ich schließe die erste Bera-
tung und eröffne die 

zweite Beratung. 
Ich rufe auf Art. I, — Art. II, — Art. III,  — 

Art.  IV, — Einleitung und Überschrift. — Wer den 
aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Allgemeine Aussprache. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich schließe die allgemeine Aussprache. 
Einzelberatung entfällt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem ge-
samten Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

(Unruhe.) 

— Meine Damen und Herren, wenn Ihnen auch die 
schnelle Folge der Abstimmungen als angenehmer 
Frühsport erscheinen mag, so darf ich Sie doch um 
etwas Ruhe bitten. 

(Heiterkeit.) 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Altsparer-
gesetzes (Drucksache 674). 

Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
den Lastenausgleich (20. Ausschuß) (Druck-
sache 941). 

(Erste Beratung: 43. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. Atzenroth. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Auf mündliche 
Berichterstattung wird verzichtet!) 

— Der Herr Berichterstatter schlägt Ihnen vor, auf 
mündliche Berichterstattung zu verzichten. Ich 
nehme an, daß das Hohe Haus damit einverstan-
den ist. 

Dann rufe ich auf zur zweiten Beratung §§ 1, —
2, — 3, — 4, — 5, — Einleitung und Überschrift. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgeru-
fenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 
und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. Einzelberatung entfällt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Entwurf eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Altsparer-
gesetzes zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen vom 

*) Siehe Anlage 33  

22. Juli 1954 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen (Drucksache 894); 
Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksachen 953, zu 953). 
(Erste Beratung: 50. Sitzung.) 

Wird auch hier auf die Berichterstattung ver-
zichtet? 

(Zustimmung.) 

— Gut, dann kann ich hierauf verzichten. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung Art. 1,  — 

Art.  2, — Art. 3, — Art. 4, — Einleitung und Über-
schrift. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den 
aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein-
stimmig beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 7: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden (Drucksache 925). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Ich schlage Ihnen vor Überweisung an den Aus-
schuß für Finanz- und Steuerfragen. — Wider-
spruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich darf an dieser 
Stelle folgendes einfügen. Es ist am gestrigen Tag 
ein Mißverständnis entstanden, das im Einverneh-
men zwischen allen Fraktionen bereinigt werden 
soll, indem das sogenannte Mitbestimmungsgesetz 
heute und hier verabschiedet wird. — Ich stelle 
ausdrücklich fest, daß kein Widerspruch gegen die 
Einschiebung dieses Tagesordnungspunktes erfolgt. 

(Zuruf: An die Ausschüsse überweisen!) 
— Jawohl, aber ich muß es  doch erst aufrufen. —
Herr Dr. Atzenroth, wollen Sie zu dem Gesetz 
sprechen? — Nein. Dann muß ich es erst einmal 
aufrufen. Ich rufe auf Punkt 19 der gestrigen Ta-
gesordnung: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Sabel, Even, Scheppmann, Schneider (Ham-
burg), Voß und Genossen eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorstän-
den der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
(Drucksache 842)**); 

b) Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes über die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer in den Auf-  

*) Siehe Anlage 34 
**) Schriftliche Begründung siehe Anlage 35 
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sichtsräten und Vorständen der Unterneh-
men des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie (Drucksache 986). 

Wird  das  Wort dazu gewünscht? — Es wird auf 
das Wort verzichtet. 

Ich schlage Ihnen vor, die beiden Gesetzentwürfe 
zu überweisen an den Ausschuß für Arbeit — feder-
führend — und an die Ausschüsse für Wirtschafts-
politik und Rechtswesen zur Mitberatung. — Bitte, 
Herr Dr. Atzenroth! 

Dr. Atzenroth (FDP): Ich mache den Gegenvor-
schlag, daß diese Gesetzentwürfe federführend der 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik und mitberatend 
die Ausschüsse für Arbeit und Rechtswesen behan-
deln. Es handelt sich hier nicht um ein sozialpoli-
tisches, sondern um ein wirtschaftspolitisches Ge-
setz, und deswegen ist der Wirtschaftspolitische 
Ausschuß zuständig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte, es bei dem Vorschlag des 
Herrn Präsidenten zu belassen. Federführend für die 
Bearbeitung dieses Gesetzes war das Bundes-
ministerium für Arbeit. Bisher s ind alle diese Mit-
bestimmungsgesetze in der gleichen Form behan-
delt worden. Das  gilt  sowohl für das Gesetz über 
die  Mitbestimmung in der Montanindustrie als auch 
für das Betriebsverfassungsgesetz. Die beiden vor-
liegenden Gesetzentwürfe sind praktisch eine Pa-
rallele zu dem Montan-Mitbestimmungsgesetz. Ich 
sehe keinen Anlaß, hier von dem bisherigen Ver

-

fahren abzuweichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, das Haus ist sich jedenfalls darüber einig, 
daß die drei Ausschüsse für Arbeit, für Wirtschafts-
politik und für Rechtswesen damit befaßt werden 
sollen? — Insoweit stelle ich Einverständnis fest. 
Ich muß dann darüber abstimmen lassen, welcher 
Ausschuß federführend ist. Nach den Vorschlägen 
des Ältestenrates soll es der Ausschuß für Arbeit 
sein. Ich darf deshalb diesen Antrag zuerst zur Ab-
stimmung stellen. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, die Hand zu heben. — Das ist auf alle 
Fälle die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Dann rufe ich auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die am 11. Dezember 
1953 unterzeichnete Europäische Überein-
kunft über Formerfordernisse bei Patent-
anmeldungen (Drucksache 759); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für ge-
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
(17. Ausschuß) (Drucksache 947). 

(Erste Beratung: 43. Sitzung.) 

Als Berichterstatter hat das Wort der Abgeord-
nete Dr. Furler. 

Dr. Furler (CDU/CSU), Berichterstatter: Meine 
Damen und Herren! Der Ausschuß für gewerblichen 
Rechtsschutz und Urheberrecht hat diese Konven-
tion über Formerfordernisse bei Patentanmeldun-
gen beraten und einstimmig beschlossen, Ihnen in 
Drucksache 947 zu empfehlen, den Gesetzentwurf, 
Drucksache 759, in der Fassung des Ausschusses 
Drucksache 947 anzunehmen. 

Es handelt sich hier um eine Übereinkunft, die 
von den Staaten des Europarates am 11. Dezember 
1953 getroffen worden ist. Die Übereinkunft 
schließt Bemühungen ab, die im Jahre 1926 be-
gonnen wurden. Schon 1926 hat in Bern eine 
„Réunion Technique", eine „Technische Konferenz" 
mit dem Ziele stattgefunden, die Formerforder-
nisse des Patentwesens zu vereinheitlichen. Wir 
haben ja den Rechtszustand, daß wir so viele Staa-
ten in der Welt, so viele Patentgesetze, so viele 
Patentämter und so viele verschiedene Patent-
rechte haben. Daß das zu einer außerordentlichen 
Komplikation für die Erfinder und diejenigen 
führt, die Patente erwerben wollen, bedarf wohl 
keiner Darlegung. Besonders schlimm war, daß 
fast alle Staaten voneinander abweichende Bestim-
mungen über die Anmeldung von Patenten hatten, 
so daß jeder Erfinder gezwungen war, sich nach 
den nationalen Vorschriften zu richten. Wenn ein 
Erfinder also die Absicht hatte, in zwanzig Staaten 
anzumelden, mußte er zwanzig in sich verschie-
dene Patentanmeldungen ausarbeiten, was der ein-
fache Erfinder ohne Zuhilfenahme von Beratern 
überhaupt nicht tun konnte. 

Die Staaten des Europarates haben sich des 
Problems angenommen. Sie haben Konferenzen 
durchgeführt und diese Konvention zustande ge-
bracht. 

Die Konvention vereinfacht zunächst einmal die 
Bestimmungen über die Patentanmeldung. Sie 
führt aber dann zu einer starken Vereinheitlichung. 
Das heißt: wenn die Konvention in Kraft getreten 
ist, kann sich ein Erfinder darauf verlassen, daß 
er in allen Staaten des Europarates nach den glei-
chen Formvorschriften anmelden kann. Es kann 
ihm nicht gesagt werden, daß wegen national ab-
weichender Bestimmungen der Patentanmeldung 
irgendwelche Mängel anhafteten, daß er deshalb 
seine Anmeldung zurückbekommt oder diese viel-
leicht mit einer anderen Priorität in Arbeit genom-
men wird. Diese Vereinheitlichung stellt aber nur 
einen ersten Schritt dar. Gegenwärtig tagen Sach-
verständige des Europarates, um die Klassifizierung 
der Patente, die auch eine sehr wichtige Angele-
genheit ist, ebenfalls einer Vereinheitlichung zu-
zuführen. 

Aber das große Ziel der Bemühungen der Staa-
ten des Europarates ist es, überhaupt die nationale 
Zersplitterung auf dem Gebiet des Patentrechts 
zu überwinden und dahin zu kommen, daß wenig-
stens im Rahmen unseres ja sehr klein geworde-
nen Europas einheitliche, d. h. gleiche materielle 
Patentgesetze sich entwickeln, daß wir zu einem 
einheitlichen Patentamt für die Staaten des 
Europarates und als Krönung dieser Bemühungen 
zu einem einheitlichen Patentrecht kommen, also 
zu einem Patentrecht, das nicht nur in einem 
nationalen Staate gilt, sondern in allen Staaten, 
die dem Europarat angehören. Dies ist ein Ziel, das 
gerade auch der Ausschuß, der dieses erste Gesetz 
beraten hat, als besonders erstrebenswert ansieht. 
Der Ausschuß freut sich, daß wenigstens ein erster 
Schritt zu diesem Ziele getan worden ist. Denn es 
wäre in der Tat erwünscht und notwendig, wenn 
auf dem Gebiete des Patentrechts, das ja so stark 
international eingestellt ist, in einem Staatenver-
band einmal ein einheitliches Schutzrecht ent-
stünde, so daß wir hier die auf nationalstaatlichen 
Erwägungen beruhende Zersplitterung des Rechts 
überwinden würden. Aus diesem Grunde hat sich 
der Ausschuß besonders dafür eingesetzt, daß der 
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Europarat seine Bemühungen fortsetzt und mög-
lichst bald zu einer Vereinheitlichung des materi-
ellen Patentrechtes, der Patentformalitäten und der 
Patentämter gelangt. 

Ich möchte nur noch bemerken, ,daß diese Kon-
vention, sobald sie durch Ratifizierung in Kraft 
getreten ist, auch weiteren Staaten offensteht. Es 
können alle Staaten, die der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigen-
tums angehören, der Europaratskonvention bei-
treten und damit erreichen, daß sich die dargelegte 
Vereinfachung und Vereinheitlichung auf fast die 
ganze westliche Welt einschließlich der Vereinigten 
Staaten von Amerika ausdehnt. 

Der Ausschuß bittet Sie daher, dem Gesetz Ihre 
Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe in zweiter Lesung auf: Art. 1, — 2, —
3, — 4, — Einleitung und Überschrift. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe ,die all-
gemeine Aussprache. Einzelberatung entfällt. Ich 
komme zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
vom Sitz zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf Punkt 9 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Kuba vom 22. März 1954 über die 
Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 
und über den Schutz von Herkunftsbezeich-
nungen (Drucksache 758); 
Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
(17. Ausschuß) (Drucksache 951). 
(Erste Beratung: 43. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatterin hat Frau Abge-
ordnete Dr. Jochmus. 

Frau Dr. Jochmus (CDU/CSU), Berichterstatterin: 
Herr Präsident! Meine Herren und Damen! Der 
vorliegende Gesetzentwurf befaßt sich mit einem 
Abkommen zwischen Deutschland und Kuba über 
die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 
und  den  Schutz von Herkunftsbezeichnungen. Bei 
Kriegseintritt hat Kuba die gewerblichen Schutz-
rechte deutscher Staatsangehöriger der Verwaltung 
des Treuhänders für Feindvermögen unterstellt. 
Diese Maßnahme ist im Januar 1953 aufgehoben 
worden. In der Zeit dieser Treuhänderschaft sind 
keine Schutzrechte veräußert worden, und die Be-
nutzungsrechte, die eingeräumt worden waren, sind 
mit dem Dekret von 1953 wieder erloschen. Aber 
es war in der Zeit der Treuhänderschaft nicht mög-
lich, die Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
deutschen Schutzrechte zu treffen, so daß ein 

*) Siehe Anlage 36  

großer Teil erloschen ist. Um sie nun wieder auf-
leben zu lassen, hat man ein Abkommen getroffen, 
nach dem eine Frist von sechs Monaten nach In-
krafttreten dieses Abkommens gegeben wird, um 
alle Maßnahmen zu ergreifen, alle Zahlungen zu 
leisten, um die alten Patente und Schutzrechte wie-
der zur Gültigkeit zu bringen. Es war in der 
Kriegszeit ferner nicht möglich, die im Pariser Ab-
kommen vorgesehenen Fristen für die Anmeldung 
der Prioritäten einzuhalten. Jetzt wird auch dafür 
eine Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes gegeben, um das Erforderliche nach-
zuholen. 

Im allgemeinen entspricht dieses Abkommen 
einem solchen, welches die Alliierten unter sich ab-
geschlossen haben. Wir von deutscher Seite können 
uns durchaus damit einverstanden erklären, da es 
keine Diskriminierung für uns enthält. Es ist aller-
dings eine Bestimmung darin, die von der üblichen 
Norm abweicht. Bei einigen Schutzrechten, die von 
Dritten benutzt worden sind, ist eine besondere 
Regelung getroffen worden. Im allgemeinen geht 
die bessere Priorität vor. Aber hier würden, wenn 
jetzt deutsche Prioritäten wieder zur Geltung kom-
men, kubanische Rechte in einer Weise betroffen, 
die unter Umständen mit einer Enteignung nach 
dem kubanischen Recht gleichzusetzen wäre, wofür 
eine Entschädigung zu zahlen wäre. Hier soll aus-
nahmsweise nicht ohne weiteres die bessere Priori-
tät zuerkannt werden, sondern es sollen die kuba-
nischen Gerichte entscheiden, bei denen die deut-
schen Antragsteller ihre Rechte geltend machen 

können. Da es sich hierbei um Besonderheiten des 
innerkubanischen Rechtes handelt, war dem von 
unserer Seite nicht entgegenzutreten. 

Das Abkommen behandelt aber noch eine zweite 
Angelegenheit, nämlich Abmachungen über Her-
kunftsbezeichnungen. Im Handel hat sich bezüglich 
der Tabaksorten eingebürgert, daß Zigarren oder 
sonstige Rauchwaren mit Bezeichnungen wie 
„Havanna", „Kuba" oder „kubanisch- havannisch" 
gehandelt werden, 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

ohne daß diese Sorten wirklich den kubanischen 
oder havannischen Tabak enthalten. Infolgedessen 
hat Kuba verlangt, auf diesem Gebiet eine Bereini-
gung dahingehend zu schaffen, daß nur noch die 
Sorten so bezeichnet werden dürfen, die aus Ta-
baken hergestellt sind, die wirklich aus Kuba oder 
Havanna kommen. Für die Aufbrauchung der alten 
Marken ist eine lange Übergangsfrist eingeführt 
worden, so daß auch unserer deutschen Wirtschaft 
dadurch kein Schaden entstehen wird. 

Im übrigen trifft sich diese Regelung mit den Be-
strebungen deutscherseits, zu einer stärkeren Siche-
rung der Herkunftsbezeichnungen zu kommen. Der 
Ausschuß war daher der Meinung, daß diesem Ab-
kommen zugestimmt werden kann. Es ist ein Ab-
kommen auf internationaler Basis, dem wir nur im 
ganzen zustimmen oder das wir nur im ganzen 
ablehnen können. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen, 
der Vorlage zuzustimmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung Art. 1, — Art. 2, 
— Art. 3, — Art. 4, — Einleitung und Überschrift. 
— Das Wort wird nicht gewünscht. 
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Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-

men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 
dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. Einzelberatung entfällt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich von seinem Platz zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/ 
BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über Per-
sonalausweise (Drucksache 918); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für An-
gelegenheiten der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) (Drucksache 966). 

(Erste Beratung: 53. Sitzung.) 

Als Berichterstatter hat das Wort Herr Abge-
ordneter Maier (Freiburg). 

Maier (Freiburg) (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Im Bundes-
gesetz über Personalausweise vom 19. Dezember 
1950 wird in einer Übergangsvorschrift in § 4 be-
stimmt, daß bis  zum 31. Dezember dieses Jahres 
als Personalausweis im Sinne des § 1 dieses Ge-
setzes jeder mit einem Lichtbild versehene Aus-
weis gilt, der genau festgelegte Angaben enthält 
und von einer Behörde im Bundesgebiet oder in 
West-Berlin nach dem 8. Mai 1945 ausgestellt ist. 
Das bedeutet, daß ab 1. Januar 1955 die in § 1 
bestimmten Personalausweise nicht mehr gültig 
sind. Für Berlin (West) aber gilt auch heute noch 
eine Anordnung der Alliierten Kommandantur vom 
24. Januar 1946, nach der die Berliner Bevölkerung 
einen sogenannten behelfsmäßigen Personalausweis 
bekommt. Alle Versuche des Senats, die Alliierten 
durch Verhandlungen zu bewegen, ihre Verord-
nung aufzuheben und alliiertes Recht durch Bun-
desrecht oder Berliner Landesrecht abzulösen, sind 
erfolglos geblieben. Dadurch entfällt die Möglich-
keit, das Bundesgesetz über Personalausweise vom 
19. Dezember 1950 auf Berlin zu übernehmen. Bei 
der Schaffung neuer Personalausweise hätten sich 
für Berlin Schwierigkeiten ergeben, weil dazu die 
Zustimmung aller vier Besatzungsmächte erforder

-

lich geworden wäre. Infolgedessen werden vor-
läufig die sogenannten behelfsmäßigen Personal-
ausweise weiter ausgegeben. 

Unter diesen Umständen ist eine Änderung des 
§ 4 des Bundesgesetzes über Personalausweise nötig 
geworden. Mit Rücksicht auf den bevorstehenden 
Fristablauf —den  31. Dezember 1954 — haben 
sich alle Fraktionen des Hauses auf den Initiativ-
antrag Drucksache 918 geeinigt, der zur Behand-
lung dem Ausschuß für Angelegenheiten der inne-
ren Verwaltung zugewiesen wurde. 

Der Ausschuß hat sich mit diesem Antrag be-
schäftigt und hat einmütig dem Ersuchen der An-
tragsteller entsprochen. Er glaubte aber, der vor-
geschlagenen Ergänzung des § 4 gegenüber eine  

bessere Lösung dadurch vorschlagen zu sollen, daß 
er eine Neufassung des genannten Paragraphen 
empfiehlt, die Ihnen im Bericht auf Drucksache 966 
vorliegt. 

Der Ausschuß bittet das Hohe Haus, seinem Vor-
schlag beizutreten und die Berichtsvorlage anzu-
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung §§ 1 und 2, — 
Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. Einzelberatung entfällt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünschen, sich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich höre, daß in-
zwischen die Liste der entschuldigten Abgeord-
neten hergestellt ist, und bitte um ihre Bekannt-
gabe. 

Burgemeister, Schriftführer: Es suchen für län-
gere Zeit um Urlaub nach Abgeordneter Onnen für 
fünf Wochen wegen dienstlicher Inanspruchnahme, 
Abgeordnete Frau Dr. Schwarzhaupt für drei 
Wochen wegen dienstlicher Inanspruchnahme. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich nehme an, daß das 
Hohe Haus mit der Erteilung dieses über acht Tage 
hinausgehenden Urlaubs einverstanden ist. 

(Zustimmung.) 

Burgemeister, Schriftführer: Der Herr Präsident 
hat Urlaub erteilt für einen Tag den Abgeordneten 
Fürst von Bismarck, Dr. Kopf, Dr. Preiß, Birkel-
bach, Rasch, Dr. Gille, Gräfin Finckenstein, Metzger 
und Leibfried. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Haus hat hiervon 
Kenntnis genommen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Wahlprüfung und Immunität 
(1. Ausschuß) über die Beschwerdesache vor 
dem Bundesverfassungsgericht des Dr. Bern-
hard Gericke in Wolfsburg gegen den Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 
25. Mai 1954 betreffend die Gültigkeit der 
Wahl zum 2. Deutschen Bundestag am 6. Sep-
tember 1953 des im Wahlkreis 54 (Peine-
Gifhorn) gewählten Abgeordneten Dr. Schöne 
(SPD) (Drucksache 977). 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. von Merkatz. — Der Herr Berichterstatter 
ist im Augenblick nicht im Saale. Wird auf Bericht-
erstattung verzichtet? 

(Zustimmung.) 
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— Das ist der Fall. Dann darf ich diejenigen Da-
men und Herren bitten, die dem Mündlichen Be-
richt des Ausschusses auf Drucksache 977 zuzustim-
men wünschen, die Hand zu heben. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung  des  interfraktionellen Antrags be-
treffend Überweisung von Anträgen an die 
Ausschüsse (Umdruck 198*)). 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem An-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Anpas-
sung der Leistungen für Kinder in der 
gesetzlichen Unfallversicherung, in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen, in 
der Arbeitslosenversicherung und Ar-
beitslosenfürsorge sowie in der Kriegs-
opferversorgung an das Kindergeldgesetz 
(Kindergeldanpassungsgesetz—KGAG —) 
(Drucksache 876); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik (28. Ausschuß) (Drucksache 
978, Umdrucke 228, 230 [neu], 231, 234) 
(Erste Beratung: 48. Sitzung); 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gewährung von Kinder-
geld (Drucksache 877, Umdrucke 201, 206); 

c) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Gewährung von Kindergeld und die 
Errichtung von Familienausgleichskassen 
(Kindergeldergänzungsgesetz) (Druck

-

sache 974). 

Ich schlage vor, daß zuerst die Berichterstattung 
zu Punkt a entgegengenommen wird, und erteile 
das Wort der Frau Abgeordneten Finselberger als 
Berichterstatterin. 

Frau Finselberger (GB/BHE), Berichterstatterin: 
Herr Präsident, ich möchte im Hinblick auf die 
Zeitnot vorschlagen, daß auf die mündliche Be-
richterstattung verzichtet wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Frau Bericht-
erstatterin schlägt vor, auf den mündlichen Be-
richt zu verzichten. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Zur Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Dr. 
Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich schlage dem Hohen Hause vor, bei der Be-
ratung die Reihenfolge einzuhalten, daß wir zu-
nächst den Punkt b und dann die Punkte a und c 
behandeln. Bei b handelt es sich um einen Gesetz-
entwurf, der zwischen der zweiten und dritten 
Lesung des Kindergeldgesetzes vorgelegt worden 

*) Siehe Anlage 2.  

ist. Bei den beiden anderen handelt es sich um Er-
gänzungsgesetze. Es wäre also zweckmäßig, wenn 
wir zunächst einmal über die grundsätzliche Frage 
Beschluß faßten, wie wir den Gesetzesvorschlag 
unter b behandeln. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, der Herr Abgeordnete Dr. Atzenroth hat 
den Vorschlag gemacht, zuerst den Gesetzentwurf 
unter b, den Antrag der FDP, zu behandeln und 
danach erst in die Beratung der übrigen Entwürfe 
einzutreten. Wird dazu das Wort gewünscht? — Ist 
das Haus mit dieser Methode einverstanden? 

(Zurufe von der Mitte: Nein!) 

— Dann darf ich doch bitten, zur Begründung hier 
einen Redner heraufzuschicken, der den gegne-
rischen Standpunkt darlegt. —

Herr Abgeordneter Horn! 

Horn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte, den Antrag des Herrn Dr. 
Atzenroth abzulehnen. Wir sind uns über die Pro-
blematik und die Zusammenhänge durchaus im 
klaren. Das  Kindergeldanpassungsgesetz, das unter 
dem Buchstaben a zur Beratung steht, ist die not-
wendige Anpassung an das verabschiedete und in-
zwischen verkündete Kindergeldgesetz. Ich möchte 
beantragen, daß es bei der Reihenfolge, wie sie auf 
der Tagesordnung festgelegt ist, verbleibt, und 
wiederhole meine Bitte, den Antrag Atzenroth ab-
zulehnen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Professor Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unbestritten ist der FDP-Ge-
setzentwurf der umfassendste. Wenn über diesen Ge

-

setzentwurf abgestimmt ist, ist eine grundsätzliche 
Entscheidung getroffen. Entweder entfällt dann 
die Beratung der Punkte a und c, oder es ist eine 
grundsätzliche Linie für die Weiterberatung ge-
geben. Deshalb, glaube ich, liegt es wirklich im 
Interesse der Sache, den umfassendsten Gesetzent-
wurf zuerst zu beraten. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Atzenroth.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Das Wort zur Geschäftsordnung wird nicht 
mehr gewünscht. 

Ich lasse über den Antrag des Abgeordneten Dr. 
Atzenroth, Punkt b vorzuziehen und nachher erst 
die anderen Punkte zu behandeln, abstimmen. Wer 
diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abge-
lehnt. 

Dann kommen wir also in der Reihenfolge zur 
Beratung, in der die Punkte hier stehen, nämlich 
zuerst zur zweiten und dritten Beratung des von 
der Fraktion der CDU/CSU vorgelegten Gesetz-
entwurfs, zu dem auf die Berichterstattung ver-
zichtet wurde. 

Ich darf in zweiter Beratung § 1 mit Um-
druck 234*) Ziffer 1 aufrufen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Frehsee. 

*) Siehe Anlage 3. 
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Frehsee (SPD): Herr Präsident, wenn Sie ge-
statten, darf ich gleich den gesamten Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD begründen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte, das dient nur 
der Vereinfachung der Sache. 

Frehsee (SPD): Es liegt im Interesse der Be-
schleunigung des Verfahrens. 
Meine Damen und Herren! Als wir das Kinder-

geldgesetz beraten haben, waren wir uns trotz 
vieler Gegensätze und trotz vieler Meinungsver-
schiedenheiten doch in dem Grundsatz einig, daß 
den kinderreichen Familien zusätzlich zu dem, was 
sie aus Lohn oder Gehalt oder sonstigem Einkom-
men haben, für mindestens das dritte und jedes 
weitere Kind 25 DM gegeben werden sollen. Wir 
wollten damit der höheren Belastung Rechnung 
tragen, der diese Familien durch die größere Kin-
derzahl ausgesetzt sind. 
Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 

bedauert außerordentlich, daß im Kindergeldan-
passungsgesetz dieser Grundsatz verlassen worden 
ist, daß das, was für die sonstigen Einkommen- und 
Kindergeldbezieher an Rechten nun geschaffen 
worden ist, für die ärmsten Gruppen innerhalb 
unseres Volkes nicht gelten soll. Die Fraktion der 
SPD hat Ihnen deswegen auf Umdruck 234 Ände-
rungsanträge vorgelegt, die bezwecken, daß den 
Beziehern von Renten der gesetzlichen Unfallver-
sicherung, den Sozialrentnern und den Beziehern 
von Arbeitslosenunterstützung und Arbeitslosen-
fürsorge ebenfalls mindestens 25 DM vom dritten 
Kind ab gewährt werden, wie sie nach dem Kinder-
geldgesetz gewährt werden, das nun am 14. No-
vember verkündet worden ist. 
Wir beantragen weiter, daß diese Regelung auch 

dann gelten soll, wenn die Eltern des Kindes ver-
storben sind, für das Kindergeld gewährt wird. Wir 
haben deswegen in den Änderungsanträgen zu den 
§§ 1 und 2 formuliert: Dies gilt entsprechend für 
Waisen eines Getöteten bzw. für Waisen eines 
Rentenberechtigten. Wir bitten Sie dringend, die-
sem Antrag zuzustimmen und auf diese Weise 
diesen Schichten unseres Volkes soziale Gerechtig-
keit zu schaffen. 
Der Anpassungsgesetzentwurf weist noch eine 

Reihe anderer Lücken auf, auf die ich hier nicht im 
einzelnen eingehen will, um die Beratung nicht zu 
sehr in die Länge zu ziehen. Ich darf nur darauf 
aufmerksam machen, daß z. B. Unfallrentner, die 
ja, wenn sie schwerbeschädigt sind, eine Kinderzu-
lage aus der Unfallversicherung erhalten, dann, 
wenn sie — wie es vielfach der Fall ist, beispiels-
weise gerade in der Landwirtschaft — noch er-
werbstätig sind, kein Kindergeld oder nur einen 
Teil des Kindergelds erhalten, das ihre Kollegen 
gerade in der Landwirtschaft bekommen, wenn sie 
nicht unfallgeschädigt sind. 
Lassen  Sie  mich, weil ich gerade von der Land-

wirtschaft spreche, noch eine andere Bemerkung 
machen. Nach der Ausschußvorlage soll das Kin-
dergeld aus der Unfallversicherung direkt von der 
Berufsgenossenschaft gezahlt werden. Wir bean-
tragen, daß es von der Familienausgleichskasse ge-
zahlt wird, die bei eben dieser Berufsgenossen-
schaft errichtet ist, weil wir meinen, damit einen 
zweckmäßigeren und einfacheren Weg einzu-
schlagen. Dabei haben wir auch im Auge, daß das 
Kindergeld in den verschiedenen Wirtschafts-
zweigen ausgeglichen werden soll. Sie werden sich  

alle daran erinnern, daß der Landwirtschaft von 
der übrigen Wirtschaft ein Ausgleich gegeben wer-
den soll. Wenn Sie es bei der Regelung belassen, 
die die Ausschußfassung vorsieht, dann belasten 
Sie allein die Landwirtschaft mit dem Kindergeld, 
das für ihre Unfallrentner gezahlt werden soll. Das 
ist aber eine relativ sehr viel stärkere Belastung 
als in der übrigen Wirtschaft, weil die Unfallren-
ten in der Landwirtschaft sehr niedrig sind und 
entsprechend auch die Kinderzulage für Schwer-
beschädigte sehr niedrig ist, so daß also die Diffe-
renz zwischen dem, was in der Landwirtschaft 
schon gezahlt wird, und den 25 DM dort besonders 
groß ist. Diese Beträge sollen ausschließlich von 
der Landwirtschaft aufgebracht werden, wenn Sie 
der Ausschußvorlage folgen. Sie sollen von den 
Familienausgleichskassen aufgebracht werden und 
damit dem Ausgleich unterliegen, den wir für das 
Kindergeld geschaffen haben, wenn Sie dem An-
trag der Fraktion der SPD zustimmen. Aus diesen 
Gründen bitten wir Sie um Zustimmung zu den 
Änderungsanträgen auf Umdruck 234. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei diesem Ergänzungsgesetz 
zeigt sich deutlich, daß schlechte Gesetze fortzeu-
gend schlechte Novellen gebären müssen. 

(Beifall bei der FDP, SPD, DP und beim 
GB/BHE. — Widerspruch bei der 

CDU/CSU.) 
Das ist praktisch die erste Novelle zum Kinder-
geldgesetz, das vor einigen Tagen verkündet wor

-

den ist. 

(Abg. Horn: Nein, eben nicht! Sie haben 
es immer noch nicht kapiert, Herr Atzen-
roth! — Weiterer Zuruf von der Mitte: 
Der Name sagt doch etwas ganz anderes!) 

Es ist insofern eine schlechte Novelle, als es eine 
ganz andere Konzeption beinhaltet. Hier wird ver-
mischt die Gewährung von Kindergeld aus der 
Versicherung heraus — aus der Unfallversicherung, 
aus der Rentenversicherung — und die Gewährung 
von Kindergeld nach einem Prinzip — na, wir sind 
uns ja nicht ganz einig, nach welchem Prinzip das 
Kindergeld im Kindergeldgesetz gegeben wird! 
Diese beiden Prinzipien werden hier miteinander 
vermischt. Mein Vorredner hat schon klar und deut-
lich herausgestellt, daß es dadurch zu Unzuträg-
lichkeiten kommt, die besonders kraß bei der 
Landwirtschaft liegen, weil dort de Berufsgenos-
senschaft einen anderen Charakter hat als bei ge-
werblichen Betrieben. Wenn es also bei der Aus-
schußfassung bliebe, hätten die Versicherungsträger 
das Kindergeld, das sie aus anderen Gründen zah-
len, aus dem Versicherungsfonds heraus zu er-
höhen. Wir dagegen wollen grundsätzlich Kinder-
geld nicht aus dem Versicherungsgedanken heraus 
gewähren, sondern wollen auch den hier betrof-
fenen Kreisen das Kindergeld mit derselben Be-
gründung geben wie den Beschäftigten und den 
Selbständigen, die im Kindergeldgesetz erfaßt sind. 

Infolgedessen können auch wir der Ausschußfas-
sung, also dem abgeänderten Ergänzungsgesetz, 
nicht zustimmen. Wir würden dem Vorschlag der 
SPD, obwohl er uns nicht in vollem Maße be-
friedigt, unsere Zustimmung geben. Als beste 
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Lösung aber sehen wir immer noch unseren eigenen 
Gesetzentwurf an, den wir erst zu Punkt b behan-
deln werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Finselberger. 

Frau Finselberger (GB/BHE): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Es ist hier schon ein 
sehr richtiges Wort gesprochen worden, dem ich 
nur in jeder Beziehung beitreten kann: einem 
schlechten Kindergeldgesetz kann nur ein schlech-
tes Kindergeldanpassungsgesetz folgen. Ich möchte 
im Namen meiner politischen Freunde sagen, daß 
dieses Kindergeldanpassungsgesetz noch ent-
täuschender und noch ungerechter ist als das Kin-
dergeldgesetz. 

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und 
bei der FDP.) 

Ich muß das deshalb besonders betonen, weil man 
doch wirklich denjenigen Gruppen, die wir im 
Kindergeldanpassungsgesetz erfassen und die zu 
den sozial schwachen Gruppen gehören, nicht zu-
muten kann, daß sie ihre Kinderzuschläge aus 
ihren eigenen Mitteln ergänzen, nämlich aus den 
Mitteln ihrer Versicherungen, daß sie also ihr Kin-
dergeld zu einem Teil sozusagen selbst finanzieren 
müssen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Deshalb sage ich hier mit aller Betonung, daß 
dieses Gesetz noch unsozialer und noch schlechter 
ist als das Kindergeldgesetz. Es wird die Unter-
stützung meiner Fraktion nicht finden. 

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und 
bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Winkelheide. 

(Aha-Rufe von der SPD. — Abg. Dr. Schel

-

lenberg: Klassische Lösung!) 

Winkelheide (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Obwohl es viele nicht hören 
wollen, möchte ich doch noch einmal das Bild der 
Urlösung vor Augen führen. 

(Große Heiterkeit bei der SPD und rechts. 
— Zurufe von der SPD: Klassische Lösung! 

Urlösung!) 

Worum geht es? Im öffentlichen Dienst haben 
wir seit Jahren ein Kindergeld gekannt. In den 
Zweigen der Sozialversicherung, der Fürsorge-
unterstützung und in den andern sozialen Zweigen 
wurde immer der Lebensunterhalt auf Grund der 
Familiengröße berechnet. Dazwischen lag der Raum 
der  Erwerbswirtschaft. Für diesen Raum haben wir 
vor einigen Wochen in diesem Hause das Kinder-
geldgesetz verabschiedet, das vor einigen Tagen 
im Bundesgesetzblatt verkündet worden ist. Da-
mals haben wir erklärt, daß wir die anderen Grup-
pen, die ihren Lebensunterhalt aus Rente, Für-
sorgeunterstützung, Kriegsopferversorgung, Un-
fallversicherung oder Arbeitslosenversicherung be-
streiten, nachziehen, d. h. daß wir das Kindergeld, 
das nicht dem Richtsatz unseres Kindergeldgesetzes 
entspricht, anheben wollen. Und das beinhaltet 
unser Kindergeldanpassungsgesetz. 
Das Kindergeldanpassungsgesetz, das dem Hohen 

Hause heute vorliegt, ist keine Novelle zum Kin

-

dergeldgesetz, weil unser Kindergeldgesetz etwa 
schlecht ist. Das Kindergeldgesetz ist überhaupt gar 
nicht so schlecht, wie sein Ruf draußen ist. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
rechts. — Unruhe. — Glocke des 

Präsidenten.) 

Ich darf Ihnen hier sagen, meine Damen und Her-
ren, daß die Arbeiten sehr wohl und sehr gut an-
laufen, und Sie werden in einiger Zeit überrascht 
sein, 

(Lachen bei der SPD) 

wie gut die Dinge sich vollziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In dem Kindergeldgesetz, das hier verabschiedet 
worden ist, steht in § 3, daß jeder nur einmal einen 
Anspruch auf Kindergeld hat. Dieses Einmalige 
wollen wir auch hier betonen, und darum haben 
wir das in dieser Fassung verabschiedet, daß wir 
das, was bereits an Kinderzulagen in den einzelnen 
Kategorien gezahlt wird — in der Unfallversiche-
rung, der Rentenversicherung etc. —, anheben auf 
25 DM vom dritten Kind ab. Diese 25 DM vom drit-
ten Kind ab sollen auch steuerfrei gemacht und so 
als Kindergeld gewertet werden. 

Wenn man nun sagt, das sei unsozial, dann liegt 
das nicht im System. Wenn der Rentner mit seiner 
Rente nicht auskommt, liegt das nicht beim Kin-
dergeld, sondern dann liegt das an anderen Dingen, 
an der anderen Konstruktion. 

(Zurufe und Lachen bei der SPD.) 

Und da haben wir bereits das Mehrbetragsgesetz 
beschlossen. 

Einen dritten Gesichtspunkt möchte ich noch her-
ausstellen. Die Mittel aus dem Kindergeldgesetz 
werden von der gewerblichen Wirtschaft im Um-
lageverfahren aufgebracht. Die Mittel für dieses 
Anpassungsgesetz sollen aus jenen Fonds und den 
Versicherungszweigen kommen, die dafür zustän-
dig sind. Und wenn wir das Anpassungsgesetz zum 
Kindergeldgesetz nehmen und die Regelung, die im 
öffentlichen Dienst besteht, dann ist das eine aus-
gelastete Sache in allen drei Zweigen. 
Darum bitte ich, meine Damen und Herren, den 

Änderungsantrag der SPD, Umdruck 234, abzu-
lehnen und den Bericht des Ausschusses anzu-
nehmen. 

(Zurufe von der SPD: Ach wie selbst

-

gerecht! — Wie christlich!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Rasch. 

(Zurufe von der CDU/CSU: 9 Uhr!) 

Rasch (SPD): Meine Damen und Herren! Ich muß 
doch, trotz der Kürze der Zeit, ein paar Worte 
sagen, und zwar zum Kindergeldanpassungsgesetz 
hinsichtlich der Schwerbeschädigten und der Krie-
gerwitwen. Ich muß hier eindeutig feststellen, daß 
gerade die Schwerbeschädigten und die Krieger-
witwen im Kindergeldgesetz und im Kindergeld-
anpassungsgesetz am schlechtesten weggekommen 
sind. Es ist eine Tatsache, daß gerade die Million 
Kriegerwitwen auch in diesem Anpassungsgesetz 
nicht berücksichtigt werden. Ich habe hier ein 
Schreiben des Arbeitsministeriums vom 2. Novem-
ber dieses Jahres, in dem es zu dieser Frage der 
Kriegerwitwen heißt: 
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Bei der Regelung nach dem Gesetzentwurf wie 
auch nach dem Vorschlag in Anlage 1 sind die 
Kriegerwitwen bisher nicht in Betracht ge-
zogen worden. Soweit eine Kriegerwitwe die 
Voraussetzungen des Kindergeldgesetzes nach 
§ 1 erfüllt, erhält sie ein Kindergeld für ihre 
Waisen, wenn sie berufstätig ist. 

Und der Arbeitsminister sagt in seinem Schreiben 
selbst: 

Dieses hier gegebene Kindergeld wird ihr bei 
der Bemessung der Ausgleichsrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz wieder angerechnet. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich meine, meine Damen und Herren, dieser Vor-
gang sollte doch unmöglich sein! 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Wir sind -der Meinung, daß diese Frage nicht mit 
dem Bundesversorgungsgesetz gekoppelt werden 
sollte. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 
Wir sind der Auffassung, daß dieses Kindergeld 
insbesondere für die Witwen zusätzlich gegeben 
werden müßte. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß wir nicht bereit 
sein sollten, für den gefallenen Vater von Staats 
wegen einzutreten. 

Wie soll man denn die Dinge gestalten? Ich will 
hier gar nicht auf die vielen Äußerungen Bezug 
nehmen, die der Herr Familienminister zu dieser 
Frage getan hat. 

(Zurufe.) 

Der ist für uns ja gar nicht mehr kompetent; er 
steht auch gar nicht mehr zur Debatte. Aber, wenn 
der Vater im Kriege gefallen ist und die Mutter 
für die Waisen sorgen muß, dann hat sie für diese 
Kriegerwaisen auch einen Anspruch auf Kinder-
geld. Man soll doch nicht der Frau zumuten, ar-
beiten zu gehen und damit das Kindergeld zu er-
halten, ihr aber in der Berechnungsschematik 
nach dem Bundesversorgungsgesetz den gleichen 
Betrag wieder entziehen. So kann man die Dinge 
meines Erachtens nicht gestalten. 

(Abg. Arndgen: In der Form nicht, wie Sie 
jetzt reden!) 

Meine Damen und Herren, dann noch eines! Nach 
dem Gesetzesvorschlag der CDU soll der Schwerbe-
schädigte ein Kindergeld in der Anpassungshöhe 
von 5 DM erhalten, wenn er Ausgleichsrente be-
zieht. Wir haben eine Unzahl von Schwerbe-
schädigten, die nicht in einem unselbständigen Ar

-

beitsverhältnis stehen, und wir erleben es nun, daß 
diese Schwerbeschädigten, die z. B. einen Fahrrad-
stand haben oder kleine Einkünfte aus Verpach-
tungen und dergleichen beziehen, kein Kindergeld 
erhalten werden, wenn ihr sonstiges Einkommen 
auch nur in Höhe von ungefähr 100 DM liegt. Wir 
wissen doch, daß diese Schwerbeschädigten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz keine Ausgleichs-
renten beziehen. Ich glaube, das ist doch unfein 
und unschön, das muß mit aller Deutlichkeit her-
ausgestellt werden. Wenn man von der deutschen 
Bevölkerung und auch von der deutschen Krieger-
witwe verlangt, daß ihre Kinder eines Tages wie-
der in den Krieg ziehen, dann soll man auch so ge-
recht sein und so verantwortungsbewußt handeln, 
daß man in der Bundesrepublik die Kriegerwaisen  

nicht schlechter stellt als die übrigen Kinder. Ich 
bitte Sie also, unserem Antrag Umdruck 234 Ihre 
Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf zunächst festhalten, daß 9 Uhr 
bereits vorbei ist. Als ich dem Herrn Abgeordneten 
Rasch das Wort gab, war ich der Meinung, er sei 
der letzte Redner und wir könnten die Beratung 
dieses Paragraphen noch abschließen. Inzwischen 
haben sich gleich drei weitere Redner gemeldet. Ich 
nehme an, daß Sie an unseren Vereinbarungen 
festhalten wollen, um 9 Uhr zu  u nter

-

brechen, um den Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP Gelegenheit zu Fraktionssitzungen zu 
geben, und die Beratungen zu einem späteren Zeit-
punkt fortzusetzen. 

Bevor ich die Sitzung unterbreche, darf ich noch 
darauf hinweisen, daß die Mitglieder des Ausschus-
ses für Wirtschaftspolitik zu einer Besprechung um 
9 Uhr 30 Minuten nach Zimmer 02 Süd eingeladen 
werden. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 10 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 
9 Uhr 4 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 10 Uhr 10 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Jaeger wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die unterbrochene Sitzung 
wieder. Gemäß den getroffenen Vereinbarungen 
treten wir nunmehr zuerst in die Beratung des 
Punktes 14 ein. Ich darf mir jedoch erlauben, dar-
auf hinzuweisen, daß nicht nur dieser Gegenstand 
sehr umfangreich ist, sondern auch eine Reihe an-
derer Punkte — wie die soeben begonnene Lesung 
des Kindergeldanpassungsgesetzes — heute zur Be-
ratung stehen. Ich darf also an alle Mitglieder des 
Hohen Hauses die Bitte richten, sich möglichst kurz 
und knapp zu fassen, damit wir mit unserem Be-
ratungspensum möglichst zu Rande kommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 14 auf: 

Dritte Beratung des 
a) Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und 

Ergänzung der Finanzverfassung (Finanz-
verfassungsgesetz); 

b) Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län-
dern an die Finanzverfassung (Finanzanpas-
sungsgesetz); 

c) Entwurfs eines Gesetzes über den Finanz-
ausgleich unter den Ländern (Länderfinanz-
ausgleichsgesetz) (Drucksachen 960, 480). 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Drucksache 990, Umdrucke 240, 
242, 247, 250). 

(Erste Beratung: 29. Sitzung, zweite Bera-
tung: 55. und 56. Sitzung.) 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Dresbach. 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Kollege Gülich 
hat neulich, als er seinen trefflichen Bericht er-
stattete, mit einer gewissen Resignation festge- 
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stellt, daß das Hohe Haus an dem Stoff wenig 
Interesse zeige, und so ist es wohl auch. Aber in 
diesem Falle ist das Hohe Haus die wirkliche Re-
präsentation des deutschen Steuerzahlers. Vom 
deutschen Steuerzahler kann man wohl insgesamt 
sagen — wenn ich mal etwas den Scheffelschen 
Perkeo aus dem Heidelberger Schloß bemühen 
darf —: „Wer's Geld kriegt, ist mir wurst und 
egal; mich interessiert nur, was ich oder meine Be-
rufsgruppe zu zahlen haben." Das ist zudem großen 
Thema „Finanzverfassung — Finanzausgleich" ein 
bißchen vulgär gesprochen. Ich darf aber dann auf 
folgendes aufmerksam machen. Wenn man gegen-
über dieser Frage: Wer kriegt diese Steuern, wer 
wird an den Steuern beteiligt?, eine solche Gleich-
gültigkeit zeigt, dann verliert man eigentlich — ja, 
wie soll ich sagen — den moralischen Hosenboden, 
um noch Krokodilstränen über den rückgängigen 
Föderalismus oder das Verlorengehen der kommu-
nalen Selbstverwaltung zu weinen. Ich mache die 
Herren Kollegen auf diese Gefahren aufmerksam. 

Als der Herr Kollege Gülich seinen Bericht be-
endet hatte, habe ich mich mit meinem Freunde 
Krammig zusammengefunden, und wir sind zu der 
Meinung gekommen: man könnte eigentlich sämt-
liche Steuern zentral erheben und dann auf die 
— wie man so schön im Nationalsozialismus sagte 
— Bedarfsträger nach Gesichtspunkten des Bedarfs 
verteilen, so wie es Hitler ja im Jahre 1944 in der 
Perfektion bei der damaligen Gestaltung des 
Reichsfinanzausgleichs gemacht hat. 

Nun aber zum Thema einige Worte. Ich darf 
feststellen, daß im Steuerausschuß ein einheitlicher 
Wille vorhanden war, das Ausführungsgesetz zu 
Art. 107 des Grundgesetzes nicht wieder zu ver-
schieben, und ich darf feststellen, daß auch meine 
bayerischen Freunde, deren Meinung etwas von 
der meinigen und der meiner engeren Freunde 
differiert, gegen eine Verschiebung der sogenann-
ten Finanzreform waren. Ja, sie waren es noch viel 
stärker als vielleicht einige Kartell- und Koalitions-
brüder von der FDP usw. Wir haben in den Be-
ratungen wirklich gezeigt, daß wir das Auge nicht 
ausschließlich auf den Bund gerichtet haben. Wir 
haben bestimmt Verständnis für die Lage der 
Länder aufgebracht und sind ihnen in manchen 
Dingen entgegengekommen. Der Kollege Gülich 
hat in seinem Bericht darauf hingewiesen, daß wir 
den Begriff der gemeinschaftlichen Steuern, wo-
runter hauptsächlich Einkommen- und Körper-
schaftsteuer zu verstehen ist, im Interesse der 
Länder haben fallenlassen. Er war so im Regie-
rungsentwurf vorgesehen. 

Wir haben auch darauf verzichtet, im Finanz-
verfassungsgesetz schon die prozentuale Beteili-
gung an diesen sogenannten Gemeinschaftssteuern 
festzulegen, und haben uns darauf geeinigt, diese 
Dinge in einem Spezialgesetz zu regeln, haben 
allerdings zur Abwehr der im Regierungsentwurf 
vorgesehenen Revisionsklausel eine dreijährige 
Sperre eingeführt, innerhalb derer die Beteili-
gungsquoten nicht geändert werden dürfen. 

Und nun, meine Damen und Herren — das darf 
ich vor allen Dingen auch an die Freunde und 
Kartellfreunde auf der Rechten richten —: ein Be-
standteil des Finanzverfassungsgesetzes ist die Er-
gänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. Und Sie haben in zweiter Lesung 
diese Dinge als Besteuerungsart angenommen 

(große Unruhe) 

— horchen Sie mal bitte zu, ich wollte das ins

-

besondere an Ihre werten Ohren, Herr Wellhausen, 
gerichtet haben —, haben in der zweiten Lesung 
dafür gestimmt, daß die Ergänzungsabgabe ein 
Bestandteil des Finanzverfassungsgesetzes wird. 
Das bedeutet allerdings nicht, daß die Ergänzungs-
abgabe schon in der vom Herrn Bundesfinanz-
minister für das Rechnungsjahr 1955/56 vorgese-
henen Höhe von 1,5 % beschlossen sei. 

Nun komme ich aber zu einem Punkt, wo ich mit 
meinen bayerischen Freunden doch erheblich aus-
einandergehe. Wir haben es für richtig gehalten, 
eine Reihe von Ländersteuern zu Bundessteuern zu 
machen, und zwar in einem Umfang, der etwa 
eine Milliarde DM Aufkommen betrifft. Ich darf 
hier vor allen Dingen darauf hinweisen, daß wir 
die Erbschaftsteuer, die Vermögensteuer und die 
Kraftfahrzeugsteuer zu Bundessteuern machen 
wollen. So ist es beschlossen. 
Meine Damen und Herren, dabei waren auch 

gewisse historische Reminiszenzen maßgeblich. Die 
Erbschaftsteuer ist in der Bülowschen Steuer-
reform im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts 
die erste direkte Reichssteuer geworden. Wir haben 
in dem Wehrbeitrag von 1913 zum erstenmal eine 
Vermögensteuer des Reiches gehabt. Wir wollen 
den Ländern bestimmt das lassen, was ihnen als 
den gewaltigen Verwaltungsträgern gehört, was 
ihnen auch gehört als ausgleichende Kraft zwischen 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden im soge-
nannten innerstaatlichen Finanzausgleich. Aber 
wir sind der Meinung, daß optische Mittel nicht so 
hervorragende Mittel sind, sondern daß es vor 
allen Dingen darauf ankommt, den Ländern die 
genügende Finanzmasse zuzuweisen, gleichgültig, 
aus welcher Steuerart sie kommt. 

Nun, meine Damen und Herren, darf ich aber 
doch in diesem Zusammenhang etwas über die 
Dynamik sagen, die in den Ausgaben des Bundes 
liegt. Da habe ich manchmal 'den Eindruck, daß 
auch meine politischen Freunde in den Ländern 
diese Dynamik nicht erkennen, die sich für mich, 
aber ich glaube, noch für manche in diesem Hause, 
vor allen Dingen dadurch ergibt, daß auf den 
Bund die Rüstung als gewaltiger Finanzbedarf in 
der Zukunft zurückt. Meine persönliche Mei-
nung — ich würde mich freuen, wenn ich darin 
noch Anhänger fände — ist die, daß das Finanz-
ausgleichsgefüge des Grundgesetzes, das ja in einer 
absolut pazifistischen Zeit beschlossen worden ist, 
den Anforderungen einer Rüstung, die natürlich 
auf dem oberen Verband, d. h. auf dem Bund, 
lasten muß, nicht genügt. Ich würde mich freuen, 
wenn die Herren Länderfinanzminister in der Zu-
kunft diesem Gesichtspunkt bei der Ausgestaltung 
des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern 
Rechnung trügen. 

Meine Damen und Herren, ich muß hier noch 
einige Punkte im negativen Sinne berühren, die 
in der Öffentlichkeit sehr diskutiert worden sind. 
Das Thema des Art. 108, d. h. der Finanzverwal-
tung, stand nicht zur Diskussion. Dazu gab der 
Art. 107 keine Maßgabe. Bei einer Reihe von 
meinen politischen Freunden und Gegnern und was 
sonst noch hier vorhanden ist, 

(Heiterkeit in der Mitte) 

ist aber gerade bei der Diskussion in den letzten 
Tagen die Meinung aufgekommen, es wäre möglich, 
mancherlei Dinge aus den Gesetzen herauszulassen, 
wenn wir über das Instrument einer einheitlichen 
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Finanzverwaltung verfügten. Ich darf auch darauf 
hinweisen, daß die Frage der Gemeinden als dritter 
Kraft neben Bund und Ländern, wie ich sie selber 
einmal bezeichnet habe, nicht in unserem Auf-
trage lag. Wir wissen — ich darf das hier bekannt-
geben — , es ist ein Gesetzentwurf interfraktionel-
ler Art in Vorbereitung, nach dem die Gemeinden 
eine verfassungsrechtliche Garantie der ihnen jetzt 
schon faktisch zustehenden Realsteuern erhalten 
sollen. Aber auch dahin lautete der Auftrag des 
Art. 107 nicht. Das kann nur in einem besonderen, 
und zwar verfassungsändernden Gesetz geschehen, 
während wir ja allseitig zu der Auffassung gekom-
men sind, daß das Ausführungsgesetz zum Art. 107 
nicht verfassungsändernd ist, aber ein Bestandteil 
des Verfassungsrechts wird. 

Ich darf ganz kurz noch zum Finanzanpassungs-
gesetz einige Worte sagen. Es handelt sich um die 
Frage: wer trägt gewisse Kosten, der Bund oder 
die Länder? Zunächst gilt der Satz, den die Regie-
rungsvorlage so prächtig herausgearbeitet hat: Wer 
echte Sachkompetenzen für sich in Anspruch nimmt, 
hat auch primär dafür die Kosten zu tragen. Nun 
haben wir eben den Zustand, daß mancherlei 
Kosten, vor allen Dingen die, die aus Art. 120, dem 
Kriegsfolgelasten-Artikel des Grundgesetzes, resul-
tieren, vom Bund getragen werden, aber in der 
Verwaltung der Länder stehen, und daß damit doch 
manchmal die Dinge passieren, wie sie ja häufig 
passieren, wenn man mit anderer Leute Geld um-
zugehen hat. 

Nun sind drei Möglichkeiten vorgesehen, die 
Länder zu diesen Kosten heranzuziehen, sie zu in-
teressieren oder aber sie, sagen wir mal, in Ord-
nung zu halten. Das ist einmal die Pauschalierung 
der Bundesleistungen an die Länder; das  ist zum 
andern die Erhöhung der Interessenquote der Län-
der, also eine Art Beteiligung an den Kosten, und 
das sind drittens die von meinen bayerischen 
Freunden besonders beanstandeten Weisumsrechte 
des Bundes an die obersten Länderbehörden. Es 
liegt ein Antrag meiner bayerischen Freunde vor, 
der dieses Weisungsrecht nur der Bundesregierung, 
also dem Kabinett, übertragen wissen will. Ich 
möchte meine bayerischen Freunde doch darauf 
aufmerksam machen, daß das sehr schwierig sein 
wird. Das muß man schon den Ressortministern 
überlassen, also insonderheit dem Bundesarbeits-
minister. 

Ich habe mich persönlich darüber gefreut — und 
würde mich wiederum freuen, wenn ich mit 
meiner Freude Widerhall fände —, daß im Finanz-
anpassungsgesetz doch eine Verwaltungskompe-
tenz des Bundes, nämlich in der Kriegsopfer- und 
Kriegshinterbliebenenversorgung, geschaffen wird. 
Es ist eine obere Bundesbehörde vorgesehen. Ich 
äußere hier eine persönliche Meinung: mir ist es 
lieber, wenn neue Verwaltungsaufgaben durch An-
bauten an alte Verwaltungsbehörden erledigt wer-
den und wenn keine Sonderbehörden geschaffen 
werden. Aber wenn schon die Länder in diesem 
Fall nur mit Sonderbehörden auszukommen ange-
ben, d. h. mit Landesversorgungsämtern und Ver-
sorgungsämtern, und diese Aufgaben nicht ihrer 
inneren Verwaltung oder im Wege der Auftrags-
verwaltung den Kommunalbehörden zutrauen, 
dann scheint mir doch der weitere Weg zu einer 
Bundesversorgungsverwaltung nicht so ganz ab-
seitig zu sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Persönlich bin ich der Meinung, daß man auch diese 
obere Bundesverwaltungstätigkeit nach dem frühe-
ren Muster in das Bundesarbeitsministerium hin-
einlegen kann und daß man dazu eine besondere 
Bundesoberbehörde nicht braucht. Denn schließlich 
sind die Ministerien auch des Bundes nicht nur 
Vorbereitungsanstalten für die Legislative, sondern 
auch in gewissem Sinne oberste Bundesbehörden. 
Nun noch ein Wort zum Länderfinanzausgleich, 

d. h. der Tätigkeit der reichen Länder im Abgeben 
an die armen Länder, um einigermaßen die Unter-
schiede auszugleichen, um einigermaßen gleiche 
oder angenähert gleiche öffentliche Verwaltungs-
leistungen herzustellen. 
Sie haben neulich — das gehört vielleicht nicht 

nicht ganz zur Generaldebatte — gegen meinen 
Widerspruch den Antrag Starke auf Einbezug der 
Gemeinden an der Ostzone zur Verstärkung und 
Intensivierung des zwischenstaatlichen Finanzaus-
gleichs angenommen. Ich habe Ihnen damals ge-
sagt: Ich fürchte, daß nun Weiterungen nach Westen 
kommen werden. Meine Herren, diese Erweiterung 
liegt Ihnen in Umdruck 247 vor. Ich darf aber 
ruhig sagen: Ich habe ihn bei Herrn Kemper, mei-
nem lieben Fraktionsfreund, nicht bestellt, sondern 
er ist seiner impulsiven Art entsprungen. 
Wir haben uns darüber unterhalten, ob der 

Kräfteausgleich bei den schwachen Ländern nur 
vom Bund aus bewerkstelligt werden könnte. Es 
gibt ja sehr schwache Körper darunter. Na ja, ich 
habe schon einmal gesagt: sie sind nicht von Gottes 
Hand geschaffen; deshalb können wir sie mit der 
Zeit ja vielleicht noch einmal umwandeln — selbst-
verständlich mit Ausnahme Bayerns. 

(Zuruf von der Mitte: Das hat noch Zeit!) 

Wir haben also erörtert, ob man diesen Kräfteaus-
gleich nur vom Bund und aus Bundesmitteln be-
werkstelligen könnte. Wir sind aber davon abge-
kommen; denn wir sind von der echten Bruder-
liebe der deutschen Länder untereinander zutiefst 
überzeugt, und wir sind dessen gewärtig, daß der 
Reiche dem Armen in guter christlicher Art abge-
ben wird. 

(Beifall und Zurufe.) 

Ich erwarte idas  selbstverständlich auch von 
meinem engeren — reichen — Vaterland Nord-
rhein-Westfalen, beispielsweise im Verhältnis zu so 
armen Brüdern wie denen, die früher mit ihm zu-
sammen zum preußischen Staat gehört haben. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich will hier nicht auf 
die einzelnen Klauseln eingehen wie die Hanseaten

-

Klausel oder die Klausel für Schleswig-Holstein, 
die ja noch verstärkt werden soll. Ich darf nur 
noch mit Freuden feststellen, daß das Steuerzerle-
gunugsgesetz, dieses Kind meines Freundes Gülich, 
begraben werden konnte. Entschuldigen Sie, hof-
fentlich nehmen meine politischen Freunde nicht 
Anstoß daran, daß ich einen Feind unserer gerech-
ten Sache als Freund bezeichne. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich bin nun einmal ein wahrer Christ und 
habe Freunde auch außerhalb meiner Partei. Aller-
dings, so weit wie einer der Großen aus unserem 
Christentum gehe ich noch nicht, wie der Groß-
vater unseres Kollegen Bodelschwingh, der jeden 
Menschen mit du anredete. Soweit ist es mit mir 
noch nicht gekommen. 

(Heiterkeit.) 
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Nun aber zum Schluß! Wir lesen in den Gazetten: 

Ach, das mit der Finanzreform, das wird ja doch 
gar nicht ernst; die wird ja auf Antrag des  Bundes-
rates verschoben. — Das wäre ein schlechtes Spiel, 
kein gutes Spiel des Bundesrates. Erinnern Sie sich, 
im 1. Bundestag haben wir beantragt, daß der Ter-
min des Art. 107 bis zum 31. Dezember 1955 ver-
schoben werden sollte, und der Bundesrat hat da-
mals darauf bestanden: Nein, bis 1954. Wenn er 
jetzt bis 1956 gehen will, müßte ich den Hohen 
Bundesrat, den ich so ungemein als sachken-
nerisches Parlament verehre, doch der Unfolgerich-
tigkeit zeihen. 

Nun möchte ich aber  noch eines erwähnen. Herr 
Minister Hellwege hat sich ungemein bemüht, einen 
Ausgleich zwischen den Meinungen des Bundes-
tages und des Bundesrates herbeizuführen; aber 
sein Versöhnungsversuch ist gescheitert. Ich könnte 
mir vorstellen, daß er jetzt — ich bitte mich nun 
nicht zu schelten, wenn ich in eine alte Sprechweise 
zurückfalle — sagt: Nachdem mein Versöhnungs-
versuch gescheitert ist, steht der Austragung der 
Partie nichts mehr im Wege. Mensurlokal: der Ver-
mittlungsausschuß. — Ich wünsche viel Glück! 

(Heiterkeit. — Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der frühere Ministerpräsident von 
Schleswig-Holstein, Hermann Lüdemann— ein 
alter Sozialdemokrat —, hat einmal, als er Gast 
auf dem Landesparteitag der CDU war, gesagt, es 
sei wohl eines der guten und erfreulichen Ergeb-
nisse unserer Zeit, nachdem wir die Nacht und den 
Donner des Nationalsozialismus überwunden hät-
ten, daß politische Gegner persönliche Freunde sein 
könnten. Das war ein gutes Wort! Und so, lieber 
Freund  Dr esbach, brauchen Sie sich auch nicht 
zu entschuldigen, wenn Sie mich als Freund be-
zeichnen. Lassen Sie uns doch immer die Achtung 
voreinander haben, daß wir auch bei gegenteiliger 
Auffassung in der Sache niemals zu persönlichen 
Schärfen oder gar Schlimmerem kommen. 

(Beifall.) 

Lieber Freund Dresbach, es ist heute nicht ein-
mal Ihnen gelungen, für Ihre Ausführungen von 
vorn bis hinten das Ohr des Hauses zu finden, das 
Ihnen sonst ja immer ohne weiteres gehört. 
Warum? Weil sich für die Finanzreform tatsächlich 
kaum ein Mensch interessiert. Wenn man die Ga-
zetten liest, die über den Dienstag berichtet haben, 
so kann man da sehen: Vorher wurde die Finanz-
reform verabschiedet. Welche Bedeutung sie für 
den  St euerzahler hat, wird gar nicht beachtet. 
Nach unserer ersten Beratung am 20. Mai schrie-
ben ebenfalls zahlreiche Zeitungen, indem sie gegen 
mich polemisierten: Wie kann dieser — natürlich 
weltfremde — Professor verlangen, daß sich der 
Steuerzahler dafür interessiert, wie die Steuern 
anteilig auf Bund, Länder und Gemeinden verteilt 
werden! „Geht es dem Steuerzahler nicht" — 
schreibt eine Zeitung — „wie dem armen Reisen-
den, der unter die Räuber gefallen ist? Soll er 
auch der Debatte über die zweckmäßige und sach-
gerechte Verteilung der Beute noch mit gebühren-
der Anteilnahme folgen?" 

Nun, wenn es der Steuerzahler noch nicht be-
griffen hat, der Bundestag sollte es begreifen. 

Machen wir uns ganz kurz folgende Überlegung. 
Die öffentliche Finanzmasse, Bund, Länder und 
Gemeinden, nehmen wir einmal ganz grob mit 
40 Milliarden DM pro Jahr an. Das ist beim heuti-
gen Stand noch zu niedrig gegriffen. Es ist ganz 
klar, daß diese gewaltige Summe, welche dem 
Steuerzahler abgenommen wird, nur dann sinnvoll 
verausgabt wird, wenn die Ordnung im öffentlichen 
Leben in allen seinen Gliederungen, in Bund, Län-
dern, Kreisen und Gemeinden, eine Ordnung ist, 
die den Aufgaben, die jeder einzelnen Körperschaft 
gestellt sind, gerecht wird. Wird sie gerecht? Die 
rationelle Verteilung der Einnahmen muß doch 
sicherstellen, daß alle Körperschaften zwar knapp, 
aber ausreichend ausgestattet werden. Falsche Ver-
teilung der Mittel führt zum Leerlauf, zu Doppel-
arbeit, zu Komplizierung der Verwaltung, sie 
führt zur Verschwendung und zum Schulden

-

machen. Man soll sich doch ja nicht einbilden, daß, 
wenn eine Körperschaft, sagen wir, der Bund, zu 
schlecht ausgestattet ist und andere Körperschaften, 
sagen wir, die finanzstarken Länder, gemessen am 
allgemeinen Finanzbedarf, zu gut ausgestattet sind, 
dann etwa der  Bund nicht genötigt wäre, mehr 
Steuern zu erheben, daß er dann etwa einfach auf 
das, was woanders zuviel liegt, zurückgreifen 
könnte. Das kann er nicht, und deswegen ist die 
richtige Verteilung der Mittel, d. h. die Herstellung 
einer guten Ordnung, so wichtig. Der Bundestag 
sollte sich einmal überlegen, durch Rationalisierung 
in der Finansordnung Einsparungen zu machen, 
die er anders einsetzen könnte. Bei 40 Milliarden 
DM öffentlicher Finanzmasse wären 2 1/2 % 1000 
Millionen EM, eine Milliarde DM! Kann jemand 
bezweifeln, daß es möglich wäre, einen sol-
chen Prozentsatz einzusparen? Ich möchte mal ganz 
grob sagen: warum denn nicht 10 %? Wenn wir die 
10 % gleich 4 Milliarden DM durch eine sinnvolle 
Gestaltung unserer Finanzordnung durch eine 
sinnvolle Reform unserer gesamten Finanzverfas-
sung richtigen Zwecken zuführten, dann hätten wir 
den ganzen tagelangen Streit um den gespaltenen 
Körperschaftsteuersatz, um die Ehegattenbesteue-
rung, um den Altersfreibetrag und alle diese Dinge 
nicht zu führen brauchen. Deswegen müssen wir 
uns für eine Reform der Finanzverfassung inter-
essieren. 

Natürlich zeigt sich hier das Ergebnis nicht von 
heute auf morgen. Man kann das etwa vergleichen 
mit Investitionen in der Wirtschaft. Wenn in der 
Wirtschaft investiert wird, dann zeigt sich der Er-
folg der guten Investition ja auch nicht nach vier 
Wochen. Aber er fängt vielleicht in vier Monaten 
an. Ebenso ist es mit der Rationalisierung; wenn die 
Wirtschaft ihre Betriebe rationalisiert, dann spart 
sie Kosten ein und erhöht den Gewinn und die 
Produktivität. Das gleiche können wir auf die 
öffentliche Finanzwirtschaft übertragen. 

Dazu nun noch eine letzte Überlegung. Die 
Finanzordnung von 1949, wie sie in den Art. 105 
bis 108 des Grundgesetzes Verfassung geworden 
ist, war auch eine Investition. Sie war aber, wie 
sich herausgestellt hat, eine falsche, eine kostspie-
lige Investition, die uns die Vergeudung von Mil-
liarden eingebracht hat. Das ist wahr, das ist zu 
beweisen; ach, ich brauche es nicht mehr zu be-
weisen; das weiß jeder, der sich mit den Dingen 
beschäftigt. 

Deswegen fragen wir uns: Warum kommen wir 
denn nicht weiter? Mit der Finanzverfassungs-
reform machen wir einen ersten Schritt auf die- 
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sem Wege, allerdings gehemmt durch die Vor-
schrift des Art. 107, der uns nur die Ermächtigung 
gibt, die Steuerquellen neu zu verteilen. Ich habe 
im Ausschuß von Anfang an die Meinung vertreten, 
wir sollten einmal ohne Rücksicht auf den Auftrag 
aus Art. 107 eine Finanzreform im großen anpak-
ken, weil ich sicher bin, daß wir dafür sogar mehr 
als eine Zweidrittelmehrheit bekommen. Wir wä-
ren dann nicht an den Auftrag aus Art. 107 ge-
bunden, sondern könnten diesen Teil der Verf as

-

sung  mit verfassungändernder Mehrheit ändern. 
Das haben wir nicht geschafft. Der Ausschuß hat 
sich auf den Standpunkt gestellt: Wir wollen jetzt 
im Rahmen des Art. 107 bleiben. Ich möchte aber 
heute an dieser Stelle sagen: Wir können uns in 
Zukunft nicht damit begnügen! Wenn uns nichts 
anderes zu Hilfe kommt — ich berufe ungern die 
Jugend, aber ich kann es in diesem Falle tun —, 
dann wächst sich die Geschichte in zehn Jahren von 
selbst aus. Denn, meine Damen und Herren, die 
heranwachsende Generation wird, wenn sie in das 
politische Leben eintritt, keine Achtung mehr 
haben vor diesem Bürokraten-Föderalismus, unter 
dem wir heute leiden. 

(Beifall bei der SPD und FDP.) 

Ich möchte aber gern, daß w i r es noch schaffen, 
und ich möchte gern, daß wir es in diesem Bundes-
tag schaffen. 

Das Grundgesetz stand im Jahre 1949 unter dem 
Gedanken des Föderalismus. Dieses Westdeutsch-
land, dieser Teilstaat, sollte nach föderalistischen 
Grundsätzen geordnet werden. Aber es war dem 
Grundgesetzgeber klar, daß zu dieser föderalisti-
schen Ordnung eine zentrale, eine einheitliche Bun-
desfinanzverwaltung gehört. Wir wissen ja, daß die 
vom Grundgesetzgeber gewollte föderalistische 
Ordnung mit einheitlicher Finanzverwaltung nur 
am Widerstand der Besatzungsmächte gescheitert 
ist. Die Besatzungsmächte standen damals noch 
ganz und gar unter dem Eindruck, unter allen Um-
ständen dieses Deutschland schwach zu halten. Da 
war von Wiederbewaffnung, von Partnerschaft und 
Freundschaft und all diesen Dingen, die ihnen 
heute so schön über die Lippen gehen, noch gar 
keine Rede. 

Der Grundgesetzgeber wollte also ein anständig 
geordnetes Finanzwesen. Darf ich Sie an den gro-
ßen Föderalisten des vorigen Jahrhunderts er-
innern, an Konstantin Frantz, den großen Gegen-
spieler Bismarcks, für den es selbstverständlich 
war, daß die Finanzverfassung die Klammer zum 
föderalen System ist und daß ohne eine gesunde 
und einheitliche Finanzverfassung, eine gleichmä-
ßige und gerecht arbeitende Finanzverwaltung, die 
Steuergerechtigkeit und Einheitlichkeit in der Er-
fassung, in der Veranlagung, in der Stundung und 
im Erlaßwesen mit sich bringt, gar nicht möglich 
ist. 
Wir aber sträuben uns, diese einheitliche Finanz-

verwaltung, die uns die Alliierten damals verwei-
gert haben, einzuführen, weil einige Länder sich so 
wohlfühlen in dem Bestand, der ihnen zufällig 
durch das Diktat der Besatzungsmächte geworden 
ist. Hier, diese finanzstarken Länder machen die 
Schwierigkeiten, durch sie kommen wir nicht zur 
Gesundung unseres öffentlichen Lebens! Diese 
Pseudoföderalisten! 

(Sehr richtig! rechts. — Zuruf von der 
CDU/CSU.) 

— Kollege Höcherl, vor Ihnen, vor Bayern, vor 
einem so historisch gewachsenen Staat mit solcher 
Tradition, solcher Kultur und solchem Heimat-
gefühl habe ich alle Hochachtung, und ich habe sie 
immer bezeugt. Aber vor den arrivierten Födera-
listen, vor der „Staatlichkeit nordrhein-westfäli-
scher Tradition" kann man keine Hochachtung 
haben. 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Denn diese Länder leben und verteidigen sich ja 
nur aus krassem Egoismus, und die armen und 
finanzschwachen Länder haben darunter zu leiden. 

Ich glaube, wenn wir uns im Haushaltsausschuß 
einmal überlegten, ob wir nicht zweckmäßigerweise 
für die arrivierten Bürokraten aus den Länder-
finanzverwaltungen nette Beförderungsstellen im 
Bundeshaushalt schaffen sollten: ob wir dann einen 
nicht unwesentlichen Teil dieses Bürokratenfödera-
lismus beseitigen könnten? 

(Beifall bei der FDP.) 
Wohin ist es denn bei uns gekommen? — Unser 
Freund Dresbach sagte einmal, diese Länder seien 
keine Gottesgeschöpfe. Wahrhaftig nicht! Eher sind 
sie vom Teufel gemacht in Gemeinschaft mit den 
Besatzungsmächten! 

(Heiterkeit.) 

Diese Länder mit ihrem Egoismus, die ihren zu-
fälligen Besitzstand verteidigen, sind überhaupt 
keine Föderalisten. Was gehört zum Föderalismus? 
Zum Föderalismus gehört der Begriff der Gemein-
samkeit, der Brüderlichkeit, der Solidarität. 

(Zustimmung bei der SPD und bei der FDP.) 

Nur wenn im Föderalismus dieses zentripetale 
Element der Solidarität steckt, kann er überhaupt 
funktionieren. Das zentrifugale Element der Sub-
sidiarität gehört dann auch dazu. Aber nur, wenn 
beide Elemente miteinander in das richtige Gleich-
gewicht gebracht werden, nur dann kann ein föde-
rativ organisierter Staat überhaupt leben. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Infolgedessen müssen wir zu einer Neuordnung 
unserer gesamten Finanzverfassung kommen. 

Eines muß man allerdings auch begreifen. Wenn 
man sich überlegt, daß — nach dem Grundgesetz 
— der Bund Jahr für Jahr mit größeren Forderun-
gen an die Länder herantritt, dann kann man 
natürlich verstehen, daß ihnen das nicht ganz ge-
fällt. Aber es liegt nun einmal im Wesen des 
modernen Staates und insbesondere eines Staates, 
der nach zwei gewaltigen Kriegen so große äußere 
und innere Kriegsfolgelasten zu tragen hat, daß 
solche Lasten nicht von den Gliedern der Föde-
ration, sondern nur vom Bunde als solchem ge-
tragen werden können, und auch das Grundgesetz 
schreibt das ja in Art. 120 und Art. 131 zwingend 
vor. 

Vielleicht sollten wir uns bei unseren späteren 
Überlegungen doch einmal fragen, ob man nicht 
auf die Popitzschen Gedanken — Popitz war ja 
ein großer Meister des Finanzausgleichs — zurück-
kommen sollte: Popitz sagte, die Zäsur im Finanz-
ausgleich sei falsch. Er wünschte eine staatliche 
Finanzmasse auf der einen Seite — sie würde hier 
aus Bund und Ländern bestehen — und eine lokale 
Finanzmasse auf der anderen Seite; die würde aus 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden bestehen. 
Wenn wir dem folgen und uns einmal in dieser 
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Richtung späterhin über eine weitere Reform der 
Finanzverfassung Gedanken machen, dann würden 
wir, glaube ich, sogar noch die wenigen Stimmen 
unserer bayerischen Freunde, die sich jetzt noch 
gegen die Finanzverfassungsreform ausgesprochen 
haben, gewinnen und könnten dann wahrschein-
lich einmütig unser Gesetz verabschieden. 

Jetzt noch ein kurzes Wort zu der Frage — 
Kollege Dresbach hat sie auch angeschnitten — 
einer etwaigen Verlängerung der . Ermächtigung 
nach Art. 107 des Grundgesetzes. Ich bringe das 
deswegen vor, weil alle Zeitungen davon voll sind: 
„Steuerreform muß verabschiedet werden, Finanz-
reform wird vertagt." Ich weiß auch, daß der Herr 
Bundeskanzler vor wenigen Tagen das als eine 
Selbstverständlichkeit ausgesprochen hat: „Nun ja, 
die Finanzreform wird vertagt." In der gestrigen 
„Zeit" steht ebenfalls in einem Artikel „Ausschuß 
hat  Ruh'  " — ach, hätte er doch mal  Ruh',  hätte er 
doch mal ein paar Tage  Ruh',  dieser arme Ausschuß 
für Finanzen und Steuern; er hat aber keine Ruh'! 
— klar und deutlich: Finanzreform wird vertagt. 
Und, meine Damen und Herren, ein sehr ernstes 
Wort: Die finanzstarken Länder wünschen, 
daß die Finanzreform vertagt wird. 

Wie lange wollen wir sie vertagen? Im Jahre 
1957 können wir keine Finanzreform machen, da 
sind Wahlen. 1958 können wir keine machen nach 
den Wahlen. Sollte man die Finanzreform, wie 
manche sagen, um zwei Jahre vertagen? Was wäre 
gewonnen? Hätten wir eine größere staatswirt-
schaftliche Stabilität? Nein! Hätten wir größere Er-
fahrungen? Hätten wir größere Einsichten und Er-
kenntnisse? Nein! Nichts können wir in zwei Jah-
ren mehr haben, als was wir heute haben. Warum 
soll sie denn vertagt werden? Weil die Leute wie-
der einmal in der Verfolgung ihrer eigensüchtigen 
Interessen sagen: Zwei Jahre Zeit gewonnen, be-
deutet zwei Jahre mehr Wurstelei im Pseudo

-

Föderalismus, bedeutet zwei Jahre mehr Konfe-
renzen. Konferenzen der Finanzreferenten der Län-
der, der Finanzminister der Länder, dazu Spezial-
konferenzen aller Art! Was für ein Leerlauf! Was 
für eine Verschleuderung öffentlicher Mittel! Das 
wollen sie gern weitermachen, aber einen sach-
lichen Grund gibt es dafür nicht, und politisch 
gesehen wäre es doch einfach eine Bankrott-
erklärung der Bundesrepublik. Es wäre eine Bank-
rotterklärung des föderativen Systems, wenn es nicht 
einmal in der Lage wäre, nach fünf Jahren das 
Finanzwesen einigermaßen zu ordnen. Der Grund-
gesetzgeber wollte die Änderung bis zum 31. De-
zember 1952. Wir haben 1952 resigniert und der 
Verlängerung bis zum 31. Dezember 1954 zuge-
stimmt. Jetzt sollen wir dasselbe noch einmal 
tun? Kann man ernstlich glauben, daß verantwort-
liche Männer, Ministerpräsidenten und Finanz-
minister der Länder, einer nochmaligen Verlänge-
rung das Wort reden? Das ist doch schlechterdings 
unmöglich! 
In dem Aufsatz von Erwin Topf in der „Zeit" 

steht auch, daß der Finanzausschuß in einem 
Punkte, nämlich in der Ergänzungsabgabe, völlig 
versagt habe. Das ist unrichtig. Ich will hier nur 
sagen, daß sich der Ausschuß einig darin war, daß 
wir zur Stärkung der Bundesgewalt und zum Aus-
füllen einer verfassungsrechtlichen Lücke dem 
Bund die Möglichkeit geben müssen, einen Zugriff 
auf eine direkte Steuer zu haben. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Wir waren aber 
nicht einig!) 

— Dann waren wir nicht ganz einig, Herr Well-
hausen, aber beinahe einig. Ich dachte, in dem 
Punkt seien wir einig gewesen. Also, wir waren 
nicht ganz einig. Meine Fraktion ist sich über 
diesen Punkt auch nicht ganz einig. Hier gehen 
eben die Meinungen auseinander, und bei der Ab-
stimmung muß dann jeder bekunden, was er dazu 
meint. Ich meine — und das habe ich im Ausschuß 
vertreten —, daß wir gar nicht anders können, als 
jetzt in der Verfassung diese Lücke zu schließen. 

Ich habe in der ersten Beratung ziemlich harte 
Worte über die Vorlage 480 gefunden und habe sie 
als eine finanzpolitische Bastelei bezeichnet. Wir 
haben durch intensive Ausschußarbeit manches an 
der Regierungsvorlage verbessert; aber die Finanz-
reform, die uns vorschwebt, haben wir noch nicht 
erreicht. Allerdings haben wir das erreicht, was 
wir jetzt erreichen konnten. Ich würde auch heute 
und an dieser Stelle gern mit dem Herrn Bundes-
finanzminister Schäffer in den Fragen der 
Finanzreform die Klingen kreuzen. Da er krank 
ist, kann ich auf die strittigen Punkte nicht ein-
gehen. Wir haben in diesem Hause gegnerische 
Meinungen oft hart ausgetauscht; aber ich habe in 
keiner Stunde meine Hochachtung vor Herrn 
Minister Schäffer geleugnet. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wenn er heute, da sein liebstes Kind aus der 
Taufe gehoben werden soll, nicht anwesend sein 
kann, dann geziemt es sich — und vielleicht steht 
es besonders dem Vertreter der Opposition zu —, 
dem Bedauern über seine Krankheit Ausdruck zu 
geben und dem Wunsche, daß er bald wieder ge-
sunden möge. Ich glaube, wir alle möchten ihn 
bald wieder in unserer Mitte sehn. 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Höcherl. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich darf mit einem Wort meines 
Freundes Dresbach beginnen, daß es wirklich ein 
schlechtes Spiel wäre, wenn die Finanzreform im 
Bundesrat nicht angenommen und wenn es zu 
einer Vertagung kommen würde. Auch der Kollege 
Professor Gülich, der so warme Worte für den 
bayerischen Föderalismus gefunden hat — seinen 
geringschätzigen Bemerkungen über den künst-
lichen Föderalismus der neugeschaffenen Länder 
kann ich nicht folgen; ich muß im Gegenteil sagen, 
daß sich gerade auch in diesen Ländern ein sehr 
erfreuliches föderalistisches Gefühl entwickelt hat 
—, ist der Meinung, daß die Finanzreform unter 
allen Umständen über die Bühne gebracht werden 
sollte. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn man das will, dann muß man auch den rich-
tigen Weg beschreiten. Sie wissen, daß wir in der 
ersten Lesung der Finanzreform eine ganze Reihe 
von Einwänden gegen die Regierungsvorlage hat-
ten, vor allem in bezug auf das Finanzanpassungs-
gesetz und auf manche Bestimmungen des Länder-
finanzausgleichsgesetzes. Auch in der Frage der 
Finanzverfassung mußten wir gegen einige Bestim-
mungen schwere Bedenken erheben. Trotzdem 
waren wir der Auffassung, daß sich die Regie-
rungsvorlage in der Finanzverfassung an den Rah-
men des Art. 107 gehalten hat. Herr Professor 
Gülich hat davon gesprochen, daß man — zwar 
nach seiner Meinung leider vergeblich — im Aus-
schuß versucht hätte, eine große mit Zweidrittel- 
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mehrheit zu beschließende Finanzverfassung viel-
leicht nach Popitzschem Muster einzuführen. Ich 
bin der Auffassung, daß man den Art. 107 auch in 
der Ausschußfassung bereits verletzt und seine 
Grundtendenz verlassen hat. 

Ich wiederhole: Wenn wir eine Finanzreform 
haben wollen, wenn wir eine weitere Vertagung 
vermeiden wollen, gibt es keinen anderen Weg, als 
sich streng an Art. 107 zu halten. Wir haben Ihnen 
deswegen in den Umdrucken 240 und 242 einen 
Abänderungs- und gleichzeitig, wie ich sagen 
möchte, einen sehr maßvollen Vermittlungsvor-
schlag gemacht, um dieses Ziel zu erreichen. Es 
steht nämlich fest, daß die gegenwärtige Ausschuß-
fassung vom Bundesrat unter gar keinen Umstän-
den angenommen wird. Es gibt Länder, die bereits 
einen Vertagungsantrag angekündigt haben und ihn 
wahrscheinlich auch durchsetzen werden. Das wäre 
ein Ergebnis, das bereits von den beiden Vorred-
nern bedauert worden ist. 

In der Regierungsvorlage wurde der Art. 107 
seinem inneren Wesen nach mit Recht so ausgelegt, 
daß die Länder in ihrem Steuerbesitz und Steuer-
bestand erhalten bleiben sollten. Nur bei der Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer hat man eine ge-
meinschaftliche Steuer postuliert, aber im übrigen 
hat man am Besitzstand der Länder nichts ge-
ändert. Nun hat diese Vorlage im Ausschuß ein be-
sonderes Schicksal erfahren. Gestern z. B. war im 
Rahmen der gespaltenen Tarife der Körperschaft-
steuer des langen und breiten die Rede davon, daß 
man doch die Regierungsvorlage wiederherstellen 
sollte. Man sollte die Regierung nicht desavouieren. 
Das wäre ein Weg und ein Vorschlag, der sich bei 
der Finanzreform sehr gut eignen würde, um zu 
einem praktischen Ergebnis zu kommen. Der Aus-
schuß hat aber eine vollständige Neuregelung ge-
funden. Es war nicht mehr oder — ich möchte 
sagen — ausnahmsweise nicht der Übermut der 
Ämter, sondern ein gewisser Übermut im Aus-
schuß, der diese neue Lösung gefunden hat, durch 
die die Länder finanzpolitisch völlig ausgehöhlt 
und entmachtet wurden. Die Länder haben bisher 
im wesentlichen drei größere Steuern in ihrem 
eigenen Bereich: die Vermögensteuer, die Erb-
schaftsteuer und die Kraftfahrzeugsteuer. Dazu 
kommen noch drei kleinere Steuern. Das war der 
Bestand der Länderfinanzen, und alle diese 
Steuern hat man durch den Ausschußbeschluß auf 
den Bund übergeführt und die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer zu einer gemeinsamen Steuer 
erklärt. 

Mit diesem Beschluß werden wir beim Bundesrat 
keinen Erfolg haben. Ein Land, ich glaube, es war 
Baden-Württemberg, hat bereits angekündigt, daß 
dieser Beschluß einen Antrag auslösen wird, die 
Finanzreform erneut zu vertagen, Das wäre nicht 
nur verfassungsrechtlich, sondern auch für unser 
finanzpolitisches Dasein in Bund und Ländern 
außerordentlich bedauerlich. Deswegen haben wir 
Ihnen im Umdruck 242 den — ich sage es noch 
einmal — sehr maßvollen Vermittlungsvorschlag 
gemacht, daß die Vermögensteuer, die Erbschaft-
steuer und die Kraftfahrzeugsteuer weiterhin bei 
den Ländern bleiben. Die drei kleineren Steuern, 
die Urkundensteuer, Wechselsteuer und Kapital-
verkehrsteuer, können auf den Bund übergehen. 

Auch gegen die übrigen Formulierungen des 
Art. 106 nach der Ausschußfassung haben wir 
nichts einzuwenden, weil uns dringend daran ge-
legen ist, in dieser schwierigen und leidigen Frage  

endlich zu einem praktischen Ergebnis zu kommen. 
Ich würde Sie sehr bitten, gerade im Hinblick auf 
die Äußerungen und Bemerkungen, die gestern zur 
Körperschaftsteuer gefallen sind, doch die Regie-
rungsvorschläge in dieser verkleinerten und sehr 
maßvollen Form wiederherzustellen. 

Und nun noch etwas anderes. Dieser ganze Vor-
gang hat noch eine außerordentlich bedeutende 
verfassungsrechtliche Seite. Ich war, muß ich schon 
sagen, erschüttert deswegen, weil man so groß-
zügig — um mich einmal ganz zurückhaltend aus-
zudrücken — einfach über den Sinn und den Wort-
laut des Art. 107 des Grundgesetzes hinweggegan-
gen ist. Der Art. 107, der  im Zusammenhang mit 
allen übrigen Vorschriften und vor allen Dingen 
mit dem Artikel 109 des Grundgesetzes gesehen 
werden muß, hat ganz eindeutig einen födera-
listischen Zug. Bund und Länder haben eine ge-
trennte, selbständige Haushaltswirtschaft, und sie 
sollen bei dieser Finanzreform mit selbständigen 
Steuern - es steht zwar auch drin „Steueran-
teilen" —, mit selbständigen Steuern oder Steuer-
anteilen ausgestattet werden. Aber die sinnge-
mäße Auslegung kann nur das einzige Ergebnis 
haben, daß man den Ländern auch wirklich eigene 
Steuern gibt, über die sie eine eigene Verfügungs-
gewalt und mit denen sie auch eigene Entwick-
lungsmöglichkeiten haben. Meiner Ansicht nach ist 
Verfassungsrecht, ich möchte fast sagen, heiliges 
Recht. Die extensive Auslegung, die diesem Art. 107 
im Ausschuß gegeben worden ist, ist vielleicht be-
zeichnend für unser ganzes politisches Leben. Ich 
glaube, es gibt nicht viele Länder, in denen über 
Verfassungsbestimmungen in einer so großzügigen 
und extensiven Weise hinausgegangen wird, wie 
sich das im Ausschuß gezeigt hat. Wir könnten un-
serem politischen Leben einen guten Dienst da-
durch erweisen, daß wir in dieser Frage sehr eng-
herzig sind und sehr nach dem Sinn und dem föde-
ralistischen Aufbau unseres Grundgesetzes gehen. 
Was heißt das :,,künstliche Länder", was heißt das: 
„Länder, die durch Alliierte geschaffen worden 
sind"? Es ist richtig, einige Länder haben nicht die 
Tradition aufzuweisen, wie sie vielleicht Bayern 
und Baden-Württemberg aufzuweisen haben. 
Immerhin haben wir einen Art. 29 im Grundgesetz, 
der den Weg angibt, wie wir die Dinge wieder in 
Ordnung bringen sollen. Aber es ist doch nicht der 
richtige Weg, jetzt eine finanzpolitische Aushöh-
lung vorzunehmen, um auf diese Weise den Art. 29 
überflüssig zu machen. Wir müssen in dieser Frage 
noch einen Schritt weiter denken. Wir denken doch 
jeden Tag an die Wiedervereinigung. Wie würden 
sich unsere Brüder in der Ostzone, die doch auch in 
Länder zusammengefaßt sind, die Wiedervereini-
gung vorstellen müssen, wenn die finanzpolitische 
Ausstattung der Länder bei uns so großzügig, ich 
möchte fast sagen: fahrlässig gehandhabt wird?! 

Lassen Sie mich schließen. Sie sehen, daß unser 
Vermittlungsvorschlag außerordentlich maßvoll ist. 
Wir übertreiben nicht. Wir wissen, daß es Grenzen 
gibt. Aber geben Sie den Ländern, was den Län-
dern gehört, und wir geben dem Bund, was des 
Bundes ist. 

(Beifall bei der CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Gülich hat in 
seiner gleichzeitigen Eigenschaft als stellvertreten- 
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der Vorsitzender des Finanz- und Steuerausschus-
ses dem Herrn Schäffer seine herzlichen Wünsche 
übermittelt. Es hätte dessen nicht bedurft, um mich 
als den Vorsitzenden zu veranlassen, mich diesen 
Wünschen von Herzen anzuschließen. Darüber be-
steht ja wohl kein Zweifel in diesen Kreisen. Aber 
man soll auch die Dinge, die bekannt sind, noch 
einmal sagen, — selbstverständlich mit dem Män-
nerstolz vor Königsthronen, auf den ich Wert lege. 
Ich habe vor einigen Tagen — das amüsiert Sie 

vielleicht — die Stimme des Volkes gehört, und 
zwar wurde sie mir übermittelt durch unseren 
hochverehrten Herrn Bundeskanzler. Er führte mir 
ein Mitglied der CSU vor und sagte zu diesem: 
„Sagen Sie mal dem Herrn Wellhausen die Stimme 
des Volkes!" Darauf hub dieser freundliche Herr an 
und sagte: „Wenn ihr hier noch lange wählt" — 
es  war die Wahl des Bundestagspräsidenten —, 
„dann wird der Herr Schäffer noch wieder gesund, 
ehe ihr mit eurer Steuerreform fertig seid." 

(Heiterkeit.) 
Ich habe das nicht als Drohung empfunden, zumal 
ein so sympathischer Mann wie der Herr Staats-
sekretär den Herrn Schäffer vollwertig vertreten 
hat. Weiter möchte ich dazu nichts sagen. 
Nun lassen Sie mich ein Wort zur Finanzreform 

sagen. Wenn Herr Höcherl, mit dem ich mich ja in 
sehr erfreulicher Weise angefreundet habe, sagt, 
wir unglücklichen Menschen im Finanz- und 
Steuerausschuß seien übermütig, dann wird er den 
Dingen doch wohl nicht ganz gerecht. Wenn er 
weiter sagt, wir würden die Länder aushöhlen und 
entmachten, dann sind das Ausdrücke, wie ich sie 
nördlich des Mains eigentlich gewöhnlich zu meiner 
Freude nicht höre, vor allen Dingen nicht so furcht-
bar schnell und unbegrenzt. Ich glaube also, das 
ist keineswegs der Fall. Ich glaube vielmehr, daß 
wir uns auf das Urteil des Herrn Bundesfinanz-
ministers verlassen sollten, der in einer denkwür-
digen Besprechung, als wir noch ein bißchen besser 
standen, als wir im Augenblick stehen, zu mir ge-
sagt hat — lebhaft applaudiert von seinem nicht 
unbedeutenden Ministerialdirektor Oeftering —: 

„Was Sie in Ihrem Finanz- und Steuerausschuß 
vorhaben, Herr Wellhausen, ist eine staatspolitische 
Tat." Das zeigt wohl, wie sich unter Landsleuten 
die Ansichten, sagen wir mal vorsichtig: abwan-
deln; einerseits „ausgehöhlt" und „entmachtet", 
lieber Herr Höcherl, andererseits „staatspolitische 
Tat". Wir sollten die Schnelligkeit und die fast 
völlige Einmütigkeit, mit der wir der Finanzreform 
vor einigen Tagen zugestimmt haben, auch heute 
wieder bekräftigen. 
Erlauben Sie mir nur eine einzige Bemerkung; 

sie bezieht sich auf die Ergänzungsabgabe. Ich habe 
im Ausschuß angekündigt, ich würde hinsichtlich 
der Aufnahme der Ergänzungsabgabe in den 
Art. 106 in der dritten Lesung Anträge stellen. Ich 
stelle für meine Freunde diese Anträge aus zwei 
Gründen nicht: erstens weil das, was wir durch die 
Aufzählung der Ergänzungsabgabe im Art. 106 ge-
macht haben, ein stumpfes Schwert ist — das wird 
jedem, der ein wenig von Gesetzgebung versteht, 
klar sein —, und zweitens, weil ich der Überzeu-
gung bin, unter dem Tannenbaum werden wir uns 
wieder treffen bei einer Verlängerung der Frist 
von Art. 106. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine Wortmeldungen zur allge-
meinen Aussprache mehr vor. Ich schließe die all-
gemeine Aussprache. 

Ich rufe in dritter Lesung zur Abstimmung auf 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Er-
gänzung der Finanzverfassung, und zwar den § 1 
mit dem Antrag Umdruck 242*). Der Antrag Um-
druck 242 ist ja im Rahmen der allgemeinen Aus-
sprache mitbegründet worden. Wird noch das Wort 
dazu gewünscht? — Herr Dr. Dresbach! 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Ich fürchte, bei der Ge-
spaltenheit meiner Fraktion geht es  nicht mehr mit 
dem Fingeraufzeigen. Ich habe mich deshalb hier 
gemeldet. -  Ich bitte, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiterhin hierzu das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann komme ich 
zur Abstimmung über den Antrag Umdruck 242 der 
Abgeordneten Höcherl, Niederalt, Dr. Gleissner 
(München) und Genossen. Wer dem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um  das  Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Gegen die 
Stimmen der Christlich-Sozialen Union abgelehnt. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Enthaltungen!) 

— Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen 
abgelehnt. 

(Unruhe bei der SPD.) 

— Ich verstehe die Unruhe nicht. 

(Zurufe.) 

— Offenbar ein Mißverständnis im Rahmen des 
Hohen Hauses. 

Wir stimmen nunmehr ab über § 1 in der vor-
liegenden Fassung des Ausschusses. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

(Abg. Stücklen: Wieso? Das waren doch 
nur acht Personen, die abgestimmt haben!) 

— Meine Damen und Herren, es ist nicht üblich, 
wenn es nicht besonders gefordert wird, daß bei 
jedem einzelnen Paragraphen die Gegenprobe ge-
macht und die Enthaltungen festgestellt werden. 
Nachdem der Änderungsantrag mit einer bestimm-
ten Mehrheit abgelehnt worden war, habe ich das 
Entsprechende als selbstverständlich unterstellt. Es 
genügt, festzustellen, daß die überwiegende Mehr-
heit für den Paragraphen ist. 

Meine Damen und Herren! Änderungsanträge 
liegen hier nicht mehr vor, so daß Einzelberatung 
des weiteren entfällt. Wir kommen zur Schlußab-
stimmung über das Finanzverfassungsgesetz. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Gesetz als 
Ganzem zuzustimmen wünschen, sich von den 
Plätzen zu erheben. — Ich bitte  um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen gegen die Stimmen der Christlich-Sozialen 
Union angenommen. 

Ich rufe zur Einzelberatung in dritter Beratung 
auf den Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern an 
die Finanzverfassung. Es liegen hier Änderungs-
anträge auf den Umdrucken 240 und 250 vor. 

Ich rufe also zur Einzelberatung § 3 mit Umdruck 
240 auf. Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 
Dann bitte ich die Damen und Herren, die dem 

Änderungsantrag der  Abgeordneten Höcherl, Nie-
deralt, Dr. Gleissner (München) und Genossen zu- 

*) Siehe Anlage 5. 
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zustimmen wünschen, die Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Im gleichen Verhältnis 
wie vorhin abgelehnt. 
Wir stimmen demnach dann über § 3 in der Aus-

schußfassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Im gleichen Verhältnis angenom-
men. 
Ich rufe § 4 mit dem Umdruck 250*) auf. Wird 

hierzu das Wort gewünscht? 

Herr Abgeordneter Niederalt! 

Niederalt (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In Anbetracht des Umfangs 
des heutigen Tagespensums will ich mich bemühen, 
den Antrag auf Umdruck 250 so kurz wie möglich 
zu begründen. Ich kann es mir leider aber nicht 
ersparen, ein paar Bemerkungen zu diesem Antrag 
zu machen, weil es sich wirklich um eine außer-
ordentlich wichtige Sache handelt, wie übrigens 
auch der Herr Berichterstatter in seinem Bericht 
vor der zweiten Lesung hervorgehoben hat. Nur, 
Herr Professor Gülich, ist das nicht nur für den 
Bund, sondern auch für die Länder eine außer-
ordentlich wichtige Sache. 
Unser Antrag auf Umdruck 250 hat den Zweck 

der Zurückführung des Weisungsrechts des Bundes 
bei Bundesgesetzen, die die Länder :in eigener Zu-
ständigkeit durchführen, auf den Stand, den das 
Grundgesetz vorschreibt. Wenn Sie das Grund-
gesetz zur Hand nehmen, so lesen Sie in Art. 84 
Abs. 5, daß der Bund bei Durchführung von Bun-
desgesetzen durch die Länder ein Weisungsrecht 
hat, aber nicht ein generelles Weisungsrecht, son

-

dern nur ein Recht, in besonderen Fällen Einzel-
weisungen zu erteilen. Dagegen sieht die in der 
zweiten Lesung vorgeschlagene Fassung des Fi-
nanzanpassungsgesetzes — übrigens ebenso wie 
auch schon die Vorlage der Bundesregierung — 
dieses generelle Weisungsrecht vor. Wir sind der 
Meinung, daß dies dem Grundgesetz widerspricht. 

Man begründet nun dieses generelle Weisungs-
recht damit, daß man sagt: Hier wollen wir ja nicht 
ein Weisungsrecht zum Gesetzes inhalt als sol-
chem, sondern nur ein Weisungsrecht hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Verwaltung der Bundesmittel 
festlegen. Wenn Sie wissen, daß es sich hier im we-
sentlichen um Gesetze mit dem Zweck der Gestal-
tung von Ausgaben handelt, so werden Sie mit mir 
in der Feststellung einiggehen, daß ein Weisungs-
recht hinsichtlich der wirtschaftlichen Verwaltung 
praktisch gleichbedeutend ist mit dem Weisungs-
recht zum Gesetzesinhalt. Das ist nach unserer Auf-
fassung eine Aushöhlung des Sinnes und des In-
haltes von Art. 84 Abs. 5. Es ist ein alter Erfah-
rungssatz — das hat immer gegolten —, daß die 
Bewirtschaftungsverantwortung ein untrennbarer 
Teil der gesamten Verwaltungsverantwortung ist. 
Jeder Versuch, hier eine künstliche Trennung 
hereinzubringen, ist, nein, ich will mich vorsichtig 
ausdrücken: erinnert mich an einen Taschenspieler-
trick. 

Ich möchte nicht mehr im einzelnen auf diese 
verfassungsrechtlichen Dinge eingehen und nur 
sagen, daß wir der festen Überzeugung sind, daß 
die jetzt beschlossene Fassung einer Nachprüfung 
durch das Bundesverfassungsgericht nicht standhal-
ten würde. 

*) Siehe Anlage 7. 

Nun wird ein weiterer Grund für dieses generelle l 
Weisungsrecht geltend gemacht, nämlich der der 
Etatsverantwortung der Bundesregierung. Das ist 
wirklich ein sehr ernster Grund, an dem auch wir 
nicht leichtfertig vorbeigehen. Es handelt sich in 
der Tat hier um erhebliche Bundesmittel, für die 
der Bundestag die Bewilligung ausspricht und für 
die die Bundesregierung dem Bundestag gegen-
über irgendwie geradestehen muß. Das ist auch un-
sere Auffassung. Wir brauchen gar nicht lange 
nach irgendwelchen Bestimmungen des Grund-
gesetzes für diese Etatsverantwortung zu suchen. 
Wir halten uns ganz einfach an den immer noch 
gültigen Satz: Wer zahlt, der schafft auch an. Also 
an dieser Auffassung wollen auch wir nicht rütteln. 
Es ist auch gar nicht notwendig, an dieser Meinung 
zu rütteln, weil, wenen Sie unserem Antrag folgen, 
eine Einwirkungsmöglichkeit des Bundes gegeben 
ist. Sie brauchen, wie wir hier beantragt haben, 
nur den Nachsatz anzufügen: „Soweit es sich um 
besondere Fälle von grundsätzlicher Bedeutung 
oder von erheblicher finanzieller Auswirkung han-
delt". Wenn Sie diesen Nachsatz billigen, haben Sie 
auf der einen Seite einen Zustand, der dem Inhalt 
und Wortlaut des Grundgesetzes entspricht, und 
auf der anderen Seite gleichzeitig eine weitgehende 
Einwirkungsmöglichkeit der Bundesregierung, des 
Bundesfinanzministeriums auf die Ausgabengestal-
tung. Ich gebe gerne zu, daß dieser Weg vielleicht 
etwas unbequem ist, weil da und dort Meinungs-
verschiedenheiten darüber auftreten können, was 
nun ein besonderer Fall von  grundsätzlicher  Be-
deutung ist. Aber diese Unbequemlichkeiten müs-
sen wohl in Kauf genommen werden. Bekanntlich 
ist nicht immer alles richtig und gut, was bequem 
ist. 

Was darüber hinaus noch an Einwirkungsmög

-

lichkeit des  Bundes fehlt, gibt der Verwendungs-
nachweis. Es liegt hier ein klarer Fall des § 64 a der 
Reichshaushaltsordnung vor, der bestimmt, daß der 
Bundesfinanzminister über die Verwendung von 
Bundesmitteln, die einer außerhalb der Bundes-
verwaltung stehenden Stelle für bestimmte Zwecke 
zur Verfügung gestellt werden, Bestimmungen 
treffen kann. Diese können sehr eingehend sein 
und kommen in der Praxis Weisungen gleich, weil 
ja der Bundesrechnungshof die Kontrolle über die 
Einhaltung der Bestimmungen hat. 

Sollten nun etwa ganz ängstliche und ganz ge-
wissenhafte Kollegen immer noch nicht mit dieser 
Art Etatsverantwortung zufrieden sein, müßten wir 
allerdings auf die Möglichkeit von  Verwaltungs-
vereinbarungen verweisen, Verwaltungsvereinba-
rungen sowohl über den Verwendungsnachweis wie 
auch über die Weisungsbefugnis. Dias  allein scheint 
uns der richtige, nach dem Grundgesetz aufgezeigte 
Weg zu sein, wenn wir das Grundgesetz nicht ver-
letzen wollen. 

Keinesfalls aber kann die hier vorgeschlagene 
Lösung von uns anerkannt werden, weil sie dem 
Sinn und Wortlaut des Grundgesetzes widerspricht. 
Wir sollten uns  alle, schon aus der Achtung vor 
dem Grundgesetz, in jedem Fall bemühen, das 
Grundgesetz so anzuwenden, wie es seinerzeit ge-
schaffen wurde, auch dann, wenn der aufgezeigte 
Weg nicht so bequem ist, auch dann, wenn es sich 
sich um eine Bestimmung handelt, die den födera-
tiven Charakter des Grundgesetzes herausstellt. 
Lippenbekenntnisse zum föderativen System hören 
wir ja sehr häufig, damit ist es aber nicht getan. 

 Herr Professor Gülich, Sie haben vorhin eine so 
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schöne Hymne auf das gewachsene Land Bayern 
gesungen. Auch damit ist es nicht getan. Wir müs-
sen die rechtliche Voraussetzung für diese Länder 
belassen. Wenn Sie von „Zufallsländern" sprechen, 
so haben Sie weitgehend recht; dann müssen wir 
eben den Weg des Art. 29 gehen, um hier Abhilfe 
zu schaffen. 

(Abg. Dr. Gülich: Sie wissen, wie schwierig 
das ist!) 

— Aber von Fall zu Fall, Herr Professor Gülich, 
da werden Sie mir recht geben, müssen wir die 
Bestimmungen des Grundgesetzes achten, die die 
rechtliche Basis für dieses föderative System über-
haupt beinhalten. Die vorliegende ist eine solche 
Bestimmung. Deshalb muß sich jeder, der sich zu 
diesem föderativen System bekennt, auch zu dieser 
Bestimmung bekennen. Hic Rhodus, hic salta! 

Zusammenfassend ganz kurz: Wir haben das 
gleiche Ziel wie Sie, d. h. wie die hier beschlossene 
Fassung. Auch wir halten an der Etatsverantwor-
tung fest. Nur glauben wir, daß der von uns auf-
gezeigte Weg derjenige ist, der nach der Verfassung 
vorgeschrieben ist. Deswegen wären wir Ihnen 
dankbar — und wir bitten Sie darum sehr herz-
lich — , wenn Sie uns auf diesem Wege folgten und 
unserem Antrag zustimmten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Niederalt hat zu-
nächst beantragt, die Worte „der obersten Bundes-
behörden" zu ersetzen durch die Worte „der Bun-
desregierung". Herr Abgeordneter Dr. Dresbach 
hat sich schon dagegen gewendet. Es wäre wirk-
lich eine Überforderung des Bundeskabinetts als 
einer politischen Instanz, die schon durch die Be-
ratung von Gesetzentwürfen mehr technischen 
Inhalts und von Rechtsverordnungen in ungewöhn-
lichem Maße belastet ist, zu verlangen, daß auch 
in diesen Fällen das Bundeskabinett an Stelle des 
Ressortministers, hier in erster Linie des Arbeits-
ministers, eingeschaltet wird. 

(Abg. Niederalt: Das schreibt ja das 
Grundgesetz vor, Herr Staatssekretär!) 

Das soll hier eben geändert werden, auch um eine 
schnelle Entscheidung zu verbürgen. Das Bundes-
kabinett ist ja häufig so überlastet, daß dadurch 
die Entscheidung um Wochen hinausgezögert 
würde. 
Außerdem ist vorgeschlagen worden, einen Hin-

weis auf Fälle von grundsätzlicher Bedeutung oder 
erheblicher finanzieller Auswirkung einzufügen. 
Ich glaube, Herr Abgeordneter Niederalt, wir sind 
darin einig, daß es hier nicht in erster Linie um 
ein rechtliches Problem geht. Es handelt sich nicht 
um eine Anwendung des Art. 84, sondern um ein 
haushaltswirtschaftliches Weisungsrecht, worauf 
der Herr Berichterstatter schon in dem Bericht zur 
zweiten Lesung hingewiesen hatte. Man könnte 
auch an eine Lösung über die Methode der Inter-
essenquote denken, aber das ist vor einiger Zeit 
gerade auf Antrag der Länder gestrichen worden. 

Wenn Sie vorschlagen, nach § 64 a der Haus-
haltsordnung zu verfahren, so ist zu sagen: das ist 
ja nur ein nachträglicher Verwendungsnachweis, 

der uns hier nicht sehr viel weiterhilft. Und 
schließlich: der Weg der Verwaltungsvereinbarung 
ist versucht, aber von den Ländern abgelehnt 
worden. Ich glaube daher, daß gar nichts anderes 
übrigbleibt, als hier an der Regierungsvorlage 
festzuhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese Pfeile aus dem bayerischen 
Köcherl stammen nicht von guten Schützen; denn 
sie treffen überhaupt nicht. Ich habe als Bericht-
erstatter am Dienstag eingehend die verfassungs-
rechtlichen Gründe dargelegt, die den Ausschuß 
genötigt haben, zu diesen Fassungen zu kommen 
bzw. die Regierungsvorlage zu übernehmen. Diese 
verfassungsrechtlichen Gründe müßten im einzel-
nen widerlegt werden. Es genügt aber nicht, ver-
fassungsrechtliche Bedenken zu erheben und mit 
dem Bundesverfassungsgericht zu drohen. Ich 
glaube, dessen Spruch hätten wir nicht zu fürchten. 

Ich bitte Sie dringend, im Interesse des gesamten 
Reformwerkes den Antrag Höcherl abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht mehr gewünscht. — 
Wir kommen zur Abstimmung über den Umdruck 
250*), Antrag der Abgeordneten Niederalt, Höcherl 
und Genossen. Wer dem Umdruck 250 zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei eini-
gen Enthaltungen und bei Gegenstimmen abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 4 in der 
Ausschußfassung. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Weitere Einzelanträge liegen zu diesem Gesetz 
nicht mehr vor. Ich komme damit zur Schluß-
abstimmung über das Finanzanpassungsgesetz. 

(Abg. Dr. Gülich: Herr Präsident!) 
— Bitte, Herr Dr. Gülich. — Wollen Sie eine Er-
klärung zur Schlußabstimmung abgeben? 

(Abg. Dr. Gülich: Nein, als Berichterstatter 
eine Berichtigung!) 

— Als Berichterstatter spricht Herr Dr. Gülich, um 
eine Berichtigung vorzunehmen. 

Dr. Gülich (SPD), Berichterstatter: Bei § 11 muß 
die Berlin-Klausel in Form der jetzt gültigen, 
allerneuesten Fassung der Berlin-Klausel eingefügt 
werden. Ich brauche sie Ihnen nicht vorzulesen. Ich 
darf sie dem Herrn Präsidenten überreichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich würde vorschlagen, 
sie vorzulesen. 

Dr. Gülich (SPD), Berichterstatter: § 11 soll also 
folgende Fassung erhalten: 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über-
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

*) Siehe Anlage 7. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf also den einmütigen Willen des 
Hauses unterstellen, daß der Fall § 11 in dieser 
Fassung zum Beschluß erhoben wird. 

Damit kommen wir zur Schlußabstimmung über 
das Finanzanpassungsgesetz. Wer dem Gesetz zu-
stimmt, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei Ge-
genstimmen und bei Enthaltungen angenommen. 

Wir kommen zur Einzelberatung ,des Entwurfs 
eines Gesetzes über den Finanzausgleich unter den 
Ländern. Zu § 6 dieses Gesetzes liegt der Umdruck 
247*) vor, den ich hiermit zur Abstimmung auf-
rufe. Wird das Wort gewünscht? — Herr Abge-
ordneter Dr. Dresbach! 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Ich möchte eine recht 
große Anzahl meiner Freunde auffordern — allen 
kann ich es ja nicht zumuten —, diesen Antrag 
abzulehnen. Er bedeutet eine Weiterung gegen-
über dem Antrag, vor dessen Annahme ich in der 
zweiten Lesung gewarnt habe. Meine Bitte geht 
also dahin, den Antrag Kemper und Freunde ab-
zulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird hierzu noch das Wort gewünscht? — 
Bitte, Herr Abgeordneter Schlick. 

Schlick (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
ich bin einigermaßen überrascht über den Wunsch 
meines Kollegen Dresbach, den Antrag auf Um-
druck 247 abzulehnen. Ich darf zurückgreifen auf 
die Debatte, die wir hier vor drei Wochen in einer 
ähnlichen Angelegenheit hatten, als es sich darum 
handelte, dem Saargrenzgürtel die gleichen wirt-
schaftlichen Möglichkeiten zu geben, wie wir sie im 
Ostrandgebiet geschaffen haben. Das Hohe Haus 
hat damals einmütig diesen Antrag angenommen. 
Wir würden nach meiner Ansicht der Gerechtigkeit 
einen sehr schlechten Dienst erweisen, 

(Abg. Kemper [Trier]: Sehr richtig!) 

wenn wir nunmehr bei dieser Angelegenheit in um-
gekehrter Weise verführen. Ich kann es mir er-
sparen, noch einmal eingehend auf die Situation, 
wie sie durch die willkürliche Grenzziehung im 
Westen entstanden ist, hinzuweisen. Ich darf Sie 
an die Ausführungen erinnern, die mein Kollege 
Spies und der Herr Kollege Jacobs vor drei Wochen 
hier gemacht haben, und erwähne nur kurz erstens 
die aus der willkürlichen Grenzziehung entstande-
nen Verkehrsschwierigkeiten, die die Geschäfts-
leute und die Bevölkerung zwingen, heute drei- 
oder viermal so lange Wege wie früher zurückzu-
legen. Was man früher mit 80 km schaffen konnte, 
muß man heute mit 280 km machen. Ich erinnere 
weiter daran, daß ein 'erheblicher Teil der dort 
arbeitenden gewerbetreibenden Bevölkerung so-
wohl seine Bezugsquellen wie auch seine Absatz-
gebiete verloren hat und sehr schwer um seine 
Existenz ringt. 

Ich möchte dringend bitten, meine Damen und 
Herren, daß Sie diesem Antrag Umdruck 247, der 
von Kollegen aus den drei großen Fraktionen 
unterschrieben und befürwortet ist, schon allein 
aus dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit auch 
gegenüber der Bevölkerung an der westlichen 
Grenze — es wird ja immer so sehr auf die Not- 

*) Siehe Anlage 6. 

wendigkeit der Verbindung mit dem Saargebiet 
hingewiesen — stattgeben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es handelt sich eben nicht um eine 
Frage der Gerechtigkeit, 

(Abg. Kemper [Trier]: Doch!) 

sondern es handelt sich darum, daß Sie das gesamte 
System des Finanzausgleichs unter den Ländern, 
wie es bisher erarbeitet worden ist, über den Hau-
fen werfen. Im Ausschuß habe ich damals gesagt, 
das ist eine reine Bundeshilfe. Ich habe dann 
meine Meinung etwas modifiziert und habe am 
Dienstag vorgetragen: jawohl, wir wollen dem An-
trag Dr. Starke zustimmen, weil die finanzstarken 
Länder auch einen Beitrag leisten sollen. Aber es 
kann sich hierbei nur darum handeln, das un-
glückliche West-Ost-Gefälle etwas zu mildern. Es 
kann sich jetzt nicht darum handeln, ein strukturell 
bedingtes Notstandsgebiet im Westen, das natürlich 
da ist, durch diesen Antrag, der die  Zonenrand-
gebiete an der künstlich geschaffenen Ostgrenze 
wirtschaftlich etwas verbessern sollte, zu unter-
stützen. Es kann sich nicht darum handeln, das 
System des Finanzausgleichs so weitgehend zu ver-
ändern. Ich halte es deswegen für notwendig, wenn 
wir nicht den ganzen Finanzausgleich gefährden 
wollen, den Antrag Kemper und Genossen abzu-
lehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Jacobs! 

Jacobs (SPD): Meine Damen und Herren! Nach-
dem von seiten der Koalition ein so repräsentativer 
und sachverständiger Vertreter wie Herr Kollege 
Dresbach und andererseits von meiner Fraktion ein 
Experte auf dem Gebiete der Finanzpolitik die 
Empfehlung gegeben haben, gegen diesen Antrag 
zu stimmen, sehe ich mich doch veranlaßt, eben mit 
Rücksicht auf die hier gemachten Ausführungen der 
beiden Herren darauf hinzuweisen, daß es sich im 
Prinzip um das gleiche handelt, was für die Zonen-
randgebiete zugestanden wurde, ohne daß man, 
wie eben behauptet, damit den ganzen Finanzaus-
gleich an der Basis trifft und in Unordnung bringt. 

(Sehr richtig! bei der SPD und in der Mitte.) 

Die Veränderungen und das Gefälle, von denen 
gesprochen wurde und die infolge der Grenz-
ziehung in den Zonenrandgebieten geschaffen wur-
den, treffen, wenn auch in einem geringeren Maß-
stabe, was die materiellen und finanziellen Aus-
wirkungen anlangt, genau so für den Westen zu. 
Ich bin schon aus politischen Erwägungen der 
Meinung, daß man nicht einseitig von einer nie-
mals zu billigenden politischen Grenzziehung im 
Osten reden kann, wenn man nicht geneigt ist, zu-
zugeben, daß nach denselben Grundsätzen, die wir 
nicht billigen können, wenn auch in einem kleine-
ren Maßstabe, im Westen verfahren wurde. 

(Abg. Dr. Gülich: Dafür ist der Finanzaus

-

gleich für Rheinland-Pfalz in diesem Jahre 
bereits um über 300 % verbessert worden!) 

Dann ist auch folgendes entscheidend. Während 
es sich bei den Zonenrandgebieten infolge der 
Größe der Grenzziehung und der unnatürlichen 
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Situation, die da entstanden ist, um viele Mil-
lionen D-Mark handelt, wird es sich nach meiner 
Kenntnis in diesem speziellen Falle um ganze 
2 Millionen DM handeln. 

Noch einmal: Sosehr ich einsehe, daß den 
ten auf bestimmten Gebieten daran gelegen ist, 
kein Steinehen aus dem mühsam aufgetragenen 
Bau herausbrechen zu lassen möchten wir darüber 
das echte Politikum, das in dieser Sache enthalten 
ist, mit gewürdigt wissen nach dem Grundsatz: 
Mit der Größe der Pfarre dürfen sich die Grund-
sätze nicht verändern. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird nicht 
mehr gewünscht. Dann komme ich zur Abstim-
mung über den Antrag Umdruck 247*) der Abge

-

ordneten Kemper (Trier), Schlick, Eberhard, Wag-
ner (Ludwigshafen), Ludwig und Genossen. Wer 
dem Umdruck 247 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das erste war die Mehrheit; der Antrag 
ist angenommen. 

(Beifall.) 

Wer dem § 6 mit der nunmehr beschlossenen 
Änderung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das erste war die Mehrheit; angenommen. 

Weitere Einzelanträge liegen nicht mehr vor. Ich 
komme zur Schlußabstimmung. 

(Abg. Dr. Gülich: Herr Präsident, ich bitte 
um das Wort!) 

— Bitte, Herr Dr. Gülich! 

Dr. Gülich (SPD): Darf ich auch hier als Bericht-
erstatter kurz das Wort nehmen. Es handelt sich 
nur um einige redaktionelle Änderungen, die jetzt 
notwendig geworden sind. Ich bitte in § 1 Abs. 1 
hinter den Worten „Art. 107" einzufügen „Abs. 2". 
In § 5 Abs. 3 fallen die Buchstaben a bis h vor den 
Gemeindegruppen weg; die einzelnen Gemeinde-
gruppen werden durch Kommata abgetrennt. In 
§ 14 werden die Worte „die Länder" ersetzt durch 
die Worte „die zuständigen Landesbehörden". 

Ich bitte, die aufgerufenen Paragraphen mit 
diesen rein redaktionellen Änderungen, die vom 
Bundesfinanzminister gewünscht werden, anzu-
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie haben die Ausfüh-
rungen des Herrn Berichterstatters gehört, gegen 
die Widerspruch nicht erhoben wird. Die Beschluß-
fassung über die einzelnen Paragraphen erfolgt 
also unter Berücksichtigung der vorgetragenen 
Änderungen. 

Damit kommen wir endgültig zur Schlußabstim-
mung über das Länderfinanzausgleichsgesetz. Wer 
dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Ohne Gegenstimmen. Enthal-
tungen? - Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Wir haben jetzt noch abzustimmen über die Ent-
schließung auf Seite 9 der Drucksache 960. Der 
Ausschuß schlägt eine Entschließung zur Annahme 
vor. Wird zu der Entschließung das Wort ge-
wünscht? 

(Zuruf des Staatssekretärs Hartmann.) 

*) Siehe Anlage 6  

— Herr Staatssekretär, wünschen Sie das Wort zu  
ergreifen? 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Entschließung ist nach meiner Ansicht 
durch die Annahme des Antrags Starke entbehr-
lich geworden. 

(Abg. Dr. Gülich: Ja, das ist richtig!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Herr Bericht-
erstatter ist einverstanden? 

(Abg. Dr. Gülich: Ja!) 

Es erhebt sich kein Widerspruch im Hause. Damit 
entfällt die Entschließung. 

Wir sind also am Ende der Beratung über die 
Finanzreform angelangt und kommen nunmehr zur 
Steuerreform. Ich rufe auf Punkt 15 der Tagesord-
nung: Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern, Drucksachen 961, 481; 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter Be-
ratung Drucksache 991. 

(Abg. Seuffert: Zur Geschäftsordnung!) 
— Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abge-
ordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wie wir alle wissen, werden noch eine 
Reihe von Fraktionsanträgen und interfraktionel-
len Anträgen gerade geschrieben, liegen also noch 
nicht vor. Wir könnten zum Gesetz zur Neuord-
nung von Steuern also höchstens so verfahren, daß 
wir die bereits verteilten Anträge beraten, aber 
jeweils auf einzelne Ziffern zurückkommen. Zweck-
mäßiger wäre es vielleicht, mit dem Umsatzsteuer-
gesetz anzufangen, zu dem meines Wissens keine 
anderen Anträge als der bereits verteilte vorliegen; 
vielleicht auch mit dem Notopfergesetz, zu dem 
meines Wissens keine neuen Anträge gestellt 
werden. 

Ich übrigen würde ich zur Vereinfachung des 
Verfahrens vorschlagen, falls Erklärungen zur Ab-
stimmung abgegeben werden sollten, die Schluß-
abstimmungen der drei Gesetze zusammenzufassen. 

(Zustimmung bei einzelnen Abgeordneten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, hierzu wird das Wort nicht gewünscht. Es 
wird also vorgeschlagen, daß wir die Punkte 16 
und 17, „Notopfer Berlin" und Umsatzsteuergesetz, 
vorziehen. Wie Sie allerdings die Schlußabstimmung 
zusammenziehen wollen, weiß ich nicht, da über 
jedes Gesetz einzeln abgestimmt werden muß. 
Wenn bei den letztgenannten Gesetzen Änderungs-
anträge nicht vorliegen, wie ich sehe — doch, in 
einem Fall liegen sie vor —, wird eine Diskussion 
kaum stattfinden. Aber wir können ja in die Be-
ratung des Punktes 17 eintreten. — Inzwischen 
ist doch ein Änderungsantrag eingegangen; die 
Dinge gehen eben bei der kurzen Frist mit 
einer solchen Schnelligkeit, daß das Bild sich dau-
ernd ändert. 

Ich rufe also nunmehr auf Punkt 17 der Tages-
ordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes (Drucksachen 963, 483); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Drucksache 993). 
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(Vizepräsident Dr. Jaeger) 
(Erste Beratung: 29. Sitzung, zweite Bera-
tung: 56. Sitzung.) 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Herr Präsident, die 
Drucksache 993 gibt es noch nicht!) 

— Die Drucksache ist verteilt; sie wird sich in 
Ihren Unterlagen befinden. 

Ich komme zur Einzelberatung des Art. 1 mit dem 
Umdruck 259*), Änderungsantrag des Abgeordne-
ten Dr. Willeke, der Fraktion der SPD, der Abge-
ordneten Stahl, Dr. Keller, Dr. Schranz und Genos-
sen. Wird hierzu das Wort gewünscht? — Bitte, 
Herr Abgeordneter Heiland. 

Heiland (SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich kann mich in den wesentlichsten Din-
gen auf meine Ausführungen von gestern berufen, 
möchte Ihnen aber der Dringlichkeit der Sache 
wegen nochmals besonders ans Herz legen, die 
Sonderbesteuerung der kommunalen Energiever-
sorgungsunternehmen nicht durchzuführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Gleich

-

stellung!) 

- Die besondere Umsatzbesteuerung! Ich hatte 
Ihnen gestern schon gesagt, daß es keine Gleich-
stellung ist. Wenn ich einer andern Meinung bin 
als Sie, habe ich doch das Recht, das hier zu sagen. 
Ich bin der Meinung, daß es keine Gleichstellung 
ist, sondern eine Sonderbelastung, die z. B. bei den 
Ortsgaswerken, wie ich gestern schon gesagt habe, 
eine fünffache Belastung gegenüber den privaten 
Gaswerken in sich schließt und die immer noch 
höher wird, je weiter die Gaswerke von der Kohle 
entfernt liegen, weil noch eine Zusatzbelastung des 
Kokses hinzukommt und der Preis nicht auf den 
Koks umgeschlagen werden kann. Sie wissen eben-
sogut wie ich, daß der Koks und die Kohlen einem 
politischem Preis unterliegen und daß dieser Preis 
noch nicht einmal, wie sonst bei der Umsatzsteuer, 
abgewälzt werden kann. 

Ich möchte Ihnen einen Wunsch noch besonders 
vortragen. Der Kommunalpolitische Ausschuß, der 
sich in seiner Sitzung vom 6. Juli eingehend mit 
dieser Frage befaßt hat, hat einstimmig beschlos-
sen, von dieser Besteuerung der kommunalen Wer-
ke abzusehen. 

Zum Herrn Finanzminister gesprochen, möchte 
ich meine Ausführungen von gestern noch ergän-
zen. Herr Finanzminister, ich habe gestern nur 
Bundespost und Bundesbahn herausgegriffen und 
nur von der Gewerbesteuer gesprochen. Es handelt 
sich aber bei beiden auch noch um die Grundsteuer. 
Sie wissen, daß bei bebauten Grundstücken die 
Grundsteuer in kommunalen Haushalten ein erheb-
licher Posten ist. Bei diesen Unternehmen handelt 
es sich ferner nicht nur um Bundesbahn und Bun-
despost, sondern um Reichsautobahnen, Brannt-
weinmonopolverwaltung, staatliche Lotterieein-
nahmen, Landeszentralbanken, Staatsbanken und 
vielleicht noch einige andere, die zur Zeit hier nicht 
bis in die Einzelheiten bekannt sind. 

Ich bin der Meinung, daß wir diese Sonderbela-
stung der Kommunen und damit der kommunalen 
Haushalte zugunsten des Bundeshaushalts auf kei-
nen Fall vornehmen sollten. Ich bitte Sie, dem 
Antrag, der von Mitgliedern aller Fraktionen un- 

*) Siehe Anlage 8.  

terstützt ist, zuzustimmen und damit eine Sonder-
belastung von den Kommunen abzuwälzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Bundesfinanzministerium ist gern 
bereit, im Sinne der Anregungen des Herrn Abge-
ordneten Heiland die Frage der Heranziehung von 
öffentlichen Unternehmen — natürlich nicht nur 
von solchen des Bundes, sondern von allen öffent-
lichen Unternehmen — zu den kommunalen Ab-
gaben zu prüfen. Wir können vielleicht einmal, 
auch wenn keine Regierungsvorlage vorliegt, im 
Ausschuß für Finanzen und Steuern eine Sonder-
sitzung darüber abhalten. Wenn die bisherigen 
Verwaltungskostenzuschüsse, die Bahn und Post 
zahlen, nicht ausreichen, das, was den Gemeinden 
an Grundsteuern und an Gewerbesteuer entgeht, 
auszugleichen, müssen wir die Dinge neu erörtern. 
Ich möchte sie dann gern in ganz weitem Rahmen, 
also über Bahn und Post hinaus, aber auch über die 
Bundesunternehmen hinaus — das soll dann eben 
alle öffentlichen Unternehmen betreffen — zu einer 
Erörterung im Finanz- und Steuerausschuß bringen. 
Das zweite — ich darf nur kurz wiederholen, was 

ich gestern sagte —: Es ist nach Ansicht auch der 
Mehrheit des Finanzausschusses eine grundsätz-
liche wirtschaftspolitische Forderung, daß öffent-
liche Unternehmen nicht weniger Steuern zahlen 
als private Unternehmen. 

(Abg. Krammig: Sehr richtig!) 

Was die Gaswerke betrifft, so ist hier — im Rah-
men der Umsatzsteuer ist das an sich unsystema-
tisch — ein Sondersteuersatz von 2 % geschaffen. 
Er gilt aber für die öffentlichen und für die priva-
ten Gaswerke; im Rahmen der Sonderregelung ist 
also wieder eine Gleichstellung erreicht. 
Ich muß daher bitten, aus wirtschaftspolitischen 

Erwägungen an den Beschlüssen der zweiten Le-
sung festzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Willeke. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

Dr. Willeke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann mich 
der Auffassung des Herrn Staatssekretärs nicht 
anschließen und möchte geradezu sagen: Umge-
kehrt! Man sollte zunächst einmal vermeiden, hier 
eine neue Besteuerung für die kommunalen Gas-
werke und die kommunalen Elektrizitätswerke 
durchzuführen. Man sollte also vermeiden, hier auf 
einem besonderen Sektor Härten zu schaffen, die 
sich wahrscheinlich in Tariferhöhungen auswirken 
würden, um dann später die Gegenseitigkeitsbe-
steuerung zu beraten.  Man sollte also das, was der 
Herr Staatssekretär in bezug auf Verwaltungs-
kostenzuschüsse der Post und der Bahn an die Ge-
meinden und überhaupt den gesamten Komplex 
der Gegenseitigkeitsbesteuerung der öffentlichen 
Gebietskörperschaften, also des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden, vorschlägt, wie ich gestern 
schon andeutete, ruhig demnächst einmal beraten, 
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bis dahin aber zum mindesten doch die neue Be

-

steuerung, die man jetzt einführen will, weglassen. 

Nach meiner Auffassung stimmt es eben nicht, 
daß wirtschaftspolitische Gesichtspunkte — also die 
der Schaffung gleicher Startbedingungen für die 
private und die kommunale Wirtschaft — hier den 
Ausschlag geben. Es ist ja doch so, daß man auch, 
wenn man von Obst spricht, nicht ohne weiteres 
Äpfel gleich Birnen setzt. Bei den privaten Ener-
gieversorgungsunternehmungen wird im allgemei-
nen, weil sie an Wiederverkäufer absetzen, nur ein 
Preis von etwa 5,6 Pfennig erzielt, wogegen die 
kommunalen Betriebe, die gleichzeitig Verteiler- 
und Erzeugerbetriebe sind — darum handelt es 
sich nur —, durchschnittlich 12,3 Pfennig erzielen. 
Bei einem gleichen Umsatz von, sagen wir, 10 000 
Kilowattstunden würde also die Belastung eines 
kommunalen Betriebs zwei- bis dreimal so stark 
wie bei einem privaten Betrieb in Erscheinung 
treten. Es werden also nicht gleiche Startbedingun-
gen geschaffen. 
Im übrigen darf ich das Hohe Haus herzlich 

bitten, noch auf folgendes zu achten. Gegenüber 
der gestrigen Debatte ist der jetzige Änderungsan-
trag, der Ihnen von einer großen Fraktion dieses 
Hauses, aber auch von einer ganzen Reihe von Ab-
geordneten anderer Fraktionen vorgelegt wird, in-
sofern eine Änderung, als es sich um eine Anpas-
sung an die Regierungsvorlage handelt. Wasser 
bleibt in jedem Falle steuerfrei, wie es die Regie-
rungsvorlage will, während Gas, Elektrizität und 
Wärme für Bund, Länder und Gemeinden usw. 
steuerfrei bleiben und für die private Wirtschaft 
eine Besteuerung nur für die Stufe der ersten Lie-
ferung im Inland vorgesehen wird. Ich möchte noch 
einmal wie gestern an das Hohe Haus appellieren, 
I sich der Gebietskörperschaften zu erinnern, die auf 
der kleinsten, aber so wichtigen Ebene stehen, von 
der wir alle kommen: der Gemeinden und der Ge-
meindeverbände. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Problem, um das es sich 
hier handelt, hat die verschiedenen Ausschüsse ja 
des längeren beschäftigt. Ich möchte aber darauf 
hinweisen, daß es sich gar nicht allein um eine 
Gleichstellung etwa von privaten und öffentlichen 
Erzeugungsbetrieben handelt, sondern auch um eine 
Gleichstellung innerhalb der kommunalen Erzeu-
gungsunternehmungen. Diej enigen kommunalen 
Erzeugungsbetriebe, die in selbständiger Rechts-
form geführt werden, unterliegen ja bereits der 
Umsatzsteuerpflicht, und nur diejenigen, die bis-
her als unselbständige Regiebetriebe geführt wer-
den, unterliegen ihr nicht. Ich glaube also, daß hier 
nicht etwa ein Gegensatz: privates oder öffentliches 
Interesse, konstruiert werden kann, sondern daß 
hier eine Gleichstellung im kommunalwirtschaft-
lichen Bereich herbeigeführt wird. 
Was das Sonderproblem angeht, daß in den kom-

munalen Gaserzeugungsbetrieben Erzeugung und 
Verteilung zusammengefaßt sind und aus diesem 
Grunde dort Härtefälle vorkommen können, so 
glaube ich, daß es Angelegenheit der Kommunen 
ist, ihren Erzeugungs- und Verteilungsbetrieben die 
zweckentsprechende, dieser Steuerpflicht entspre-
chende Rechtsform zu geben. 

Ich möchte hier aber noch etwas Grundsätzliches 
sagen. Wohin kämen wir, wenn wir die ungleich-
mäßige Belastung, die die kumulativ wirkende 
Umsatzsteuer im Preis des Enderzeugnisses dar

-

stellt, als Sonderbelastung bezeichnen wollten! 
Hier ist doch immerhin die steuerliche Gleichbe-
handlung das Primäre, und wenn sie durch die ver-
schiedenen Stufen, in dienen sich die Umsatzsteuer 
kumuliert, im Enderzeugnis zu völlig verschiede-
nen Lastsätzen führt, dann ist das ein Problem der 
Struktur unserer Umsatzsteuer; dann müssen wir 
dieses Problem bei der Umsatzsteuerreform grund-
sätzlich anpacken. Wir sollten aber davon Abstand 
nehmen, es jetzt an irgendeiner einzelnen Stelle, 
wo diese Kumulation besonders nachteilig wirkt, 
etwa mit Ausnahmeregelungen und Befreiungen zu 
kurieren. Ich darf daher bitten, es bei den Be-
schlüssen der zweiten Lesung zu belassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Heiland. 

Heiland (SPD): Herr Kollege Hellwig, ich muß 
Sie doch in einer Frage korrigieren; denn ich 
glaube, Sie sind von einem Irrtum ausgegangen. 
Es handelt sich hier nicht um eine kumulierende 
Umsatzsteuer; denn es wird auch nach dem neuen 
Gesetzentwurf, den die Regierung vorgeschlagen 
hat, nur eine Phase, nämlich die erste Phase, mit 
der Umsatzsteuer belegt. Sie wissen ganz genau, 
daß z. B. da, wo die Kohlenzechen selber Gas oder 
Elektrizität erzeugen, die Kohle, die sie in diese 
Elektrizitätserzeugung bringen, nicht mit der Um-
satzsteuer belastet ist, daß aber die kommunalen 
Gaswerke, die möglicherweise in der hintersten 
Ecke Bayerns liegen, erstens die Umsatzsteuer auf 
Kohle, zweitens die Frachtrate zu zahlen haben, die 
vielleicht ein Drittel des Preises ausmacht, und 
drittens auf den Endpreis, der sich daraus ergibt, 
Umsatzsteuer für Gas zu zahlen haben. Damit kann 
man zu der ungeheuren Spanne der Umsatzsteuer 
von 0,24 auf 1,34 pro Einheit kommen. Wie Sie da 
noch zu einer Gleichheit gelangen, weiß ich nicht. 
Also hier ist zumindest in der Darstellung einiges 
falsch. 
Aber Sie haben noch ein zweites Moment ver-

gessen. Bisher ist es üblich gewesen, daß die ein-
zelnen Gebiete, die Steuerhoheit haben, Bund, 
Länder und Gemeinden, sich gegenseitig nicht be-
steuern. Wenn der Bund das Nichtbesteuertwerden 
in den Gemeinden und in den Ländern für sich in 
Anspruch nimmt, dann kann er jetzt nicht den um-
gekehrten Weg einschlagen und einseitig die Ge-
meinden da, wo sie bisher den Vorteil haben, nicht 
besteuert zu werden, besteuern. Sie durchbrechen 
hier also zwei Prinzipien. 

(Zustimmung.) 

Sie kommen erstens gar nicht zur Gleichheit der 
Umsatzsteuer, und Sie wollen zweitens durch dieses 
Gesetz die Gegenseitigkeitsbesteuerung, die bisher 
im Steuersystem zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden ausgehandelt war, jetzt einseitig zum 
Nachteil der Gemeinden aufheben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Willeke. 

Dr. Willeke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte nur noch zwei, drei 
Sätze zur Erwiderung sagen auf das, was Herr Dr. 
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Hellwig ausführte. Ich habe an sich Verständnis 
für seine Auffassung, muß aber auf folgendes hin-
weisen: Es läßt sich auch bei den anderen Bera-
tungsgegenständen, die wir vor oder hinter uns 
haben, nicht immer alles auf einen völlig passenden 
Leisten bringen. Ich darf daran erinnern, daß die 
Interessen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
in diesem Hause bei den gespaltenen Körperschaft-
steuersätzen nicht zum Vortrag gekommen sind. 
Ich könnte auch darauf hinweisen, daß die kommu-
nalen Betriebe auch jetzt nicht in den Genuß des 
gespaltenen Körperschaftsteuersatzes kommen sol-
len. Aber wir wollen die Debatte nicht vertiefen. 

Die zwei Sätze, die ich sagen wollte, sind fol-
gende: Es haben erfreulicherweise lange Diskussio-
nen interner Art stattgefunden, auch im Kommu-
nalpolitischen Ausschuß. Es handelt sich bei die-
sem Antrag um einen einstimmig gefaßten Beschluß 
des Kommunalpolitischen Ausschusses, und ich darf 
darauf hinweisen, daß sich erfreulicherweise Abge-
ordnete aus allen Fraktionen dieses Hauses gefun-
den haben, um diesen Antrag mit zu unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es kann kurz gemacht werden. 
Es ist bezweifelt worden, daß die Umsatzsteuer-
belastung, die nunmehr auf gewisse kommunale 
Betriebe zukäme, nicht mit der Kumulierung zu-
sammenhängt. Das Gegenstück der Kumulierung 
ist ja die Steuerersparung, wenn mehrstufige Be-
triebe in einem Unternehmen vereinigt werden, 
und das ist der Nachteil, den Sie gegenüber der 
Gaserzeugung etwa von Zechen empfinden. Inso-
fern ist es doch eine Seite des gleichen Problems. 
Aber was den hier aufgestellten Grundsatz an-

geht, daß der Bund nicht besteuernd gegenüber den 
Gemeinden auftreten könnte oder sollte, so möchte 
ich hier nur die Konsequenz daraus feststellen: 
dann sollten sich die Gemeinden jeder wirtschaft-
lichen Betätigung enthalten, 

(Aha!-Rufe von der SPD) 
soweit sie im Wettbewerb zu privaten Unterneh-
mungen steht. 

(Beifall bei Abgeordneten in der Mitte 
und rechts. — Abg. Lücke: So kann man 
es nicht machen! — Abg. Welke: Das ist 
die Wahrheit! Bisher war nur alles Mo-
gelei! Jetzt hat er die Katze aus dem 
Sack gelassen! — Weitere Zurufe von der 
SPD: Das war des Pudels Kern! — Haben 
Sie im Auftrag Ihrer Fraktion gesprochen?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Eckhardt. 

Dr. Eckhardt (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hatte nicht die Absicht, in 
dieser Angelegenheit zu sprechen und Sie aufzu-
halten, muß aber nun doch noch einige ergänzende 
und klärende Worte sagen. Es ist dem Ausschuß 
nicht eingefallen, etwa irgend jemanden besonders 
benachteiligen zu wollen, sondern wir haben ein-
gehend die Unterlagen der Bundesregierung, ins-
besondere des Bundeswirtschaftsministeriums ge-
prüft, und wir haben gesehen, daß gerade bei den 
Ortsgaswerken gewisse Härten vorliegen. Aus die-
sem Grunde habe ich selbst den Antrag gestellt, 
für die Ortsgaswerke einen besonderen, niedrigeren 
Steuersatz einzuführen. 

Im übrigen aber sind wir der Meinung gewesen, 
daß all diese Probleme so vielfältig und kompli-
ziert sind, daß wir sie mit unserer Entschließung, 
die Sie gestern angenommen haben, decken woll-
ten. Es ist notwendig, das Umsatzsteuergesetz im 
nächsten Jahre durchzusehen und zu bereinigen. 
Das kann aber nur im ganzen geschehen, und hier 
kann nicht immer nur eine Rosine aus dem Kuchen 
herausgepickt werden. 

Ich muß Ihnen noch etwas sagen. Ihr Antrag geht 
insofern zu weit, als Sie ohne weiteres auch den 
Bund und die Länder weiter befreien wollen, nicht 
nur die Gemeinden, von denen hier die Rede ist. 
Aber, meine Herren, wollen Sie beispielsweise die 
Preag oder irgendeinen anderen Konzern von der 
Umsatzsteuer freistellen, bloß weil die Anteile 
daran dem Land oder dem Bund gehören? Das geht 
nicht. 

(Abg. Lücke: Also Sie haben von Kommu

-

nalpolitik nun wirklich nicht viel los!) 
— Sie wissen, es handelt sich hier nicht um die 
Politik der Gemeinden. Ich sprach soeben davon, 
daß nach Ihrem Antrag ja doch die Steuerfreiheit 
nicht nur auf die Gemeinden ausgedehnt werden 
soll, sondern daß Sie weit 'darüber hinausgehen. 
Dazu muß ich Ihnen folgendes sagen. Nach gelten-
dem Umsatzsteuerrecht wird auch bei gemischt

-

wirtschaftlichen Betrieben Umsatzsteuer erhoben, 
auch wenn sich nur 1 % des Kapitals in privater 
Hand befindet. Sie können sich nun in dieser 
Sache die verschiedensten Kombinationen denken. 
Sie werden mit der Steuerbefreiung 'auf jeden Fall 
Anlaß dazu geben, daß die Gebietskörperschaften 
unbillig und ungleichmäßig behandelt werden. 
Warum wollen Sie nicht so verfahren wie bei an-
deren wichtigen Fragen und sich wirklich ent-
sprechend der Entschließung verhalten, so daß im 
kommenden Jahr gründliche Arbeit auf dem Gebiet 
des Umsatzsteuerrechts geleistet werden kann? 

(Beifall beim GB/BHE, in der Mitte 
und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den An-
trag auf Umdruck 259*) Ziffer 1 ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ich bitte, 
die Abstimmung zu wiederholen durch Erheben. 
Wer für den Antrag ist, der möge sich erheben. — 
Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; der 
Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 3 b und Ziffer 3 c. Wer be-
gründet den Antrag? 

(Abg. Seuffert: Ist mit begründet!) 
— Ich lasse abstimmen, ohne daß dieser Antrag 
begründet wird. Wer für den Antrag auf Umdruck 
259 Ziffer 2 ist, nach dem die Ziffern 3 b und 3 c 
gestrichen werden sollen, der möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! —

(Abg. Seuffert: Zur Abstimmung!) 
— Zur Abstimmung der Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es herrschen offenbar irrtümliche 
Vorstellungen bei der Abstimmung. Die Ziffer 2 
des Antrags auf Umdruck 259 ist nur eine redak-
tionelle Folge des Antrags, der eben angenommen 

*) Siehe Anlage 8. 
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worden ist. Diese redaktionelle Folge muß also mit 
derselben Mehrheit gebilligt werden. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Vorausgesetzt, daß das 
Haus Wert darauf legt, daß ein Gesetz in sich 
widerspruchslos ist. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Ich lasse noch einmal abstimmen, nachdem diese 
Erläuterung gegeben worden ist. Wer für die An-
nahme der Ziffer 2 des Antrags Umdruck 259 ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Das erste war die Mehrheit; angenommen. 

Es liegen keine weiteren Anträge vor. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. 

(Abg. Seuffert: Zur Abstimmung!) 

— Das Wort hat der Abgeordnete Seuffert zur 
Abstimmung. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Fraktion freut 
sich, diesem Gesetz in der Form, die es jetzt er-
halten hat, zustimmen zu können. Wir können 
allerdings bei dieser Zustimmung nicht den Aus-
druck des Bedauerns unterdrücken, daß bei der 
dringenden Reformbedürftigkeit der Umsatzsteuer 
in diesem Jahre nicht noch mehr geleistet werden 
konnte. Die Entschließung, die vorgeschlagen wird, 
ist ein recht magerer Ersatz für das, was hätte ge-
schehen können. Wir werden trotzdem auch dieser 
Entschließung zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir kommen zur 
Schlußabstimmung. Wer für die Annahme des Ge-
setzes im ganzen ist, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Gegen wenige Stimmen ange-
nommen. 

Wir haben noch abzustimmen über die Entschlie-
ßung, die der Ausschuß vorschlägt, sowie über die 
zwei weiteren Anträge des Ausschusses. Sie fin-
den die Entschließung und diese Anträge auf 
Drucksache 963 Ziffern 2, 3 und 4. Wer für die 
Annahme der Entschließung und dieser Anträge ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annah-
me fest. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zu Punkt 16 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Ber-
lin" (NOG 1955) (Drucksachen 692, 482, Um-
druck 203*)). 
(Erste Beratung: 29. Sitzung, zweite Bera-
tung: 56. Sitzung.) 

Hier liegen Änderungsanträge nicht vor. Dagegen 
ist ein Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
eingebracht. 

(Abg. Seuffert: Gegenstandslos!) 
— Gut. 

Ich rufe auf zur allgemeinen Aussprache. 

(Abg. Neuburger: In der Fassung der 
Drucksache 962?) 

— Ja. — Auf die allgemeine Aussprache scheint 
verzichtet zu werden. 

*) Siehe Anlage 9. 

Ich rufe auf zur Einzelberatung §§ 1 bis 19, — 
Einleitung und Überschrift. — Keine Wort-
meldungen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. 

(Abg. Seuffert: Zur Abstimmung!) 

— Zur Abstimmung hat  das  Wort der Abgeordnete 
Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Fraktion hat 
viele Jahre hindurch versucht, das Notopfer Berlin 
in eine bessere Form zu bringen, als es sie heute 
hat. Es sind auch diesmal wieder Verbesserungen 
gegenüber dem bisherigen Zustand erzielt worden. 
Aber sie reichen noch lange nicht aus, die Erhe-
bungsweise des Notopfers Berlin wirklich annehm-
bar zu machen. Wir haben Ihnen gestern die grund-
sätzlichen Anträge zur Änderung der Erhebungs-
weise vorgetragen. Sie haben sie abgelehnt. Wir 
bedauern das. Wir sind aber wegen der Bedeutung 
und wegen des Zwecks des Notopfers gewillt, dem 
Gesetz trotzdem zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen zur Abstimmung liegen nicht vor. Wir kom-
men zur Schlußabstimmung. Wer für die Annahme 
des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer 
Berlin" in der Fassung der Drucksache 962 ist, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen nunmehr zum Hauptstück unserer 
heutigen Beratungen, Punkt 15: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern (Drucksachen 
961, 481); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Drucksache 991, Umdrucke Nr. 232, 
235, 237, 243, 244, 246, 251 bis 258, 260 bis 
267). 
(Erste Beratung: 29. Sitzung, zweite Bera-
tung: 55. und 56. Sitzung.) 

Ich rufe auf zur allgemeinen Aussprache. — Es 
wird darauf verzichtet. 

Wir kommen zur Einzelberatung. Es liegt zu-
nächst vor ein Änderungsantrag zu Nr. 3 des Ab-
schnitts I, Seite 19 der Drucksache 961, auf Um-
druck 264, der noch nicht verteilt ist. 

(Abg. Neuburger: Den habe ich noch nicht!) 

— Es ist ein Antrag auf redaktionelle Änderung, 
der die Unterschrift der Herren Dr. Eckhardt, 
Haasler und Fraktion trägt. Ich lese vor: 

In Nr. 3 erhält Buchstabe d folgende Fassung: 
d) In Ziffer 7 sind die Worte „für Schäden an 

Leben, Körper, Gesundheit oder durch Frei-
heitsentzug" zu streichen und die folgenden 
Worte anzufügen: 
Die Steuerpflicht von Bezügen aus einem 
aus Wiedergutmachungsgründen neu be-
gründeten oder wieder begründeten Dienst-
verhältnis sowie von Bezügen aus einem 
früheren Dienstverhältnis, die aus Wieder-
gutmachungsgründen neu gewährt oder 
wieder gewährt werden, bleibt unberührt. 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Eckhardt. 
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Dr. Eckhardt (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es handelt sich um nichts an-
deres als um eine redaktionelle Änderung. Die 
Worte „laufende Bezüge" sind in „Bezüge" geän-
dert, damit auch die Steuerpflicht für Tantiemen 
und dergleichen nicht ausgeschlossen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird das Wort dazu 
gewünscht? — Nicht. Dann lasse ich abstimmen. 
Wer für die Annahme dieses Antrags ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Das ist die überwie-
gende Mehrheit; angenommen. 
Nächster Änderungsantrag: zu Seite 25 der Druck-

sache 961, Umdruck 235*), auf Einfügung einer 
Nr. 8 c. Der Antrag ist von den Abgeordneten 
Scharnberg und Genossen gestellt. Das Wort zur 
Begründung hat der Abgeordnete Scharnberg. 

Scharnberg (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Darf ich kurz 
den Antrag, den wir im Hinblick auf den Wieder-
aufbau der Handelsflotte gestellt haben, begrün-
den. Von den drei Finanzierungshilfen, die die 
öffentliche Hand bisher für diesen Zweck zur Ver-
fügung gestellt hatte, werden zwei jetzt gänzlich 
wegfallen, und zwar einmal die Steuerbegünsti-
gung für Erträgnisse von Schiffspfandbriefen und 
zum zweiten der § 7 ,d. Für die dritte Möglichkeit, 
die Wiederaufbaudarlehen, sind im Haushalt 1955/56 
einstweilen nur 50 Millionen DM eingesetzt. 

Um einen Ersatz für diese wegfallenden Hilfen 
zu bieten, verweist man die deutsche Schiffahrt auf 
den Kapitalmarkt; zugleich werden ihr Erleichte-
rungen bei der Inanspruchnahme dieses Marktes 
angeboten. Welche Prognose man auch immer der 
Entwicklung des Kapitalmarktes nach dem 31. De-
zember 1954 stellen mag, es ist sicher, daß die 
durch die Steuerreform vorgenommenen Tarifsen-
kungen eine Wirkung auf den Kapitalmarkt erst 
nach geraumer Zeit auszuüben vermögen. Wenn 
man daher die Schiffahrt mit dem 31. Dezember 
1954 von den alten Finanzierungsmöglichkeiten ab-
schaltet und wenn die neue Finanzierungsquelle, 
der Kapitalmarkt, erst sehr viel später zur Verfü-
gung stehen wird, dann besagt dies nichts anderes, 
als daß die Schiffsbaufinanzierung für den größeren 
Teil des Jahres 1955 dem Nichts gegenübersteht. Im 
Wiederaufbau der deutschen Schiffahrt darf aber 
nicht abrupt ein solcher, wenn auch nur vorüber-
gehender Stillstand eintreten. Die Zwischenzeit 
bedarf der Überbrückung, und als Mittel einer sol-
chen Überbrückung bietet sich der Antrag an, den 
wir gestellt haben und dessen Ziel es ist, das Auf-
kommen aus dem Jahre 1954 zu einem Höchstmaß 
auszuschöpfen. 

Die Vergünstigung des jetzt auslaufenden § 7 d 
Abs. 2 setzt unter anderem voraus, daß die Dar-
lehensvaluta bis zum 31. Dezember des in Frage 
stehenden Jahres aus dem Vermögen des Dar-
lehensgebers ausgeschieden war. Zu diesem Zeit-
punkt hat aber naturgemäß noch kein Geldgeber 
seine Bilanz für dieses Jahr fertiggestellt. Er kann 
daher in diesem Augenblick noch nicht genau 
übersehen, ob und in welchem Umfange er 7-d

-

Darlehen geben kann. 

Die von uns vorgeschlagene Übergangsregelung 
soll es möglich machen, die Valuta eines zu Lasten 
des Einkommens vom Jahre 1954 zu gebenden 
7-d-Darlehens auch kurze Zeit noch nach dem 

*) Siehe Anlage 11. 

31. Dezember 1954 aus dem Vermögen des Geld-
gebers auszuscheiden, damit für eine solche kurze 
Übergangszeit noch alles aus dieser Quelle ge-
schöpft wird, was an sich aus ihr geschöpft werden 
kann. Das läßt sich dadurch erreichen, daß in der 
Bilanz 1954 eine steuerfreie Rücklage in Höhe des 
7-d-Darlehens gebildet wird, die bei der Hergabe 
des Darlehens aufzulösen ist. 

Ich sage ausdrücklich, daß es sich nicht etwa um 
eine Verlängerung des § 7 d Abs. 2 handelt. Es 
verbleibt vielmehr dabei, daß diese Bestimmung 
zum 31. Dezember 1954 unanwendbar wird. Unser 
Vorschlag verstößt daher nicht gegen das Prinzip 
der Steuerreform, daß die Steuervergünstigungen 
im Interesse einer kräftigen Tarifsenkung entfal-
len sollen. Er verhindert lediglich eine Unter-
brechung in der Kontinuität der Schiffsbaufinanzie-
rung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird das Wort dazu 
gewünscht? — Das Wort hat der Abgeordnete 
Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich sehe es  als ein Zeichen für 
die Güte unserer Arbeit in der zweiten Lesung an, 
daß ich es nicht nötig gehabt habe — ich will 
außerdem nicht den Präzeptor spielen, dazu eigne 
ich mich sehr wenig —, auf meine Eingangsausfüh-
rungen von vorgestern über den Grundsatz der 
Steuerreform zurückzukommen. Da das Herr 
Scharnberg weiß, hat er eben am Schluß gesagt, 
es  sei keine Durchbrechung des Grundsatzes des 
Aufhebens der Begünstigungen. Meine Damen und 
Herren, jeder Antrag, der zu § 7 d gestellt wird  — 
und sei er von noch so vielen Hamburgern oder 
Bremern, die mir höchst sympathisch sind, unter-
schrieben —, ist ein Versuch, diesen Grundsatz der 
Begünstigungsaufhebung zu durchbrechen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Deswegen bin ich mit aller Entschiedenheit gegen 
diesen Antrag. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr gut!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den An-
trag Umdruck 235 ist, der möge die Hand erheben. 
— Das ist ohne Frage die Minderheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen zu Ziffer 12 auf Seite 26. 
(Abg. Seuffert: Zur Geschäftsordnung!) 

Es handelt sich hier um zwei Anträge, die ich aus-
einanderzuhalten bitte: zunächst ein Antrag auf Um-
druck 260, der soeben verteilt wurde, und zwar Zif-
fer 1; dann ein Antrag auf Umdruck 246, der sich 
auf eine aridere Stelle in Ziffer 12 bezieht. 

(Abg. Seuffert: Zur Geschäftsordnung!) 
— Zur Geschäftsordnung hat das Wort Abgeord-
neter Seuffert. 

Seuffert (SPD): Darf ich den Herrn Präsidenten 
darauf aufmerksam machen, daß zu Ziffer 8 a noch 
ein Antrag auf Umdruck 244*) vorliegt. 

*) Siehe Anlage 14. 



2. Deutscher Bundestag — 57. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. November 1954 	2855  

Vizepräsident Dr. Schmid: Der Antrag sei zu-
rückgezogen, wird mir gesagt. 

(Abg. Seuffert: Es ist der Antrag von Herrn 
Wirths!) 

Ihr Antrag zu Ziffer 8 a ist zurückgezogen? 

(Abg. Wirths: Ja!) 

Wir kehren also zu der aufgerufenen Ziffer 12 
zurück. Herr Abgeordneter Seuffert, begründen 
Sie den Antrag Umdruck 260 1) Ziffer 1? — Dann 
erteile ich Ihnen das Wort. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, dieser Antrag lag Ihnen bereits 
gestern vor. Es handelt sich darum, ob bei der 
Mißbrauchsbestimmung für Bausparverträge die 
Bundesratsfassung oder das, was von der Bundes-
regierung für richtig gehalten wird, Gesetz werden 
soll. Sie haben den Antrag gestern abgelehnt. Wir 
haben ihn aber heute wiederholt, nachdem eine 
Reihe von Kollegen, insbesondere solche, die dem 
Wohnungsbau nahestehen, erklärt haben, daß sie 
dem Antrag gerne zustimmen würden, wenn er 
noch einmal eingebracht würde. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort wird dazu 
nicht gewünscht. Ich lasse abstimmen. Wer für den 
Antrag Umdruck 260 Ziffer 1 ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Darf ich bit-
ten, die Abstimmung — das Bild ist nicht sehr 
deutlich — durch Erheben von den Sitzen zu wie-
derholen. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Gegenstimmen? — Letzteres ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Nun Antrag Umdruck 246**) der Abgeordneten 
Ruf, Eberhard, Dr. Elbrächter, Dr. Eckhardt und 
Genossen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann mich zu den Kollegen zäh-
len, die bisher bewiesen haben, daß es ihnen nicht 
schwerfällt, den Mund zu halten. Ich kann auch 
heute der Versuchung widerstehen, bei der Be-
gründung des vorliegenden Umdrucks eine große 
Rede zugunsten der freien Berufe zu halten, ob-
wohl es wirklich einmal notwendig wäre, daß wir 
uns über die Lage der freien Berufe in diesem 
Hause und nicht nur draußen in unseren Versamm-
lungen unterhielten. 

Sie können sich entsinnen, daß der Herr Bundes-
kanzler im Frühjahr dieses Jahres in Düsseldorf 
zu Angehörigen der freien Berufe gesprochen hat. 
Er hat seinerzeit gesagt: „Wendet euch an eure 
Abgeordneten!" Nun kommen die freien Berufe zu 
uns und fragen: Was wollt ihr für uns tun? Sie 
laufen uns das Haus ein und schicken uns recht 
viele Briefe. Sie werden wahrscheinlich alle diese 
Klagen auch gehört haben. Der Rat war ein guter 
Rat, muß ich sagen. Aber was sollen wir — ich 
hätte bald gesagt: wir armen Kerle — jetzt tun? 
Ich meine, wir haben gar keine andere Wahl, als 
uns jetzt bei dieser Gelegenheit anläßlich der Be-
ratung der Steuerreform Gedanken darüber zu 
machen, was wir zugunsten der freien Berufe noch 
tun können. 

*) Siehe Anlage 24 
**) Siehe Anlage 15 

Sie wissen, daß im Sommer dieses Jahres der 
Bundestag einstimmig die Regierung beauftragt hat, 
von der Ermächtigung in § 51 des Einkommen-
steuergesetzes Gebrauch zu machen und für die 
freien Berufe eine Unkostenpauschale zu gewähren. 
Diese ist nun auch für die Jahre 1953 und 1954 
gewährt worden. In der Regierungsvorlage und 
auch in den Beschlüssen des Ausschusses ist eine 
Weitergewährung dieser Pauschale nicht vorge-
sehen.. Ich habe zwar einen entsprechenden Antrag 
mit einer ganzen Reihe von Unterschriften in der 
Tasche, ich will jedoch diesen Antrag auf eine Un-
kostenpauschale oder auf einen Freibetrag nicht 
einbringen. Denn ich glaube, wir haben gestern 
und heute durch unsere vielen Beschlüsse wirklich 
das Äußerste getan, was man verantworten kann, 
und man sollte einem Manne, der krank im Bette 
liegt, nicht den letzten Pfennig aus dem Beutel 
nehmen. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Eckhardt: Der 
letzte ist es nicht!) 

Der vorliegende Änderungsantrag auf Um-
druck 246 zu § 10 dient der Altersversorgung der 
freien Berufe. Sie wissen alle, daß gerade die 
älteren Freiberufler durch die Währungsreform in 
eine ganz besondere Notlage gekommen sind und 
daß sie im Gegensatz zu den Arbeitnehmern und 
auch zu den Gewerbetreibenden, die ein Sach-
kapital hinter sich haben, nicht über eine aus-
reichende Altersversorgung verfügen. Unsere Kol-
legen und Kolleginnen im Rechtsausschuß und auch 
im Sozialpolitischen Ausschuß wissen von dem Pro-
blem der Altersversorgung der freien Berufe. Bitte, 
berücksichtigen Sie die besondere wirtschaftliche 
Situation dieser Berufe und versagen Sie diesem 
wirklich ganz bescheidenen Antrag nicht Ihre Zu-
stimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und beim 
GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich muß mich gegen diesen Antrag wen-
den. Erstens einmal technisch: man kann ja nicht 
in Buchstabe b die Selbständigen erwähnen, das, 
was in Buchstabe b aber festgesetzt wird, dann in 
Buchstabe c sogleich wieder aufheben und noch er-
höhen. Ich glaube also, man müßte die Regelung 
technisch wohl etwas anders aufziehen. 

Zweitens aber zur Sache: Historisch ist es doch 
so, daß die ursprünglichen Beträge, die in Buch-
stabe a genannt sind, bei den Steuerpflichtigen, die 
50 Jahre alt geworden sind, verdoppelt werden 
können. Das ist seinerzeit schon vom Wirtschaftsrat 
in Frankfurt beschlossen worden, weil die älteren 
Steuerpflichtigen zum Teil ihre Altersversorgung 
durch die Währungsreform verloren hatten, näm-
lich diejenigen, die kein fundiertes Einkommen 
haben. Das sind die Selbständigen und die Unselb-
ständigen. Diese Regelung ist dann vom Ausschuß 
auch auf jene erweitert worden, die ein steuer-
pflichtiges Vermögen von 20 000 DM haben. Gestern 
ist diese Bestimmung dann noch auf solche ausge-
dehnt worden, die ein steuerpflichtiges Vermögen 
von 40 000 DM haben. Sozusagen in Erwiderung 
darauf wird nun für die Selbständigen eine Ver-
dreifachung dieser Beträge verlangt. Man fragt sich 
doch, wie es dann mit den Unselbständigen steht, 
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(Staatssekretär Hartmann) 
die ja bisher, weil sie auch kein fundiertes Ver

-

mögen haben, mit den Selbständigen immer gleich 
behandelt worden sind. 

Wenn nun Herr Ruf darauf hingewiesen hat, daß 
es sich hier um kranke Männer handle, so glaube 
ich, die Krankheit kann in diesen Fällen nicht ganz 
so schwer sein; denn wenn einer Beträge in der 
Höhe des Dreifachen der Normalbeträge für sich 
und seine Familie in Anspruch nehmen kann, so 
muß schon ein recht erhebliches Einkommen da 
sein, sonst hat er von der Höhe dieser Freibeträge 
überhaupt nichts. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, wir — die sozialdemokra-
tische Fraktion — haben bewiesen, daß wir sehr 
gerne bereit sind, etwas für die freien Berufe zu 
tun. Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten, für sie 
etwas zu tun. Verschiedene dieser Möglichkeiten, 
von uns durch Anträge angedeutet, haben Sie 
gestern abgelehnt. Sie haben die Anträge zur Um-
satzsteuer abgelehnt, Sie haben auch den Antrag 
auf einen Arbeitsfreibetrag — der ja auch hier ge-
golten hätte - abgelehnt. Das wären bessere Wege 
gewesen. Der Antrag, der jetzt vorliegt, ist nicht 
nur recht bescheiden, sondern er ist auch sicherlich 
nicht der beste Weg. 

Es ist richtig, was der Herr Staatssekretär Hart-
mann gesagt hat. Man muß als Angehöriger eines 
freien Berufs schon ein recht erhebliches Einkom-
men haben, um diese nochmals verdoppelten Frei-
beträge ausnutzen zu können. Es ist mehr eine An-
gelegenheit für gutsituierte Angehörige der freien 
Berufe. Anders wäre es gewesen, wenn Sie wenig-
stens hier z. B. den Arbeitsfreibetrag oder die Um-
satzsteuerermäßigung gebilligt hätten. Man muß 
— und auch da hat Herr Staatssekretär Hartmann 
recht gehabt — berücksichtigen, daß wir soeben 
erst in Buchstabe b dieses Absatzes in § 10 des 
Einkommensteuergesetzes eine Gleichstellung der 
selbständigen Gewerbetreibenden, insbesondere 
handwerklicher Prägung und von Kleingewerbe-
treibenden, mit den freien Berufen nachgeholt 
haben. Ich glaube nicht, daß man im gleichen 
Augenblick die freien Berufe in Buchstabe c in 
einer Form, die ihnen da, wo Not ist, wirklich nicht 
so viel nützt, wieder nach vorwärts distanzieren 
kann. 

Ich weiß nicht, wie meine Fraktionskollegen im 
ganzen stimmen werden. Meines Wissens sind auch 
von Kollegen meiner Fraktion einige Unterschrif-
ten unter diesen Antrag gegeben worden. Ich per-
sönlich muß erklären, daß, obwohl Angehöriger 
dieser Berufe, ich mich für diesen Antrag nicht 
einsetzen kann. Ich würde den Herrn Kollegen Ruf 
sehr bitten, den Antrag, den er erwähnt hat und 
den er in der Tasche hat, einzubringen, falls unser 
Antrag auf Arbeitsfreibetrag heute wieder abge-
lehnt werden sollte. Diesem Antrag werden wir 
lieber zustimmen, Herr Kollege Ruf. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer für den Antrag auf Umdruck 246 ist, 
der möge die Hand erheben. - Gegenprobe! — Das 
ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Das Wort zur Begründung eines weiteren Ände-
rungsantrag hat der Abgeordnete Eberhard. 

Es liegt noch kein Umdruck vor; der Antrag ist 
aber von der notwendigen Zahl von Abgeordneten 
unterzeichnet. Ich habe mich vergewissert. 

Eberhard (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich übergebe Ihnen hier 
einen neuen Antrag; er liegt im Sinne der Ausfüh-
rungen, die eben der Kollege Seuffert gemacht hat. 
Wir haben seinerzeit dem sogenannten Neuburger

-

Tarif deshalb zugestimmt, weil er gegenüber dem 
Regierungsentwurf doch eine wesentliche Senkung 
für die kleineren und mittleren Einkommen brachte. 
Die Zustimmung des Finanzministers konnten wir 
seinerzeit nur erwarten, nachdem ein gewisses 
Äquivalent dafür gegeben wurde, und zwar in 
Hinsicht auf die Streichung des gespaltenen Kör-
perschaftsteuersatzes, die Teilaufhebung der Ex-
portförderungsabgabe, die Streichung der Steuer-
vergünstigung für die Arbeitszuschläge bei Sonn-
tags- und Nachtarbeit und durch den Verzicht auf 
eine Unkostenpauschale für die freien Berufe, die 
ja für 1953 und 1954 besteht. 

Durch die Abstimmung in der zweiten Lesung in 
diesem Hohen Haus wurde der gespaltene Körper-
schaftsteuersatz — was ich durchaus für gut halte 
— beibehalten, ebenso die steuerliche Vergünsti-
gung für die Nacht- und Sonntagszuschläge, nicht 
aber für die Exportförderungsabgabe. Darüber hin-
aus hat man der kleinsten Gruppe von Steuer-
zahlern, nämlich den Selbständigen, die Pauschale 
für die Zukunft gestrichen. Man hat also bei der 
kleinsten Gruppe der Steuerzahler zu sparen an-
gefangen, eingedenk der Tatsache: wenn man schon 
mit Sparen beginnt, dann muß man beim Streich-
holz anfangen. 

Meine Damen und Herren, Sie alle wissen — ich 
brauche darüber keine weiteren Ausführungen 
mehr zu machen —, wie notwendig es ist, gerade 
dem Stand der freien Berufe, d. h. den Selbständi-
gen in ihrer Gesamtheit, in irgendeiner Form eine 
steuerliche Möglichkeit zu geben, daß sie Unkosten, 
die durchaus beruflicher Art sind, aber nicht ein-
wandfrei als beruflich nachgewiesen werden können 
und auch nicht absetzbar sind — andererseits aber 
auch keine reinen Privatausgaben sind —, geltend 
machen können. Man muß dieser Berufsgruppe in 
irgendeiner Form helfen, zumal Sie ja — dieses 
Hohe Haus — die Genehmigung zur Absetzung eines 
Unkostenpauschalbetrags von 5 v. H., höchstens 
600 DM, bis 31. 12. 54 gegeben haben. 

Ich habe Ihnen namens meiner Freunde und 
namens der Fraktionen der Freien Demokratischen 
Partei und des GB/BHE folgenden Antrag zu un-
terbreiten: 

Dem § 18 wird folgender neuer Absatz ange-
fügt: 
Bei der Ermittlung des Einkommens werden 
5 % der Einnahmen aus freier Berufstätigkeit, 
höchstens jedoch DM 1200 jährlich, abgesetzt, 
wenn die Einkünfte aus der freien Berufstätig-
keit die anderen Einkünfte überwiegen. 

Ich darf Sie namens der beiden Fraktionen und 
namens meiner Freunde bitten, diesem Antrage 
Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich glaube nicht, daß es sich empfiehlt, 
hierüber jetzt abzustimmen. Der Änderungsantrag 
Umdruck 260 Ziffer 3 geht weiter. Er ist zu Zif- 
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fer 24 gestellt. Ich werde die beiden Anträge dann 
gemeinsam zur Abstimmung stellen, je nach dem 
Schicksal des Antrags Umdruck 260 Ziffer 3. 

(Abg. Neuburger: Aber getrennt!) 

— Getrennt. 

Nächster Antrag ist Umdruck 260 Ziffer 2 betref-
fend Ziffer 13 a auf Seite 30. Diese Ziffer soll ge-
strichen werden. 

Das Wort hat der Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich trete wieder mit der Bitte vor Sie hin, 
diese Bestimmung, die in der ursprünglichen Re-
gierungsvorlage nicht enthalten war und die erst 
im Ausschuß hineingekommen ist, aus der Vorlage 
zu streichen. Es handelt sich eindeutig darum, daß 
mit der Bestimmung die Begünstigung politischer 
Parteien durch finanzielle Zuwendungen steuerliche 
Vergünstigungen erfahren soll. Darum geht es und 
um nichts anderes. Kollege Wellhausen hat darauf 
aufmerksam gemacht, daß er sich überhaupt da-
gegen wehre, angesichts dieser Steuerreform Ver-
günstigungen gleich welcher Art zu schaffen, die 
es bisher nicht gegeben habe. Alle diejenigen, die 
ihm sonst beipflichten, müßten dann auch unserem 
Antrag ihre Zustimmung geben. 

Ich bin etwas erstaunt darüber, meine Damen 
und Herren, daß Sie Ihrerseits diese Frage mit 
einem schamhaften Stillschweigen übergehen. Wa-
rum findet sich hier eigentlich niemand, der es 
wagt, die Begünstigung dieser Zuwendungen durch 
steuerliche Mittel zu verteidigen? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Neuburger: 
Der hat sich schon zu Wort gemeldet, der 

das tut!) 
— Hoffentlich. Dann werden wir die Klingen 
kreuzen. Aber es wäre doch gut gewesen, wenn 
auch in der zweiten Lesung einige Argumente dafür 
zu hören gewesen wären, wenn Sie wirklich ein 
so gutes Gewissen in dieser Frage haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe in einer Zei-
tung gelesen, daß in den Koalitionsparteien — das 
haben wir auch bei der Abstimmung gemerkt — 
die verschiedensten Erwägungen zu diesem Antrag 
angestellt wurden. Ein Teil Ihrer Abgeordneten hat 
ja erfreulicherweise in der Abstimmung in zweiter 
Lesung mit uns gestimmt, weil sie die  im Ausschuß 
vorgesehene Regelung für sachlich unmöglich hal-
ten. Ich begrüße diese Haltung. Aber man soll in 
Kreisen der Koalition auch gehört haben, daß es 
immerhin den Deutschen Gewerkschaftsbund gebe, 
der auf der anderen Seite mit seinem finanziellen 
Gewicht etwa der Sozialdemokratischen Partei zur 
Verfügung stehe. Meine Damen und Herren, ver-
schonen Sie doch dieses ernsthafte Haus mit der-
artigen Erzählungen einer Märchentante. Man weiß 
nun nachgerade zur Genüge, daß der Deutsche Ge-
werkschaftsbund aus seinen Kassen politische Par-
teien finanziell nicht unterstützt. Dafür sorgen schon 
diejenigen Christlichen Demokraten, die im Ge-
werkschaftsbund mit in verantwortlichen Stellun-
gen sitzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das sei einmal eindeutig festgestellt! 

(Zuruf von der Mitte: Wahlillustrierte!) 

Meine Damen und  Herren, gerade wenn Sie 
wirklich der Meinung sind, daß es nützlich ist, zu 
erfahren, woher die Parteien ihr Geld haben —  

und ich bin der Meinung, das ist nützlich —, 
dann sorgen Sie auch dafür, daß wir allgemein zur 
Offenlegung — ich wiederhole diese Forderung  — 
der  Finanzquellen aller politischen Parteien kom-
men! 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Ahmen Sie unseren schätzenswerten Brauch nach! 
Sie müssen es sich sonst eben gefallen lassen, daß 
der einfache Mann draußen im Lande sich seine Ge-
danken über die Abhängigkeiten macht, in die sich 
politische Parteien begeben, wenn sie sich unkon-
trollierbarer Gelder bedienen für die Durchführung 
ihrer eigenen Pläne und Aufgaben. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Derartige Abhängigkeiten tun dem politischen Le-
ben in einem demokratischen Staate nicht gut. Da-
mit geraten Sie in die Gefahr, daß der Wähler 
Ihre Entscheidungen nicht mehr als Entscheidun-
gen des verantwortlichen Gewissens des Abgeord-
neten ansieht, sondern von der Überlegung aus-
geht, daß derjenige, der einer Partei Geld gibt, 
auch erwartet, daß diese Partei sich ihm erkennt-
lich zeigt. Das ist genau das, was jenes Bild hat 
entstehen lassen — bitte, es liegt an Ihnen, es aus 
der Welt zu schaffen — von den Kräften, die mit 
ihrer goldenen Hand die Parteien wie Schachfigu-
ren hin- und herschieben. 

Meine Damen und Herren, ich würde mich außer-
ordentlich darüber freuen, wenn es hier heute 
einer gemeinsamen Anstrengung gelingen würde, 
diese Ungeheuerlichkeit aus dem Steuergesetz wie-
der zu entfernen. Verschanzen Sie sich bitte nicht 
hinter allgemeinen staatspolitischen Zwecken! Die 
sind doch mit dem Antrag — nicht mit unserem 
Antrag, sondern mit dem, der im Ausschuß ange-
nommen wurde — gar nicht gemeint! Wem es 
wirklich darauf ankommt, nicht seinen privaten 
Sonderinteressen zu dienen, sondern wer etwas tun 
will für die allgemein staatspolitisch aufklärende 
Arbeit in der Bevölkerung, der hat auch heute 
schon ,die Möglichkeit, durch Zuwendungen an ge-
meinnützige Institute wie Volkshochschulen und 
dergleichen das Seine zu dieser Aufgabe beizutra-
gen. Dazu braucht er nicht bestimmte politische 
Parteien einseitig in seinem Interesse zu finanzie-
ren. Außerdem gibt es noch ein ganz einfaches Mit-
tel, wie jemand, der glaubt, er müsse für staats-
politisch wertvolle Zwecke Geld ausgeben, dieses 
Geld loswerden kann. Der Finanzminister wird ihm 
dankbar dafür sein, wenn er seine wichtigste 
staatspolitische Aufgabe darin erblickt, seine 
Steuern pünktlich zu zahlen und sie nicht durch 
derartige Anträge hier zu verkürzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie mit 
allem Nachdruck darauf aufmerksam machen, daß 
die Zustimmung oder die Ablehnung unserer Frak-
tion zu einem Gesetzgebungswerk wie dem der 
Neuordnung der Steuern u. a. auch davon abhängt, 
wie Sie sich zu unseren Anträgen stellen. Danach 
werden 'wir zu entscheiden haben, wie wir uns zu 
dem gesamten Gesetzgebungswerk stellen, das 
letzten Endes dabei herausgekommen sein wird. 
Ich bitte Sie noch einmal eindringlich: Sorgen Sie 
dafür, daß nicht in der Bevölkerung der Eindruck 
entsteht, Parteien seien käuflich. Die Demokratie 
muß sich freihalten von dem Geruch der Korrup-
tion! 

(Lebhafter Beifall bei der  SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (DP): Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Herr Kollege Erler hat voll-
kommen recht, wenn er uns aufgefordert hat, zu 
dieser Frage in aller Öffentlichkeit Stellung zu 
nehmen. Ich bedaure außerordentlich, daß es mir 
am vergangenen Dienstag nicht möglich war, recht-
zeitig in diesem Hause zu sein; sonst hätte ich dazu 
Stellung genommen. Denn ich darf hier bekannt-
geben, daß ich mit zu den Anregern der Bestim-
mung gehöre, wonach Gelder, die für politische 
Parteien gegeben werden — ich spreche das in 
aller Öffentlichkeit aus —, die gleiche Vergünsti-
gung erhalten sollen, wie man sie bei der Hergabe 
von Geldern für andere, kulturelle, karitative oder 
sonstige Zwecke gewährt. 

(Zuruf von der SPD: „Andere"!) 

Ich bin der Auffassung, daß die Arbeit einer po-
litischen Partei staatspolitisch notwendig ist. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Im Grundgesetz Art. 21 Abs. 1 ist ausdrücklich 
verankert, daß die Parteien bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mitzuwirken haben. Da-
mit haben die Väter des Grundgesetzes sich ein-
deutig dazu bekannt, daß eine politische Willens-
bildung und die Organisation der politischen Mei-
nung ohne Parteien einfach nicht denkbar sind. 
Mir ist in der gesamten Welt kein Staat, wenigstens 
kein demokratischer Staat bekannt, in dem 
die politische Willensbildung ohne Parteien zum 
Tragen kommen kann. 

(Abg. Seuffert: Aber auch kein Staat, in 
dem die Parteispenden von der Steuer 

abgezogen werden!) 

— Das kann ich nicht nachprüfen. 

(Abg. Seuffert: Das ist aber so!) 

— Das steht aber hier auch nicht zur Debatte. 

(Widerspruch bei der SPD. — Abg. Seuffert: 
Doch, genau das!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Seuffert, was im Aus-
land getan wird, das steht hier nicht zur Debatte! 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Hansen 
[Köln]: Wenn es Ihnen paßt, dann ja!) 

Ich habe mich von Anfang an ganz klar dazu 
bekannt, daß wir diesen Grundsatz für vertretbar 
und richtig halten, und ich bin dankbar, daß ich 
das hier in aller Öffentlichkeit aussprechen kann. 
Es interessiert mich aber gar nicht, wie andere 
Staaten dieses Problem steuerlich behandeln. Ich 
bin der Auffassung, daß die politische Arbeit genau 
so gut Anspruch darauf hat, respektiert zu wer-
den, wie jede andere Arbeit für die Allgemein-
heit. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der SPD. 
— Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

— Meine Herren von der Opposition, gerade Sie 
haben doch wiederholt in wirklich vorzüglichen 
Ausführungen — im Verlauf des Jahres, in dem 
ich die Ehre habe, diesem Hause anzugehören — 
auf die Notwendigkeit des parlamentarisch-demo-
kratischen Systems hingewiesen. Wie wollen Sie 
denn dieses System fördern, wenn Sie den Par-
teien und Organisationen, die zur Durchführung 
dieses Systems notwendig sind, nicht das Lebens

-

recht geben? Ich spreche eine Binsenwahrheit aus, I 
wenn ich sage, daß zu der politischen Arbeit nun 
auch einmal Geld gehört. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 
— Meine Herren, ich sehe durchaus nicht ein, 
warum Sie sich bei diesem Punkt so aufregen. 

(Zuruf von der SPD: Daran sind Ihre Argu

-

mente schuld! — Weitere Zurufe von der 
SPD. — Glocke des Präsidenten.) 

- Die Argumente habe ich Ihnen in dem Wort 
gesagt, daß ich politische Arbeit für staatspolitisch 
notwendig halte. Darin liegt begründet, daß ich sie 
steuerlich genau so gut behandeln darf wie jede 
andere für die Allgemeinheit geleistete Arbeit. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Wenn Sie sich diesen Argumenten verschließen, 
weiß ich nicht, wie man dann noch argumentieren 
soll. Sie haben, Herr Erler, mit vollem Recht — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte, hier wird eine 
Zwischenfrage gestellt. 

Wittrock (SPD): Sind Sie nicht der Auffassung, 
daß das Lebensrecht einer politischen Partei unlös-
bar verbunden ist mit der Opferbereitschaft der 
Mitglieder? 

Dr. Elbrächter (DP): Ich sehe hierin durchaus 
keine Diskrepanz. Selbstverständlich soll das Mit-
glied einer politischen Partei opfern, aber der Staat, 
der doch den Nutzen von der politischen Arbeit hat, 
kann genau so gut auf ein Steuereinkommen ver-
zichten, das, nebenbei gesagt, ja nicht erheblich ist. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Wir wollen uns doch gar nichts weismachen: die 
Vorstellungen, die davon in der Öffentlichkeit ver-
breitet sind, treffen doch bei weitem nicht die 
wirklichen Verhältnisse. 

(Zuruf des Abg. Behrisch.) 
— Einen Augenblick, ich möchte speziell zu die-
sem Punkt Stellung nehmen. Gerade weil auch im 
Grundgesetz Art. 21 Abs. 1 gefordert wird, daß die 
Parteien über die Herkunft ihrer Mittel öffentlich 
Rechenschaft geben sollen, bin ich dafür, daß wir 
die Finanzierung der Parteien legalisieren. 

(Abg. Behrisch: Hier handelt es sich doch 
um Schmiergelder!) 

Diese Forderung steht noch unerfüllt hier, und es 
bedarf nach Art. 21 Abs. 3 ausdrücklich eines Bun-
desgesetzes; d. h. es muß nun endlich ein Parteien-
gesetz geschaffen werden. Deshalb sehe ich in dem 
Weg, den wir jetzt gehen, eine Annäherung dahin, 
damit wir wenigstens jetzt erst einmal zu einem 
praktischen Ergebnis kommen. 

(Zuruf von der SPD: Erst mal Geld!) 
Meine Herren von der Opposition, man kann ver-

schiedener Meinung darüber sein, ob es notwendig 
ist oder nicht. Jedenfalls werden Sie mir recht 
geben, daß gerade die Forderung, die Kollege Erler 
erhoben hat, nämlich daß es wünschenswert und 
notwendig sei, die Gelder — —

(Abg. Welke: Schmiergelder müssen Sie 
sagen!) 

— Meine Herren, seien Sie vorsichtig mit solchen 
Ausdrücken! 

(Weitere lebhafte Zurufe von der SPD. — 
Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 
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Sie haben nicht die Möglichkeit, diese Behauptung 
zu beweisen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben uns gestern 
in erregten Auseinandersetzungen bewegt, — — 

(Abg. Behrisch: Wes Brot ich ess', des Lied 
ich sing'! Das ist eine alte Weisheit!) 

— Wenn Sie eine solche Bemerkung machen, dann 
unterstellen Sie Ihren Kollegen, daß sie nicht die 
nötige sittliche und geistige Freiheit haben, genau 
zu unterscheiden, was notwendig ist für das  Staats-
wohl und was nicht notwendig ist. Ich muß ein-
mal zu dem dummen Gerede über Interessenten, 
das hier gehört wird, etwas sagen. Dieses Wort 
„Interessenten" ist ja leider nicht nur aus Ihren 
Kreisen gekommen, es kommt auch aus anderen 
Kreisen. 

(Zurufe links.) 

— Ja, ich will Ihnen gleich meine Meinung über 
die Vorschläge des Herrn Bundesfinanzministers 
sagen. — Jedenfalls kann doch kein Zweifel dar-
über bestehen, daß wir die politische Arbeit aner-
kennen müssen, und ich glaube, es ist nicht richtig, 
immer wieder zu sagen: es sind Interessenten-
wünsche. Natürlich sind es Interessentenwünsche! 

(Abg. Blachstein: Aha!) 

Darin besteht doch im wesentlichen unsere Arbeit: 
abzuwägen, was wir im Interesse des Gesamten für 
notwendig halten oder nicht. Wir leben nun einmal 
in einer sehr komplexen Wirtschaftswelt. Jeder ist 
davon betroffen, jeder möchte natürlich den größ-
ten Vorteil haben aus diesem Leben. Das ist eine 
durchaus verständliche Grundhaltung. Es ist gerade 
die Aufgabe der Demokratie, daß in aller Öffent-
lichkeit bekannt wird, was wir für notwendig 
halten und was nicht. 

Und, meine Herren von der Opposition, noch ein 
Wort. Sie behaupten — Herr Erler hat es eben 
wieder getan —, daß mit der Hergabe von Geldern 
durch irgendwelche Gruppen usw. hier bestimmte 
Wünsche einheitlich durchgesetzt werden. Sehen 
Sie sich doch das Bild in der Koalition an, wie Sie 
es gestern erlebt haben! In allen wesentlichen 
Punkten, das habe ich immer wieder erlebt, han-
delt ein Abgeordneter nicht nach dem Koalitions-
zwang, sondern — wir haben auch heute wieder 
den Beweis gehabt — bei allen unterschiedlichen 
materiellen Problemen, die wir hier behandelt 
haben, hat quer durch alle Fraktionen, quer inner-
halb aller Fraktionen jeder einzelne Abgeordnete 
so gestimmt, wie er es glaubte verantworten zu 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, meine Herren von der Opposition, es ist 
eine Diffamierung, dem einzelnen Kollegen hier, 
ganz gleich, wo er sitzt, zu unterstellen, er sei von 
vornherein geneigt, die Interessen bestimmter 
Gruppen zu unterstützen. Ich unterstelle Ihnen 
auch nicht, daß Sie unter allen Umständen die 
Arbeit des DGB als für Sie bindend anerkennen. 
Sie haben als politische Partei eine andere Aufgabe 
als etwa eine Gewerkschaft, und wir als politische 
Parteien haben auch andere Aufgaben als Unter-
nehmerverbände oder Handwerkerorganisationen 
oder sonstige Verbände. 

Das ist das Entscheidende und das nehme ich für 
mich persönlich und für alle meine Kollegen, die 
mit mir gleichen Sinnes sind, in Anspruch, ganz  

gleich, woher das Geld kommt, ob von einzelnen ' 
Mitgliedern oder aber von Gruppen: daß wir des-
halb unsere Entscheidungsfreiheit nicht einbüßen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann Ihnen doch ein einfaches Beispiel aus dem 
Leben erzählen. Jeder von uns Abgeordneten ist 
gewählt worden von 50 000, 60 000 oder 70 000 Wäh-
lern, aber ich weiß es nicht, meinetwegen noch mehr 
Wählern. Jeder dieser Wähler kommt einmal mit 
irgendwelchen Wünschen auf uns zu, und wir stehen 
doch tagtäglich vor Dutzenden von Entscheidungen, 
ob wir die der einzelnen Wähler für berechtigt er-
kennen oder nicht. Damit erzähle ich Ihnen doch 
weiß Gott nichts Neues. Genau so ist es, Sie wissen 
es, bei der Frage, die wir eben erörtert haben: der 
Frage der Umsatzsteuerbegünstigung der kommu-
nalen Unternehmen. Der eine hat ein stärker kom-
munalpolitisches Herz, der andere ist mehr privat-
wirtschaftlich ausgerichtet: Aber diese Verbände 
treten doch an uns alle heran, und Sie sehen, wie 
unterschiedlich die einzelnen Abgeordneten auf die 
von den Verbänden an sie herangetragenen Wün-
sche reagieren. 

Es ist also weiter nichts als Demagogie und — 
nehmen Sie es mir nicht übel — ein Gerede, das 
draußen durch die Presse sehr beliebt ist. Ich habe 
gestern die Zeitungen zu diesem Punkt sehr auf-
merksam verfolgt. Die Presse hat Herrn Schäffer 
zu seinen Vorschlägen ja eine sehr gute Kritik ge-
geben. Ich fühle mich aus diesem Grunde veran-
laßt, noch einiges über die Vorschläge des Finanz-
ministers zu diesem Punkt zu sagen. Der Herr 
Finanzminister glaubt dieses Problem dadurch 
lösen zu können, ,daß er — also auch aus Steuer-
geldern — den Parteien entsprechend ihrer Mit-
gliederzahl einen bestimmten Betrag gibt. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Gerade die Opposition dürfte diesem Vorschlag 
des Herrn Finanzministers unter keinen Umständen 
zustimmen; denn das würde selbstverständlich da-
zu führen, daß die einmal gebildeten politischen 
Fronten mit Hilfe der Steuergelder verhärtet wür-
den, daß es zu einer gewissen Zementierung der 
politischen Fronten kommen und die Entscheidungs-
freiheit des Wählers zumindest eingeschränkt wer-
den würde. Ich muß diesen Vorschlag also grund-
sätzlich ablehnen. Ich glaube nicht, daß Herr 
Schäffer dieses Problem richtig durchdacht hat, 
sonst würde er nicht zu solchen Vorschlägen kom-
men. 

(Abg. Dr. Dresbach: Stresemann hat so 
ähnliche Vorschläge gemacht!) 

— Das ist möglich. Ich verehre Herrn Stresemann 
außerordentlich und habe immer zu seinen politi-
schen Anhängern gezählt. Aber in diesem Punkte, 
Herr Kollege Dresbach, glaube ich, ist es nicht rich-
tig durchdacht. In diesem Punkte glaube ich doch, 
daß es besser ist, allen unseren Wählern, ganz 
gleich, ob es sich um einzelne Personen oder um 
Verbände handelt, freizustellen, 

(Zuruf von der SPD: Koalitionen zu finan

-

zieren!) 
das Geld zu geben, wem sie wollen. — Meine Her-
ren von der Opposition, Sie haben ja auch Geld 
bekommen. Woher es stammt, das zu prüfen, steht 
uns nicht an, solange nicht die Forderung des 
Grundgesetzes verwirklicht ist, daß alle Parteien 
öffentlich Rechnung zu legen haben. Vorher ist es 
meiner Meinung nach demagogisch, zu sagen: Seht 
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einmal, wie weiß wir sind, und ihr seid die schwar-
zen Schafe! So einfach sollte man sich die Sache 
nicht machen. 
Ich persönlich glaube auch im Namen aller mei-

ner Freunde, ganz gleich in welchen Fraktionen, 
zu sprechen, wenn ich sage: Der hier gezeigte Weg 
ist zumindest eine Lösung in dem Sinne, daß wir 
die Forderung nach Publizität besser erfüllen kön-
nen, als das bislang tatsächlich der Fall war. Wir 
sollten uns nicht schämen und uns ins Mauseloch 
verkriechen, nur weil gewisse Herren das nicht 
gern sehen, sondern wir sollten uns dazu bekennen, 
daß zu der politischen Arbeit Geld gehört und daß 
die politische Arbeit zum Wohle des Staates wie 
zum Wohle jedes einzelnen Bürgers notwendig ist. 
Es ist daher keine unzumutbare Forderung, wenn 
der Staat auf einen gewiß sehr minimalen Betrag 
an Steuern verzichtet. 
Ich darf zum Schluß noch eine sachliche Bemer-

kung machen. Glauben Sie doch bloß nicht, daß 
deswegen, weil wir eine solche Bestimmung ein-
führen, jetzt etwa Millionenbeträge an Steuern 
weniger einkommen! Sie dürfen überzeugt sein, 
daß per Saldo das gleiche wie bisher aufkommen 
wird. Aus diesem Grunde sollten wir uns in die-
sem Punkt auch nicht irgendwie von finanziellen 
Erwägungen leiten lassen, sondern von dem ech-
ten staatspolitischen Interesse, das wir den Par-
teien entgegenbringen müssen und das wir in aller 
Öffentlichkeit vor unseren Wählern zu vertreten 
haben. 

(Beifall bei den Koalitionsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Sie werden sich nicht dar-
über wundern, wenn ich Ihnen sage, daß mich die 
Ausführungen, die ich eben gehört habe, in keiner 
Weise zufriedenstellen konnten. 

(Lachen in der Mitte.) 

Es gibt nämlich einen sehr großen Unterschied zwi-
schen Zuweisungen an politische Parteien und Aus-
gaben für kulturelle Zwecke. Der Unterschied ist 
der, daß Sie sich im ersten Falle darum bemühen, 
unter Umständen einfach Macht zu kaufen; im 
zweiten Fall können Sie das nicht tun. 

(Oh-Rufe beim GB/BHE. — Zurufe in der 
Mitte.) 

Die politischen Parteien haben einen unmittelbaren 
Anteil an der Ausübung der politischen Macht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bucerius.) 

Das ist das Wesentliche. 

Nun will ich, da gerade Herr Dr. Bucerius da-
zwischenruft, der ja 'bekanntlich der „Zeit" nicht 
ganz fernsteht, ihm etwas aus seinem eigenen Blatt 
vorlesen. Darin steht am Donnerstag, dem 18. No-
vember, zum Thema, ob jetzt etwas für die Aktie 
geschehen muß, folgendes: 

Wenn man beobachten kann, 'wie aus allen 
Röhren (auch mit goldenen Kugeln!) gegen die-
jenigen geschossen wird, die es gewagt haben, 
wider den gespaltenen Tarif zu löcken, dann 
wird man das unangenehme Gefühl nicht los, 
daß allzu handfeste geschäftliche Interessen für 
einen Fortbestand der  Hausse engagiert sind. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Dr. 
Bucerius: Was hat das damit zu tun?) 

Meine Damen und Herren, ich rate Ihnen ja nur zu, 
damit Sie jedem in unserem Volke umgehenden 
Verdacht schon die Spitze abbiegen: sorgen Sie da-
für, daß jeder, der für seine politische Überzeugung 
Opfer bringt, das aus seiner eigenen Tasche tut 

(lebhafter Beifall bei der SPD) 

und nicht auf Kosten der allgemeinen Steuermittel! 
Das ist das Entscheidende. 

Sicher, jeder einzelne Abgeordnete steht — wem 
ist das  schon nicht geschehen? — vor der Frage, 
sich bei Konflikten verschiedener Interessen ent-
scheiden zu müssen. Aber dann soll auch gar nicht 
der Schatten des Verdachts aufkommen können, daß 
er durch Zuwendungen an seine Partei in der inne-
ren Entscheidungsfreiheit in einem solchen Gewis-
senskonflikt befangen gemacht worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das  ist die große Gefahr, die da eindeutig auf uns 
zukommt. 

(Abg. Samwer: Sie sehen ja weiße Mäuse!) 

Sicher, die politischen Parteien sind zur Willens-
bildung unentbehrlich. Ich habe — das darf ich dem 
vorigen Sprecher entgegenhalten — bereits in 
meiner ersten Rede darauf hingewiesen, daß es  für 
sie ein sehr einfaches Mittel  gibt, sich die für ihre 
Arbeit unentbehrlichen finanziellen Mittel zu ver-
schaffen. Das sind die Beiträge aus der Opferwillig-
keit ihrer Mitglieder. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darauf kommt es an. Eine Partei soll so viel Ein-
fluß haben, wie sie Resonanz in der Bevölkerung 
und nicht, wie sie Resonanz bei wenigen wohlha-
benden Leuten findet. Das ist der Unterschied. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ich habe einmal einiges an Schätzungen gelesen, 
die selbstverständlich nur sehr unverbindlich sein 
können. Herr Dr.  Hell  w i g könnte uns wahrschein-
lich etwas mehr darüber sagen, in welcher Weise 
die ihm nahestehenden Kreise in den Bundestags-
wahlkampf eingegriffen haben. Vielleicht könnte er 
dann diese Schätzungen korrigieren. Aber es wird 
immerhin davon gesprochen, daß diese Bestimmung 
möglicherweise zu einem Steuerausfall in der Grö-
ßenordnung von etwa 20 Millionen DM führt. 

(Lachen in der Mitte. — Abg. Dr. Hellwig: 
Aus Tausend-und-einer-Nacht, kann ich 

nur sagen!) 
— Es lohnt sich durchaus, darüber zu reden. Ver-
kleinern Sie doch bitte jetzt nachträglich nicht Ihre 
eigene propagandistische Tätigkeit aus dem Jahre 
1953! 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber gegen ein weiteres Argument möchte ich 
Sie doch hier noch ausdrücklich wappnen. Es ist be-
hauptet worden, daß die jetzt getroffene Lösung 
einen Beitrag dazu leiste, daß nun endlich die Par-
teien gewissermaßen gezwungen würden, ihre 
Finanzen offenzulegen. Das ist doch gar nicht der 
Fall. Ich habe diese Forderung erhoben, aber mit 
der jetzt geschaffenen steuerrechtlichen Bestim-
mung wird dieses Ziel überhaupt nicht erreicht. Das 
hat damit nicht das geringste zu tun. Ganz im Ge-
genteil: derartige Zuwendungen fallen nachher auf 
der einen Seite genau so unter die wohltuende Ver-
schwiegenheit der Empfänger, wie sie auf der an-
deren Seite unter das Steuergeheimnis der Finanz- 
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behörden fallen. Da wird nach wie vor keinerlei 
Kontrolle und keinerlei Offenlegung erzielt. Die-
ses Argument sticht einfach nicht. 

Zum Schluß lassen Sie  mich noch eine Bemer-
kung dazu machen, ob wir uns etwa zu der Idee 
bekennen, daß sich die Parteien vom Staat aushal-
ten lassen sollen. Die Parteien sind auf dem Wege 
über unsere parlamentarische Tätigkeit dazu be-
rufen, den Staat, die staatliche Apparatur zu kon-
trollieren. Da dürfen sie sich nicht in eine unmittel-
bare Abhängigkeit von dem Gegenstand begeben, 
den sie zu kontrollieren haben. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Das ist nicht der  richtige Weg. Ich glaube, darüber 
bin ich mir wahrscheinlich sogar mit dem Großteil 
derer einig, die im übrigen meinen Ausführungen 
die Zustimmung nicht gegeben haben. Aber ich 
bitte Sie noch einmal darum: vermeiden Sie den 
Anschein, ,daß der Spender hoher Spenden auf Ge-
genleistungen rechnen könne! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Hilbert: Wie ist es denn in Hessen?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Krone. 

Dr. Krone (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit Herrn Kollegen Erler bin 
ich insofern einig, als auch ich die Finanzierung der 
Parteien über den Staat ablehne. 
Es ist ein sehr dankbares Thema, das wir hier 

behandeln. Ich will mich so kurz fassen und auch 
so ruhig sprechen, daß es hoffentlich auch Kollege 
Erler nicht mehr nötig hat, mir zu widersprechen. 

Dieses Thema hat zwei Seiten. Die eine Seite ist 
die: „Goldene Hand" — „Parteien sind käuflich" 
— „Macht zu erkaufen ist der Sinn dieser Spen-
den" — „Lieber die Steuern pünktlich zahlen". 
Solch eine Erörterung liegt, glaube ich, mehr auf 
der Ebene der Volksversammlung. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Blachstein: 
Was macht der Herr Heinrichsbauer jetzt? 

— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Die andere Seite ist die: Wenn ich die Diskussion 
recht verstanden habe, Herr Kollege Erler, hat sich 
Ihre Fraktion nicht geg en  die Zuwendung 
von Spenden gewehrt. 

(Abg. Seuffert: Gegen die Steuer!) 

— Also nicht gegen ,die Zuwendung von Spenden. 
In diesem Punkte wären wir uns also schon einig. 
Auch Ihre Fraktion lehnt also ,die Zuwendung von 
Spenden aus bestimmten Kreisen, die Ihnen nahe-
stehen — oder woher sie kommen, das will ich gar 
nicht untersuchen — nicht ab. Wenn wir uns auf 
dieser Ebene einig sind, dann gilt also der Satz 
nicht mehr, daß es nur die Beiträge des kleinen 
Mannes sind. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dann unterscheiden wir uns nur noch in der einen 
Frage, ob für solche Zuwendungen diese steuerliche 
Vergünstigung gelten soll. 

(Zuruf von der SPD: Nein, öffentliche 
Rechnungslegung!) 

Und da meine ich nun, daß den Parteien im Grund-
gesetz eine ganz bestimmte Funktion zugeteilt 
worden ist. 

(Zuruf von der Mitte: Richtig!) 

Wenn ich es richtig im Kopf habe, heißt es da, daß 
sie Mitträger der politischen Willensbildung sein 
sollen. Ich freue mich, daß den Parteien in einer 
Zeit, in der sie despektierlich betrachtet wurden, 
im Grundgesetz, ,das von Ihnen und uns bejaht 
worden ist und bejaht wird, eine staatsbildende 
und staatserhaltende Funktion zuerteilt worden ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dann haben aber, Herr Erler, nicht nur Volkshoch-
schulen, denen Sie also nach Ihren Ausführungen 
die Begünstigung zubilligen wollen, das Recht, auf 
allgemeiner Basis politisch zu bilden, sondern dann 
haben auch die Parteien, weil sie Körper, und zwar 
Weltanschauungskörper sind, das Recht, staatspoli-
tisch zu bilden. Warum sollen sie denn dann nicht 
in den Genuß der gleichen Vergünstigung kom-
men wie die von Ihnen zitierten Volkshochschulen. 
Ich bin dafür, Ihren Antrag abzulehnen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eine ganz kurze Bemerkung! Herr 
Kollege Krone, so kann man  es  wohl nicht abtun, 
daß man sagt, es sei ein Problem, das man in 
Volksversammlungen abhandeln sollte. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das hat er 
nicht gesagt! — Abg. Dr. Krone: „Zweier

- lei Seiten!") 

Das Problem ist von ganz durchgreifender Be-
deutung. Mein Freund Erler hat die gestrige „Zeit" 

 zitiert. Ich möchte das noch ein bißchen ergänzen. 
Er hat zitiert: 

Wenn man beobachten kann, wie aus allen 
Röhren 

(Zuruf von der SPD: „Rohren"!) 

(auch mit goldenen Kugeln!) gegen diejenigen 
geschossen wird, die es gewagt haben, wider 
den gespaltenen Tarif zu löcken, dann wird 
man das unangenehme Gefühl nicht los, daß 
allzu handfeste geschäftliche Interessen für 
einen Fortbestand der Hausse engagiert sind. 

— Nein, lieber Freund aus meiner Fraktion, hier 
steht nicht „aus allen Rohren geschossen", sondern 
„aus allen Röhren geschossen", und ich habe den 
Eindruck, daß das kein Zufall ist. Denn die „Zeit" 
des Herrn Dr. Bucerius hat ja auch einen guten 
Korrektor. 

(Heiterkeit.) 

Vielmehr scheint es sich offensichtlich um ein be-
absichtigtes Wortspiel zu handeln. Darum spreche 
ich hier. Wir können es uns einfach nicht leisten, 
daß in unseren Reihen solche Gerüchte, und zwar 
so handfeste Gerüchte umlaufen, Gerüchte, die aus 
Quellen kommen, die ernst zu nehmen sind. Man 
kann infolgedessen nur mit Schaudern daran den-
ken, welche Entwicklung sich anbahnt, wenn nun 
noch solche Zuwendungen an Parteien auch steuer-
lich begünstigt werden sollen. Vielleicht sollten sich 
die Männer und die Mannesmänner unter uns, die 
von Röhren und goldenen Kugeln mehr verstehen, 
dazu einmal gründlich äußern. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ab-
stimmung hat der Abgeordnete Seuffert. 

(Zurufe von der SPD: Herr Pferdmenges 
will vielleicht noch etwas sagen! — Die 

Bankiers schweigen!) 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es empfiehlt sich aus Vereinfachungs-
gründen, die Abstimmung über diesen Punkt zu 
verbinden mit der Abstimmung über Ziffer 6 des 
Antrags Umdruck 260*), die dieselbe Frage bei der 
Körperschaftsteuer betrifft. Wir ersparen uns da-
durch eine Abstimmung. 

Ich beantrage namens der sozialdemokratischen 
Fraktion namentliche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Darf ich fragen, wel-
ches ist der zweite Antrag? 

(Abg. Seuffert: Umdruck 260 Ziffer 6!) 

— Es besteht also Klarheit, worüber abgestimmt 
wird: zunächst Ziffer 2 des Antrags Umdruck 260 
und dann Ziffer 6. Ich denke, wir müssen mit zwei 
verschiedenen Karten in zwei Abstimmungen ab-
stimmen. - Ich bin belehrt worden, das sei doch 
dasselbe. Dann können wir mit einer Karte ab-
stimmen. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte sich zu beeilen. 

Haben alle Mitglieder dieses Hauses ihre Stimm-
karte abgegeben? Ist noch ein Mitglied des Hauses 
da, das seine Stimmkarte abgeben will? 

(Zurufe: Jawohl!) 

— Dann bitte ich, nach vorne zu kommen. 

Haben alle Mitglieder des Hauses, soweit sie sich 
an der Abstimmung beteiligen wollen, ihre Stimm-
karten abgegeben? — Das ist der Fall. Dann 
schließe ich die Abstimmung. Ich bitte, mit der 
Auszählung zu beginnen. 

(Auszählen der Stimmkarten.) 

Ich schlage vor, daß wir während der Dauer der 
Auszählung in der Beratung fortfahren, und zwar 
mit Umdruck 255, der die Ziffer 15 auf Seite 31 be-
trifft. Es handelt sich um den Änderungsantrag 
der Abgeordneten Gibbert, Dr. Orth und Genossen; 
er betrifft den Weinbau. 

Herr Abgeordneter Gibbert! 
(Große Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Ruhe für 
den Redner. 

Gibbert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe Ihnen den Antrag auf 
Umdruck 255 erneut vorzulegen. Es ist nach Wort-
laut und Inhalt derselbe, den ich für meine Freunde 
zur zweiten Lesung vorgelegt habe. Der Antrag ist 
gestern abend im Ausschuß für Finanzen und Steu-
ern behandelt worden, ohne daß der Ausschuß da-
zu einen Beschluß gefaßt hätte. Der Ausschuß hat 
sich zu einer Beschlußfassung für inkompetent er-
klärt. 

Zur Begründung des nun wieder vorgelegten An-
trages darf ich auf meine Ausführungen bei der 
zweiten Lesung verweisen, damit ich mich nicht 
wiederholen muß. Erlauben Sie mir, nur folgendes 
hinzuzufügen. 

*) Siehe Anlage 24, 

Erstens. Die Annahme dieses Antrages wird sich 
auf den Bundeshaushalt nicht oder kaum spürbar 
auswirken. Das ist auch die Meinung des Bundes-
finanzministeriums. Der deutsche Weinbau selbst 
hat das allergrößte Interesse, daß die in diesem An-
trag geforderten Bestimmungen nicht wirksam zu 
werden brauchen. Er wird selber alles tun, um Ver-
luste in seinen Betrieben zu vermeiden. Aber Sie 
wissen, es gibt eine höhere Gewalt. Wenn diese 
höhere Gewalt sich auswirkt, dann wird niemals 
der gesamte deutsche Weinbau betroffen.  Es wer

-

den immer nur einzelne Teile betroffen. Weiterhin 
fallen dann nur die Verluste der nichtbuchführen-
den Winzer, also nur eines Teiles, und zwar des 
schwächsten Teiles des deutschen Weinbaus, unter 
die Auswirkung dieser Bestimmungen. 

Zweitens. Es sind vom Finanzministerium for-
male Bedenken gegen den Antrag vorgetragen 
worden. Es sei nicht möglich, einen Verlustabzug 
da zuzugestehen, wo keine Buchführung vorhan-
den sei. Die Gewinnermittlungen geschähen nach 
Schätzungen. Dagegen ist festzustellen, daß die Ge-
winnermittlung genau vorgeschrieben ist und sehr 
exakt durchgeführt wird. Sie geschieht, wie schon 
dargestellt, durch einen beschränkten Vermögens-
vergleich, zu dem exakte Unterlagen und Verkaufs-
aufzeichnungen beigebracht werden müssen. Sie un-
terscheidet sich von der Gewinnermittlung durch 
exakte Buchführung in der Methode nur in gerin-
gem Maße und im Ergebnis überhaupt nicht. Die 
Besteuerung ist also eine wesentlich andere als bei 
den gewerblichen und insbesondere auch bei den 
landwirtschaftlichen nichtbuchführenden Betrieben. 
Während diese nach der VLO behandelt werden, 
bestimmt deren § 8 Abs. 3 ausdrücklich, daß die 
Bestimmungen dieser Verordnung nicht anzuwen-
den sind von Betrieben, die bei der Einheitsbewer-
tung als Weinbaubetriebe zu behandeln sind; der 
Gewinn ist nach Anweisung der obersten Finanz-
behörden zu ermitteln. Wenn aber für den Wein-
bau bei dem Ermittlungsmodus eine Sonderbehand-
lung gewählt wurde — und sie ist anerkannter-
maßen notwendig —, dann muß es aber nicht nur 
möglich sein, sondern es ist sogar notwendig, auch 
eine Sonderbehandlung der hier eintretenden Ver-
luste einzuführen. Es ist unmöglich, daß sich andere 
Berufsstände darauf berufen können, einmal, weil 
diese steuerliche Sonderbehandlung allein auf den 
Weinbau abgestellt ist, zum andern, weil dieselben 
Wirtschaftsvoraussetzungen, also die übergroßen 
Ertragsschwankungen und der große Investitions-
bedarf, sonst nirgendwo vorliegen, weder bei den 
landwirtschaftlichen noch den gewerblichen Klein-
betrieben. 

Dritter Gedanke: Wie berechtigt und notwendig 
dieser Antrag ist, hat sich in der gestrigen Aus-
schußsitzung ergeben. Ganz abgesehen davon, daß 
von den Ministerialbeamten die Wirtschaftsstruk-
tur und Wirtschaftssituation des deutschen Wein-
baus erschütternd falsch beurteilt wurden, hat sich 
gezeigt, daß die Finanzbehörden in den Weinbau 
treibenden Ländern den Mangel, den dieser Antrag 
beseitigen will, erkannt und im Rahmen der bisher 
geltenden steuergesetzlichen Bestimmungen zu be-
seitigen versucht haben. So hat z. B. das Ober-
finanzpräsidium in Koblenz seine Finanzämter an-
gewiesen, in Katastrophenjahren die Bewertung 
des geringen Erntegutes in Höhe der gesamten Pro-
duktionskosten zuzulassen, um so bei der Errech-
nung eines Einkommens für das dem Katastrophen-
jahr folgende Steuerjahr zu einer Berücksichtigung 
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der Verluste zu kommen. Diese Anweisung, die also 
von den Finanzbehörden selbst als notwendig emp-
funden und erst kürzlich erlassen worden ist, ist 
sicherlich gut gemeint; aber sie genügt nicht zur 
Erreichung des gesteckten Zieles. Sie genügt z. B. 
nicht in  den  sehr vielen Fällen, in denen der Ernte-
ertrag sofort nach der Ernte verkauft und nicht in 
das neue Steuerjahr übernommen wird; sie genügt 
insbesondere auch deshalb nicht, weil sie für den 
steuerlich und buchführungsmäßig nicht vorgebil-
deten Winzer in der Wirkung nicht erkennbar und 
zu kompliziert ist. 

Aus allen diesen und den  gestern vorgetragenen 
Gründen habe ich Sie, meine Damen und Herren, 
zu bitten, diesem Antrag zuzustimmen und über alle 
formalistischen Bedenken hinweg der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung auch im Weinbau zum Durch-
bruch zu verhelfen. 

(Vereinzelter Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es handelt sich nicht um formalistische 
Bedenken, sondern um grundlegende Vorschriften 
der Buchführung und des materiellen Steuerrechts. 
Der Verlustabzug, um den es hier geht, wird nicht 
einmal Handwerkern und Kleingewerbetreibenden 
gewährt, die eine richtige Einnahmen- und Aus-
gabenaufzeichnung haben. Wenn der Antrag an-
genommen würde, hätte er also ganz weitreichende 
Konsequenzen. 

Ich verstehe nicht ganz, wie der Herr Abgeord-
nete Gibbert das in Abrede stellen kann. Die 
Steuerpflichtigen, für die er sich einsetzt, haben 
nicht einmal eine einfache Buchführung. Es ist 
gestern abend im Finanzausschuß festgestellt wor-
den, daß sie die Einnahmen nicht mal nach Preisen 
aufzeichnen, jedenfalls nicht vollständig, sondern 
nur nach Mengen. Wenn er hier die Verwaltungs-
regelung der Oberfinanzdirektion Koblenz erwähnt 
hat, ist dazu zu sagen, sie ist absolut in Ordnung. 
Wenn die zuständige Oberfinanzdirektion im Ver-
waltungswege den besonderen Verhältnissen des 
Weinbaus Rechnung trägt, wird das auch von uns 
gedeckt. Aber hier im Gesetzeswege eine Bestim-
mung zu bringen, daß jemand, der nicht einmal 
eine einfache Buchführung hat, seine Verluste soll 
abziehen können, das halten wir wirklich für aus-
geschlossen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jacobs. 

Jacobs (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Trotz der grundsätzlichen Bedenken, die 
der Herr Staatssekretär — wahrscheinlich erneut 
— geltend gemacht hat, darf ich auf einen für 
meine Begriffe vorhandenen Widerspruch insofern 
hinweisen, als er der Meinung Ausdruck gibt, daß 
dort, wo nicht einmal das Einfachste an Buchfüh-
rung vorhanden sei, von einer Verlustermittlung 
nicht gesprochen werden könne. Die Leute führen 
zwar nicht Buch im Sinne der steuerlichen Vor-
schriften, aber das bringt ihnen ja nicht die Ent-
lastung, daß sie keine Steuern zu zahlen hätten. 
Obwohl sie keine Bücher führen, werden sie ent-
sprechend veranlagt. Wenn man also seitens des 
Finanzamts — und das Finanzamt versteht es 
sicherlich hervorragend — in der Lage ist, einen 

Gewinn ermitteln zu können, wird man von der 
gleichen Stelle aus auch in der Lage sein, fest-
stellen zu können, ob und in welchem Umfange 
Verluste eingetreten sind, — wobei dann für den 
nicht Buchführenden ein Nachteil eintritt: er muß 
es sich gefallen lassen, daß diese Verluste von der 
gleichen Stelle ermittelt und festgesetzt werden, 

(Abg. Gibbert: Sehr richtig!) 
die für die Gewinnermittlung und damit für die 
Festlegung der Steuerbasis in Frage kommt. Das 
ist eben das Finanzamt. 

Noch in einer weiteren Beziehung, Herr Staats-
sekretär, darf ich die Ausführungen des Kollegen 
Gibbert unterstützen. Wenn es einen Berufsstand 
gibt, dessen Gewinn, ja dessen Bruttoumsatz sich 
verhältnismäßig leicht ermitteln läßt, dann ist es 
der Weinbau, weil jeder, der damit auch nur im 
entferntesten zu tun hat, weiß, daß die Anzahl der 
Weinstöcke und das Gebiet, in dem sie sich befin-
den, fast ausreichen, um zumindest nach der Ernte 
festzustellen, welche Menge erzielt wurde, wie an-
dererseits für ein ganzes Gebiet die Preise mehr 
oder weniger festliegen. 
Berücksichtigen Sie doch über das formal Not-

wendige hinaus die Situation, in der sich die Men-
schen befinden. Warum werden denn dort keine 
Bücher geführt, warum gibt es dort die Buchfüh-
rung nicht, wie sie vom Gesichtspunkt einer Be-
hörde aus sicherlich immer als erstrebenswert an-
gesehen werden muß? Doch weniger mit dem Ziel, 
dem Finanzamt nicht das zu geben, was ihm ge-
bührt, sondern vielmehr einfach aus einer gewis-
sen Scheu, die gegenüber allem besteht, was ge-
wissermaßen als Rudiment noch vorhanden ist. 
Leute, die im praktischen Leben durchaus ihren 
Mann zu stehen vermögen, werden einfach per-
plex, wenn sie vor die Notwendigkeit gestellt wer-
den, etwas zu Papier zu bringen, — was schon ein-
mal zu dem hübschen Bonmot geführt hat, zu 
sagen: „Kinder, geht raus, euer Vater schreibt sei-
nen Namen!" 

(Heiterkeit.) 
Ich will damit sagen, die Leute haben eine un-
nötige Angst und eine unnötige Scheu, etwas zu 
Papier zu bringen. Es ist nicht immer die Absicht, 
das Finanzamt zu betrügen. Im Gegenteil, es hat 
sich herausgestellt — nicht nur bei Klein- und 
Mittelbetrieben, sondern auch bei Großbetrieben—, 
daß man, wenn man eine ordentliche Buchfüh-
rung hat und dazu im Verkehr mit dem Finanzamt 
noch Leute in Anspruch nehmen kann, die etwas 
von den Dingen verstehen, gegenüber den Behör-
den viel besser abschneidet als diejenigen, die auf 
die Schätzung des Finanzamts angewiesen sind. 

Aus diesen Gründen und mit Rücksicht darauf, 
daß es nicht genügt, dem Wein nur seine Hoch-
achtung zu zollen, Wenn man genießerisch vor 
einem gefüllten Glase sitzt, daß man vielmehr 
auch an die schwierigen Produktionsbedingungen 
dieser Leute denken muß, bitte ich, diesen relativ 
bescheidenen Antrag anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein Parteifreund Jacobs hat für 
seine Person und nicht für die sozialdemokratische 
Fraktion gesprochen. 

(Abg. Jacobs: Ganz recht! — Abg. Kram

-

mig: Das haben wir auch gehört!) 
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Es muß gesagt werden, daß eine solche Sonder-
regelung eine schwere Ungerechtigkeit gegenüber 
den nicht buchführenden Gewerbetreibenden, den 
Handwerkern und den sonstigen nicht buchführen-
den Berufen herbeiführen würde. 

(Abg. Krammig: Sehr richtig!) 

Der Sachverhalt ist aus den Ausführungen, die ge-
macht worden sind, glaube ich, hinreichend klar-
geworden, so daß wir es jedem Mitglied des Hauses 
überlassen können, wie es hier stimmen will. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dann kommen wir 
zur Abstimmung. Wer für den Antrag Um-
druck 255*) ist, der möge ein Handzeichen geben. 
—Das Haus ist so locker besetzt, daß es sehr schwer 
ist, die Mehrheit festzustellen. Gegenprobe! — Das 
erste war die Mehrheit — die Mehrheit der Anwe-
senden, möchte ich sagen —; der Antrag ist ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe jetzt das 
vorläufige**) Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung bekannt. An der namentlichen Abstimmung 
über den Antrag zu Ziffer 13 a haben sich 424 Mit-
glieder ides Hauses beteiligt. Mit Ja haben 180 ge-
stimmt, mit Nein 225, 19 haben sich der Stimme 
enthalten. Von den Berliner Abgeordneten — es 
waren 13 — haben 8 mit Ja gestimmt, 4 mit Nein, 
einer hat sich der Stimme enthalten. Der Antrag 
Umdruck 260 Ziffer 2 ist damit abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu Ziffer 17 a, auf Seite 32 
der Drucksache. Hierzu liegt der Antrag Um-
druck 253 vor. 

Gestatten Sie mir eine Bemerkung. Es liegt mir 
fern, irgend jemandes Redeeifer eindämmen zu 
wollen. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß es 
13 Uhr 30 ist und daß Sie sich vorgenommen hat-
ten, um 14 Uhr aufzuhören. 

(Zurufe: Geht nicht!) 

Wir stehen vor der Wahl, entweder die Verhand-
lungen so zu führen, daß wir um 14 Uhr fertig 
werden, oder über 14 Uhr hinaus zu tagen; denn 
ich glaube kaum, daß irgend jemand daran denken 
könnte, die Beratung dieses Gesetzes ergebnislos 
abzubrechen. 

(Sehr richtig!) 

Umdruck 253***). Wird der Antrag begründet? 
Das Thema ist ja ausgiebig diskutiert worden. — 
Herr Kollege Schmücker? 

(Abg. Schmücker: Ja!) 

Schmücker (CDU/CSU): Es ist gestern beschlossen 
worden, den in Frage stehenden Betrag nicht zu 
begrenzen. Wir schlagen vor, doch eine Grenze von 
600 DM einzuführen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmeldun-
gen? — Dann lasse ich abstimmen. 

(Abg. Dr. Schild [Düsseldorf]: Darf ich ums 
Wort bitten?) 

— Bitte! — Das Wort hat der Abgeordnete Schild. 

Dr. Schild (Düsseldorf) (DP): Ich bitte namens 
meiner politischen Freunde, diesen Antrag abzu-
lehnen und es bei dem Beschluß der zweiten Le-
sung zu belassen. 

*) Siehe Anlage 20. 
**) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 2903. 
***) Siehe Anlage 18. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir stimmen ab. Wer 
für den Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu er-
heben. — Gegenprobe! — Das erste ist die Mehr-
heit — ich wiederhole — der anwesenden Mitglie-
der des Hauses. 

(Zurufe und Heiterkeit.) 
— Das ist durchaus richtig; die Geschäftsordnung 
sieht vor, daß nach den anwesenden Mitgliedern 
des Hauses gezählt wird. 

Der nächste Antrag betrifft Ziffer 19 — Seite 34 
der Drucksache —; es ist der Antrag Umdruck 257*) 
Ziffer 1, Dr. Wellhausen, Dr. Dehler und Frak-
tion. Wird der Antrag begründet? 

(Abg. Neuburger: Darauf kann verzichtet 
werden, es ist ein gemeinsamer Antrag!) 

— Ich meine nicht die Entschließung, sondern den 
Änderungsantrag Umdruck 257. 

(Abg. Schmücker: Das ist ein interfraktio

-

neller Antrag!) 

— Ja, er ist offenbar jetzt von allen Fraktionen 
unterzeichnet. Das war auf dem Exemplar, das ich 
habe, nicht zu sehen. Dann können wir sicher auf 
Begründung verzichten und gleich abstimmen. — 
Wollen Sie dazu sprechen, Herr Kollege Schmücker? 

Schmücker (CDU/CSU): Nur zwei Sätze! Die Fas-
sung der zweiten Lesung sah vor, daß nur dann 
eine getrennte Veranlagung vorgenommen werden 
soll, wenn selbständige Arbeit vorliegt. Es wäre 
demnach so gewesen, daß bei einem Angestellten, 
dessen Frau Ärztin ist, eine getrennte Veranlagung 
möglich gewesen wäre. Wäre die Frau aber eine 
Schneiderin, wäre eine getrennte Veranlagung 
nicht möglich gewesen. Das hat niemand von uns 
gewollt. Deshalb ist dieser Änderungsantrag inter-
fraktionell gestellt worden. Ich bitte, ihm zuzu-
stimmen. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Zur Abstimmung!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zur Abstimmung Herr 
Abgeordneter Wellhausen! 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Druck ist ein Antrag einer 
Reihe von Fraktionen, der über den Umdruck 257 
hinausgeht. Ich beantrage daher, die Abstimmung 
so lange auszusetzen, bis dieser neue Umdruck vor-
liegt. 

(Abg. Seuffert: Dann hat es doch keinen 
Zweck, Herr Wellhausen! Warum setzen 
wir uns dann zusammen? — Weitere Zu

-

rufe und Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wenn dieser Antrag 
gestellt ist und genügend unterstützt ist, dann kann 
ich nicht anders, als ihm stattzugeben. 

Ziffer 2 des Antrags auf Umdruck 257 betrifft 
Ziffer 22 a. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Herr Präsident!) 

— Herr Dr. Wellhausen? 

Dr. Wellhausen (FDP): Ich bitte um Entschuldi-
gung, ich bin bei der Fülle der Umdrucke einem 
Irrtum zum Opfer gefallen. Dies ist bereits der An-
trag, auf den wir uns verständigt haben. 

(Heiterkeit.) 

*) Siehe Anlage 22. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Frau Dr. Ilk hat auch 
das Recht, noch einen Antrag zu stellen. 

Frau Dr. ilk (FDP): Verzeihen Sie, meine Damen 
und Herren, unser Antrag ist noch im Druck. Lei-
der ist auch das Original mit den Unterschriften bei 
der Antragstelle, so daß ich nicht einmal in der 
Lage bin, an Hand des Umdruckes den Standpunkt 
meiner Freunde jetzt noch schnell im Gegensatz 
zu dem vorliegenden Umdruck 257 zu erklären. Es 
fragt sich nun, ob Sie mir glauben, daß wir 15 Un-
terschriften haben und ob ich den Antrag ohne 
Umdruck schnell begründen kann. 

(Heiterkeit und Zustimmung.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich stelle fest, daß das 
Haus Ihnen glaubt. 

Frau Dr. Ilk (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir können uns leider auch mit 
dem Umdruck 257 nicht einverstanden erklären. 
Abgesehen davon, daß die Formulierung nicht so 
sehr glücklich ist und unserer Ansicht nach im 
ganzen nicht ausreicht, ist hier z. B. besonders für 
die mittelständischen Betriebe wirklich sehr wenig 
getan worden. Die Formulierung, die Sie z. B. 
unter 1 b bringen: 

Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, in 
welchen .Fällen Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
durch Tätigkeit der Ehefrau den Einkünften 
aus selbständiger Arbeit gleichgestellt werden, 

können meine Freunde und ich gar nicht gutheißen. 
Wir können es nicht der Bürokratie überlassen, ob 
sie zur gegebenen Zeit einen Gewerbebetrieb dar-
unter einreihen will oder nicht, daß sie bestimmt, 
wie groß der Betrieb sein muß, ob es ein Ein-Mann-
Betrieb oder ein Eine-Frau-Betrieb sein muß, ob er 
auch einen Lehrling halten darf oder Ähnliches. 
Wir halten es nach wie vor für unrichtig — Sie 
kennen unseren Antrag Umdruck 218 und seine Be-
gründung von der gestrigen Lesung —, daß man 
die Einkünfte aus Gewerbebetrieb insgesamt her-
ausläßt. Im übrigen halten wir unseren gestern be-
gründeten Antrag nach wie vor in allen Punkten 
auf recht; vor allem auch, weil in dem neuen Antrag 
aller Fraktionen der im Betriebe ,des Mannes mit-
arbeitenden Ehefrau in keiner Weise genügend 
Rechnung getragen ist. 

(Abg. Neuburger: Das wissen wir doch!) 

Es ist ihr nicht nur nicht genügend, sondern über-
haupt nicht Rechnung getragen. 

Ich glaube, daß wir auf unsere Forderung doch 
noch einmal mit allem Nachdruck hinweisen und 
eine Lösung in unserem Sinne finden sollten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, es ist nicht mehr als billig und es ist auch 
geschäftsordnungsmäßig, mit den Abstimmungen 
zu warten, bis dieser Antrag da ist. Da er der wei-
tergehende Antrag ist, können wir über Um-
druck 257 Ziffer 1 nicht abstimmen. Ich werde 
darauf zurückkommen. Jedoch wird es nicht mög-
lich sein, die Abstimmung nachher etwa noch aus-
zusetzen, wenn wir bei der letzten Bestimmung 
sind, wenn wir zur Schlußabstimmung gehen und 
dann über  die  Ziffer 19 a mit den vorliegenden 
Anträgen abstimmen. Es gibt auch eine Verpflich-
tung, mit der Zeit ökonomisch zu sein. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Bitte, Herr Schmücker! 

Schmücker (CDU/CSU): Es wäre vielleicht doch 
richtiger gewesen, man hätte sogleich ein paar Wor-
te mehr gesagt; denn es müssen hier einige Irrtümer 
ausgeräumt werden. Daß das Problem der mittätigen 
Ehefrau noch nicht gelöst ist, müssen wir zugeben. 
Wir haben deswegen die Entschließung eingebracht. 
Wir glauben aber, daß im Augenblick eine befrie-
digende Lösung noch nicht gefunden werden kann. 
Wir möchten zunächst die Bestimmung, die gestern 
beschlossen worden ist, wenigstens auf den Kreis 
erweitern, den ich vorhin geschildert habe. Außer-
dem darf ich noch darauf hinweisen, daß wir in 
etwa doch den Wünschen nach der Sonderberück-
sichtigung der mitarbeitenden Ehefrau schon ent-
gegengekommen sind. Die Wünsche nach einem 
besonderen Freibetrag für die Arbeitnehmer und für 
die mitarbeitende Ehefrau heben sich irgendwie 
gegenseitig auf; darum haben wir diese Gelder, 
die frei wurden, in den Tarif gesteckt. Ich weiß, 
daß das Problem damit nicht gelöst ist. Wir hof-
fen, daß das sehr schnell gelingt. Aber, Frau Dr. Ilk, 
wenn wir heute eine allgemeinere Formulierung 
genommen hätten, wäre es sehr leicht möglich ge-
wesen, wie wir uns vom Finanzministerium haben 
überzeugen lassen, die Bestimmungen zu um-
gehen. Da der Wunsch konkret bekanntgegeben ist 
und von allen Parteien mit dem Finanzministerium 
abgesprochen ist, können wir diesmal das Ver-
trauen haben, daß die Rechtsverordnung den Kreis 
trifft, den wir erfassen wollen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Seuffert. 

(Abg. Seuffert: Ich verzichte!) 

— Er verzichtet. 

Bitte, Herr Abgeordneter Bucher! 

Dr. Bucher (FDP): Ich darf zu den Ausführungen 
meiner Kollegin Frau Dr. Ilk noch ergänzen — was 
sie aus Versehen weggelassen hat —, daß wir unse-
ren Antrag für die mitarbeitende Ehefrau mit einer 
Einschränkung versehen haben. Der Freibetrag soll 
nur dann gewährt werden, wenn ,die Einkünfte 
beider Ehegatten zusammen, d. h. in diesem Falle 
die Einkünfte des Ehemannes aus Gewerbebetrieb, 
12 000 DM im Jahr nicht überschreiten. Wir wollen 
damit erreichen, daß gerade der Masse der kleineren 
mittelständischen Betriebe diese Vergünstigung zu-
gute kommt und daß sie nicht uferlos ausgeweitet 
wird. 

(Abg. Krammig: Dadurch wird das Gesetz 
noch unübersichtlicher!) 

— Ja, Herr Kollege Krammig, ich finde, auch diese 
Fassung ides  interfraktionellen Antrags - ent-
schuldigen Sie, wenn ich das sage, obwohl es ein 
interfraktioneller Antrag ist — ist nicht sehr über-
sichtlich, und ich fürchte, daß diese Fassung zu sehr 
vielen Mißverständnissen Anlaß gibt. Übersicht-
licher ist es freilich nicht; aber wir machen hier ja 
dauernd Dinge — ich erinnere nur an den § 34 a —, 
die nichts mehr mit einer Steuervereinfachung zu 
tun haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Dieses Programm mußten wir längst abschreiben. 
Ich möchte nur betonen, daß wir hiermit einen An-
trag einreichen wollten, der es ohne die Notwen-
digkeit einer großen Nachprüfung durch das 
Finanzamt ermöglicht, daß ein solcher Freibetrag 
für die mitarbeitende Ehefrau gewährt wird. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Held. 

Held (FDP): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der geänderte Antrag Umdruck 218 aus 
der gestrigen Sitzung wird heute von der gesamten 
Fraktion der FDP unterstützt. Deshalb sollten wir, 
glaube ich, noch einmal über ihn sprechen. Ich habe 
mir gestern einige Ausführungen gemerkt und 
möchte zu ihnen Stellung nehmen. 

Der Herr Abgeordnete Krammig hat gestern ge-
sagt: Wer die  Hebung des Lebensstandards will, der 
muß der getrennten Besteuerung der Ehegatten zu-
stimmen. Es geht um die im Betrieb mithelfende 
Ehefrau, und zwar möchte ich aus sozialer Einsicht 
heraus von den Kleinstbetrieben sprechen. Ich 
denke an die Anfänger, die sich bemühen, eine 
eigene Existenz zu gründen, die nicht wissen, wie 
sie weiterkommen sollen. Gerade diesen Anfängern 
muß eine Möglichkeit gegeben werden. Da wird ja 
die Frau nicht gefragt, ob sie will; sie muß mit-
helfen, wenn die Existenz sichergestellt sein soll, 
und zwar nicht allein für den Betrieb, sondern auch 
für die Familie selbst. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Das 
wissen wir doch alles!) 

Herr Kollege Eckhardt und auch andere haben 
erklärt, für viele Anträge, die gestern angenommen 
worden sind, sei der Gesichtspunkt der Gleichheit 
des Rechts ausschlaggebend gewesen. Ich erinnere 
da nur an die Absetzungen für Unterhaltungs-
kosten von Motorfahrzeugen durch die Arbeitneh-
mer. Ich erinnere an die getrennte Veranlagung 
der Eheleute, die nicht in einem gemeinsamen Be-
trieb arbeiten. Bei all diesen Anträgen ist eine 
Gleichheit des Rechts angestrebt worden. Ich weiß 
wohl, daß ein Entschließungsantrag aller Fraktio-
nen vorliegt, mit dem das Finanzministerium auf-
gefordert werden soll, bis zum 31. März nächsten 
Jahres einen Vorschlag darüber zu machen, wie 
diesen Wünschen Rechnung getragen werden soll. 
Die  Abgeordnete Frau Gräfin Finckenstein hat 

vorgeschlagen - wir alle haben es gehört —, eine 
allgemeine Hausfrauenbesteuerung einzuführen, 
von der alle Hausfrauen erfaßt werden. Es besteht 
aber ein Unterschied zwischen Hausfrauen schlecht-
hin und Hausfrauen, die zugleich mithelfend in den 
kleinsten Betrieben unserer berufsständischen 
Wirtschaft tätig sind, die also neben ihrer Arbeit 
im Hause und für die Kinder praktisch auch noch 
den ganzen Tag im Geschäft stehen. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen]: Aber 
das wissen wir doch wirklich alles!) 

Ich möchte hier nur erreichen, daß von einem 
sozialen Gesichtspunkt aus diesen Menschen, die es 
schwer haben, sich eine richtige Existenz aufzu-
bauen, Hilfe gewährt wird, und möchte mich nicht 
auf den 31. März nächsten Jahres vertrösten lassen. 
Die Parteien, wahrscheinlich alle, haben in  Ver-
sammlungen und bei anderen Gelegenheiten er-
klärt, sie würden dafür sorgen, daß den ärmsten 
Kreisen des Mittelstandes geholfen wird. Jetzt ist 
der Zeitpunkt gekommen, wo sie dieses Verspre-
chen wenigstens bis zu einem gewissen Grade ein-
lösen können. 

Mit unserem Antrag Umdruck 218 schlagen wir 
vor, für den mithelfenden Ehegatten 20% der Ein-
künfte — mit dem Höchstbetrag von 2000 DM — 
abzusetzen, die von dem mithelfenden Ehegatten zu  

versteuern sind. Dabei soll nach dem Antrag der 
Fraktion eine Beschränkung auf Einkommen bis zu 
12 000 DM gelten. Ich möchte den Vorschlag machen, 
diese Begrenzung von 12 000 DM auf 20 000 DM zu 
erweitern. 

(Abg. Krammig: Sie können auch 30 000 
sagen!) 

— Gut, damit wäre ich auch einverstanden, sehr 
verehrter Herr Krammig! Wir sind dabei von dem 
sozialen Gesichtspunkt ausgegangen. 

Weil diese Begrenzungen schon eingeführt sind, 
glaube ich, Herr Staatssekretär, daß es auch für das 
Finanzministerium keine besonderen Schwierig-
keiten macht, sich mit diesem Antrag einverstan-
den zu erklären. 

Ich bitte Sie also, diesem Antrage zuzustimmen 
im Interesse des Gesamtmittelstandes und vor allem 
im Interesse der Ärmsten des Mittelstandes, die 
Anfänger sind, die sich selbständig machen wollen 
und bei denen die Frau gezwungen ist, mitzuarbei-
ten, ohne daß das etwa von ihrem Willen abhängig 
wäre, die vielmehr mitarbeitet, weil sie einfach 
mitarbeiten muß. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, bevor ich das Wort weitergebe, bitte ich 
Sie, auf Umdruck 257 eine kleine Korrektur anzu-
bringen. In der zweiten Zeile ist das zweitletzte 
Wort „aus" zu streichen. 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Ich wollte mich nicht zum Wort mel-
den, aber ich muß die letzte Frage des Herrn Vor-
redners beantworten. Das Finanzministerium kann 
sich nicht dafür einsetzen. Wenn schon eine weiter-
gehende Regelung als sie in dem Ausschußbericht 
vorgeschlagen ist, angenommen wird, dann wäre es 
doch wohl die des Antrags 257, dem sich, wie ich 
sehe, die Fraktionen überwiegend angeschlossen 
haben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Beyer. 

(Abg. Held: Herr Präsident! Bitte noch eine 
Frage an den Herrn Staatssekretär!) 

— Eine Frage, bitte! 

Held (FDP): Herr Staatssekretär, Sie haben eben 
erklärt, daß Sie diesem weitergehenden Antrag 
nicht stattgeben können. Wenn Sie der interfrak-
tionellen Vereinbarung Ihre Zustimmung gegeben 
haben, also damit einverstanden sind, diese Frage 
bis zum 31. März nächsten Jahres zu regeln, dann 
frage ich Sie, wie dann diese Regelung aussehen 
wird. Doch bestimmt nicht schlechter, als in diesem 
Antrag bereits zum Ausdruck gebracht ist! 
Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 

der Finanzen: Ich habe überhaupt keine Zustim-
mung zu irgendeiner Regelung gegeben — dazu bin 
ich gar nicht ermächtigt —, sondern ich habe nur 
gesagt: Wenn schon über die Regierungsvorlage 
hinausgegangen wird, dann wäre das, was auf Um-
druck 257 steht, wohl das Äußerste. Das ist aber 
keine Zustimmung. 

(Abg. Krammig: Das ist ein Antrag und 
keine Entschließung!) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat nun-
mehr Frau Beyer. 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Wir haben gestern in 
aller Ausführlichkeit die Frage der Haushaltsbe-
steuerung behandelt und haben — das müssen wir 
einmal feststellen S— mit unserer ziemlich einstim-
migen Annahme des gestrigen Antrags einen wirk-
lichen Fortschritt erzielt. Darüber hinaus hat  sich am 
gestrigen Abend der Finanz- und Steuerausschuß 
ausführlich mit dem ganzen Fragenkomplex be-
schäftigt. Wir haben uns zu dem Standpunkt be-
kannt, daß vor allem die Fälle geregelt werden 
müssen, die aus Einkommen aus eigener Arbeit und 
Leistung entstehen. Wir wissen aber, daß das, 
was darüber hinausgeht, zu sehr großen Grenz-
streitigkeiten führt und auch über das hinausgeht, 
was wir eigentlich wollen. 

Ich würde Ihnen allen wirklich empfohlen haben, 
sich gestern abend bis in die Nacht in den Aus-
schuß zu setzen, um feststellen zu können, daß ein 
Standpunkt erarbeitet wurde, mit  dem es möglich 
sein wird, das Ziel, das wir uns gesetzt haben, 
wirklich zu erreichen. Zu diesem Zweck vor allem 
ist noch einmal der Umdruck 237 (neu)*) idem Parla-
ment vorgelegt worden, der vorsieht, daß dem 
Parlament bis zum 31. März 1955 Vorschläge zur 
Regelung der noch strittigen Grenzfälle zu unter-
breiten sind. Ich glaube, wenn wir keine Verzöge-
rung verursachen wollen, dann sollten wir uns jetzt 
mit diesem Antrag zufrieden geben. 

(Bravo!-Rufe von der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wellhausen als Ausschußvorsitzen-
der. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Damit keine weiteren Miß-
verständnisse auftreten, die ja bei einer dritten 
Lesung nicht mehr in diesem Kreise bereinigt wer-
den können, mache ich Sie darauf aufmerksam, 
daß Sie in Umdruck 257 den Antrag der Fraktion 
der FDP vor sich haben. Was noch kommt, ist kein 
Antrag der Fraktion. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das, Herr Abgeord-
neter Wellhausen, entbindet mich nicht von der 
Verpflichtung, auch über den Antrag Ilk abstim-
men zu lassen. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Das nicht zu tun, 
habe ich Sie auch nicht aufgefordert!) 

Wir haben zwar Parteibetrieb, aber noch keinen 
Parteienbetrieb bei den Abstimmungen dieses Hau-
ses. 

Das Wort hat der Abgeordnete Eickhoff. 

Eickhoff (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn wir so weitermachen, sitzen wir 
heute abend um 10 Uhr noch hier. 

(Zurufe.) 

— Ja, ich mache es sehr kurz. 

Es wäre wirklich schön, wenn wir alles hätten 
erreichen können. Ich spreche jetzt als Mittel-
ständler. Mein Kollege Held hat eben die mittel- 

*) Siehe Anlage 12,  

ständischen Wünsche vorgetragen. Aber es hat kei

-

nen Zweck, daß wir nur das Negative sehen. Selbst-
verständlich bleiben viele Wünsche des Mittelstan-
des unerfüllt. 

(Zurufe von der Mitte: Richtig! — 
Das wissen wir!) 

Sie müssen eben später nachgeholt werden. Aber 
ich möchte noch einmal darauf hinweisen: wir 
haben alles getan, um den mittelständischen Tarif 
zu senken; 

(Abe. Dr. Lindrath: Jawohl!) 

und das ist die Hauptsache. Infolgedessen müssen 
auch die Mittelständler verstehen — und das wer-
den sie draußen im Lande auch —, daß nun andere 
Wünsche noch nicht in Erfüllung gehen können. 
Wenn wir in § 10 b eine Vergünstigung für un-
sere Mittelständler eingeführt haben, wenn wir 
jetzt und gestern abend, wie meine verehrte Frau 
Kollegin eben schon mitteilte, bis spät in die Nacht 
hinein bemüht gewesen sind, für den Mittelstand 
etwa zu tun, dann haben wir durch die Regelung, 
die wir auf Umdruck 257 getroffen haben, sicher-
lich etwas erreicht, und wir sind einen Schritt 
weitergekommen. Lassen Sie uns auf diesem Wege 
Schritt um Schritt weitergehen. Allmählich kom-
men wir zu einer vernünftigen Steuergesetzgebung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird noch weiter das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
können wir fortschreiten. 

Über den Antrag Umdruck 257 Ziffer 1 können 
wir noch nicht abstimmen. 

(Abg. Neuburger: Es hängt zusammen 
mit 2 und 3!) 

Aber wenn der Antrag Ilk vorliegt, werden wir 
ohne weitere Debatte darüber abstimmen; ich 
werde das Wort nicht mehr erteilen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Über Umdruck 257 Ziffer 2 und 3 können wir 
abstimmen. 

(Abg. Neuburger: Das gehört zusammen!) 

— Es gehört zusammen. 

Dann Umdruck 243*), ein Antrag Raestrup, Kirch-
hoff, Eckhardt und Genossen auf Einfügung einer 
neuen Nr. 22 c. Wer will den Antrag begründen? — 
Das Wort hat der Abgeordnete Eckhardt. 

Dr. Eckhardt (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In aller Kürze folgende Fest-
stellung. Ich beziehe mich zunächst auf die Aus-
führungen, die die Herren Kollegen Raestrup und 
Kirchhoff gestern zu ihren Änderungsanträgen 
beim Tarif gemacht haben. Sie haben den sogenann-
ten gespaltenen Körperschaftsteuertarif angenom-
men. Es ergibt sich daraus mit zwingender Not-
wendigkeit, daß die Lage der Personenfirmen, d. h. 
der Einzelunternehmen und der Personengesell-
schaften, nun  wesentlich schlechter ist als die Lage 
der Kapitalgesellschaften. 

(Abg. Raestrup: Sehr richtig!) 

Ich glaube auch, daß diese Feststellung vom Hause 
einmütig wird getroffen werden müssen, und ich 
nehme an, daß das Bundesfinanzministerium die-
ser Feststellung gegenüber kaum Einwendungen 
erheben wird. Auf diese Feststellung lege ich be- 

*) Siehe Anlage 13. 
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(Dr. Eckhardt) 
sonderen Wert, und lediglich wenn ihr wider-
sprochen werden sollte, werde ich mir erlauben, 
eingehende Ausführungen zum Beweise dieser 
Feststellung zu machen. Aus Gründen der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung wird im Interesse der 
Personenfirmen und der Personengesellschaften der 
vorliegende Antrag gestellt, die nicht entnomme-
nen Gewinne der Personengesellschaften mit einem 
Satz von 40 % zu besteuern. Das entspricht dem 
Satz, den eine Kapitalgesellschaft bei Spaltung des 
Tarifs von 45 und 30 zu zahlen hat. Ich bitte Sie, 
dem Antrag zuzustimmen. 

(Abg. Raestrup: Bravo!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich bitte das Haus, 
sich durch die Drohung, daß im Falle des Wider-
spruchs noch weitere Ausführungen gemacht wer-
den, in der Freiheit seiner Meinungsbildung nicht 
einschränken zu lassen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Das Wort hat der Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag bedeutet einen ungewöhn-
lichen Rückschritt in der Steuergesetzgebung. Wir 
kämen dann wieder zurück nach Frankfurt, womit 
nichts gegen Frankfurt gesagt ist — das wird Herr 
Dr. Pünder mir bestätigen —, aber zu den Zu-
ständen, bei denen wir unter den Kontrollrats-
gesetzen gezwungen waren, derartige Vorschriften 
zu machen. Ich denke, diese Zeit hätten wir hinter 
uns, und die Linie der Steuerpolitik ist doch wohl 
— das hat Herr Dr. Wellhausen vorhin nochmals 
betont —, endlich mit den Begünstigungen aufzu-
hören und dafür so weitgehend wie möglich eine 
Tarifsenkung zu machen. 

Herr Dr. Eckhardt hat mich nach der volkswirt-
schaftlichen Richtigkeit, nach der wirtschaftspoli-
tischen Begründung gefragt. Diese Frage werde ich 
nicht beantworten. Ich habe bei dem Gegenbild, 
dem gespaltenen Körperschaftsteuersatz, mit Ab-
sicht davon abgesehen, auf die volkswirtschaft-
lichen Fragen einzugehen. Diese Dinge sind uferlos. 
Dann würden wir heute überhaupt nicht fertig 
werden. Aber was ich zur finanzwirtschaftlichen 
Seite der Sache gesagt habe, das muß ich jetzt, aller-
dings in möglichster Kürze, wiederholen. 

Meine Damen und Herren, es hat keine allge-
meine Aussprache zur dritten Lesung gegeben; 
aber ich glaube, ich darf Ihnen nunmehr etwas 
über die „Verlustliste" sagen. Die „Verlustliste" für 
den Bundesfinanzminister und die Länderfinanz-
minister, die durch die gestrigen und heutigen Be-
schlüsse bisher eingetreten ist — um die Beratun-
gen nicht aufzuhalten, werde ich nachher das Wort 
möglichst wenig ergreifen, und das, was ich jetzt 
zu diesem Antrag sage, gilt dann auch für alle 
anderen Anträge von ähnlich großer Bedeutung —, 
beträgt zur Zeit etwa 490 Millionen, nachdem vor-
hin bei der Umsatzsteuer die Besteuerung der Ver-
sorgungsunternehmungen abgelehnt worden ist. Die 
Verlängerung des § 36 des Investitionshilfegesetzes 
wird 100 Millionen kosten. Der Vermittlungsaus-
schuß hat gestern hinsichtlich des Gesetzes über 
den Anteil an den Steuerverwaltungskosten be-
schlossen, daß der Bund nicht 33, sondern 50 % 
tragen soll und daß diese Regelung erst ab 1. Ok-
tober in Kraft tritt. Das bedeutet 165 Millionen. 
Wir kommen damit also auf 755 Millionen. Das ist 
der Inhalt der „Verlustliste". 

Nun noch ein Wort, das auch für die anderen 
Anträge gilt. Ich glaube, die Hoffnung, daß der 
Bundesrat den Vermittlungsausschuß nicht an-
rufen wird, muß man nun wohl fahren lassen. Zum 
Schluß will ich nur andeuten, daß es sich um Zu-
stimmungsgesetze handelt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der FDP hat den 
vorliegenden Antrag nicht unterschrieben und sich 
damit auf meine Linie eingestellt, daß wir nicht 
nur Vergünstigungen abbauen, sondern auch um 
Gottes willen natürlich erst recht keine neuen Ver-
günstigungen einführen wollen. Es ist ein Zeichen 
unserer recht labilen Haltung, wenn der Zustand, 
in dem wir uns befinden, uns tatsächlich ermun-
tert, neue Begünstigungen einzuführen. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen]: Sehr 
richtig!) 

Das ist beklagenswert. 

Was aber die „Verlustliste" betrifft, Herr Staats-
sekretär, so hat dieser Ausdruck eine schlechte Be-
deutung. Wir machen diese Steuerreform — und 
ich habe ja den meisten Dingen zugestimmt — 
nicht, um Ihnen Verluste zu bereiten, sondern um 
,den Steuerzahler in seiner Zuversicht auf Gewinn 
und niedrigere Steuern zu bestärken. 

Zur Sache eins. Ich ziehe aus der Grundeinstel-
lung des Herrn Eckhardt, daß nämlich die Per-
sonengesellschaften nunmehr schlechter fahren als 
die Kapitalgesellschaften, andere Schlüsse — wie 
Sie später aus einer Entschließung, die ich Ihnen 
vorschlagen werde, sehen werden —, als sie im 
Umdruck 243 gezogen worden sind, der, wie ich 
noch einmal betone, eine neue Begünstigung ein-
führen würde. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete :Raestrup. 

Raestrup (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nur zwei Sätze! Dieser Antrag 
wäre bestimmt nicht erforderlich gewesen, wenn 
Sie gestern mehr Verständnis für meinen sehr aus-
führlich begründeten Antrag gehabt hätten. Ich 
stehe auf dem Standpunkt, daß man  das gestern 
besser hätte lösen können als durch diesen Antrag. 
Wenn Sie aber meinen Vorschlag ablehnen, dann 
müssen wir letzten Endes versuchen, auf anderem 
Wege zu unserem Ziele zu kommen, dem Ziel 
nämlich, eine Gleichberechtigung zwischen Perso-
nengesellschaften und Kapitalgesellschaften zu er-
reichen, und ich bin Herrn Dr. Wellhausen ganz 
außerordentlich dankbar dafür, daß er auch zuge-
geben hat, daß wir gestern schlecht behandelt wor-
den sind. 

An der „Verlustliste", Herr Staatssekretär Hart-
mann, ist keiner unschuldiger als die persönlich 
haftenden Gesellschafter. Wir haben keine Verluste 
beigebracht, wir haben Verluste erlitten und nichts 
anderes. 

Nun § 36 a! Es gibt keinen Menschen, der an die-
sem § 36 a unschuldiger ist als ich. Ich möchte doch 
dagegen protestieren, daß Sie mir den Verlust von 
180 bis  200 Millionen DM an die Rockschöße hängen 
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wollen. Dagegen muß ich mich ganz entschieden 
verwahren, und ich bitte  Sie, in Zukunft mehr Ver-
ständnis zu haben, wenn wir in ruhiger und sach

-

licher Weise für die berechtigten Interessen der 
Personengesellschaften eintreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Nun liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Wir können abstimmen. 

Wir stimmen ab über Umdruck 243 *) Ziffer 1. 
Wer für die Annahme ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das letzte war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Nunmehr der Antrag Frau Dr. Ilk. 

(Abg. Dr. Eckhardt: Nr. 2 hängt damit 
zusammen!) 

— Das ist erst bei Punkt 32. Wir wollen Ordnung 
halten, sonst wird es noch schwieriger werden. 

Wir können jetzt abstimmen über die Anträge 
zu den Ziffern 19a und 22a. Der Umdruck 262**) 
ist verteilt. Es werden dazu keine Ausführungen 
gemacht. Wir stimmen ab. 

(Zuruf: Ist noch nicht da!) 

— Doch, er ist verteilt. Frau Beyer hat ihn doch 
so ausgiebig begründet, daß wir fast ohne Umdruck 
auskommen können. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den An-
trag Umdruck 262 Ziffer 1 ist, den bitte ich, die 
Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das letzte ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Nunmehr stimmen wir ab über Ziffer 2 desselben 
Umdrucks zu Nr. 22 a. Wer für diesen Antrag ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Mit derselben Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den An-
trag auf Umdruck 257***) Ziffern 1, 2 und 3. Sie ge-
hören wohl zusammen; wir können das in einer 
Abstimmung machen. Wer dafür ist, daß dieser 
Antrag Umdruck 257 angenommen wird, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Gegen einige wenige Stimmen ange-
nommen. 

Nunmehr Seite 37 der Vorlage Drucksache 961, 
Änderungsantrag auf Umdruck 260 ****) Ziffer 3, 
nach dem nach Nr. 24 eine Nr. 24 a eingefügt wer-
den soll. — Zur Begründung hat das Wort Frau 
Beyer. 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Mit Umdruck 260 Zif-
fer 3 haben wir den bereits in zweiter Lesung ge-
stellten Antrag wiederholt, Steuerpflichtigen mit 
Einkünften aus selbständiger oder nichtselbständi-
ger Arbeit einen Freibetrag in Höhe von 5 v. H., 
mindestens 240 DM, höchstens 600 DM jährlich, zu 
gewähren. Ich habe bereits in der zweiten Lesung 
auf die großen Möglichkeiten der Einkommensteuer-
pflichtigen hingewiesen, über Betriebsausgaben 
eine Fülle von Abschreibungen vorzunehmen. Diese 
zusammen sind in keiner Weise mit den geringen 
Beträgen vergleichbar, die Lohnsteuerpflichtige 

*) Siehe Anlage 13. 
**) Siehe Anlage 26. 
***) Siehe Anlage 22. 
****) Siehe Anlage 24.  

haben. Das Gestaltungsprivileg dehnt sich so weit 
aus, daß man Badereisen auch als Geschäftsreisen 
deklarieren kann. Man kann einen Kraftwagen 
über Betriebsausgaben abbuchen, und es war kein 
Geringerer als ein Generaldirektor der Fordwerke, 
der einmal erklärt hat, daß 1952 über 90 v. H. der 
Personenwagen auf Geschäftskosten erworben wor-
den sind. Professor Schmölders erwähnte, daß 
99 v. H. der in Westdeutschland im Jahre 1951 neu 
zugelassenen Personenwagen auf Betriebsunkosten 
angeschafft wurden. Ich brauche darüber hinaus 
nur auf die „betrieblichen Investitionen" hinzu-
weisen, über die die Errichtung von Kasinos, Gäste-
häusern, Verwaltungsgebäuden usw. abgebucht 
wird. Gerade in diesen Tagen wurde mir  ein Bei-
spiel dargelegt, wonach es ein Unternehmer hier 
im Rheinland fertiggebracht hat, ein neues Ver-
waltungsgebäude im südlichen Teil unseres west-
deutschen Gebietes zu errichten, um seine Ehefrau, 
nur weil er sich inzwischen von ihr hat scheiden 
lassen, dort unterzubringen. Sogar das Geld, das 
er ihr zahlen müßte, wird auf diese Weise abge-
bucht. Wir sollten erkennen, wie verschieden die 
Behandlung der Steuerpflichtigen ist. Man kann so-
gar die Kosten für den Steuerberater über Be-
triebsausgaben absetzen. Damit ist praktisch alles 
in das eigene Ermessen des Einkommensteuerpflich-
tigen gestellt, während der Lohnsteuerpflichtige 
einzig und allein dem Finanzamt unterstellt ist, d. 
h. das Finanzamt entscheidet darüber, ob ihm noch 
ein Mehrbetrag für Werbungskosten zugebilligt 
werden kann. 

Nun wird oft die Frage erörtert: Ist das nicht 
durch eine stärkere Kontrolle zu beseitigen? Wir 
wissen, wie schwerfällig der Verwaltungsapparat 
ist. Wir wissen, wie kostspielig und kompliziert er 
ist.  Wir wissen auf der anderen Seite auch, welche 
Gefahren diese Kontrollen in der Öffentlichkeit mit 
sich bringen, wenn man den Verwaltungsapparat 
noch verstärkt. Ich denke an Ausdrücke wie 
„Schnüffeldienst" usw. Auch trägt es nicht sehr 
zur besseren Durchsetzung des demokratischen 
Grundgedankens in der Öffentlichkeit bei. 

Wenn man nun überlegt, was getan werden kann, 
dann stellt man fest, daß praktisch nur eine Anglei-
chung durch Entlastung der Lohnsteuerpflichtigen 
verbleibt. Ziehen wir einen Vergleich mit dem Aus-
land, so stellt man fest, daß wir in der steuerlichen 
Belastung mit zwei Ländern an der Spitze stehen. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß gerade die unte-
ren Einkommen bis 20 000 DM mit einer viel stär-
keren Progression belastet sind als die höheren Ein-
kommen. Diese steile Progression wirkt sich selbst-
verständlich auch auf die stärkere steuerliche Be-
lastung der Einkommen bis zu 20 000 DM stärker 
aus. Deshalb müssen wir hier im Parlament unser 
ganzes Augenmerk darauf richten, noch eine Steuer-
senkung für die unteren Einkommen zu erreichen. 

In der zweiten Lesung wurde sowohl von Herrn 
Neuburger als auch von Herrn Staatssekretär Hart-
mann auf den Tarif hingewiesen. Ich möchte einmal 
klar herausstellen, daß die  Tarife bei gleichem Ein-
kommen gleich sind, daß aber die Steuerbemes-
sungsgrundlagen verschieden sind. Aus diesen 
Gründen dürfen wir hier nicht nur den Tarif an-
sehen, sondern vor allem auch die von mir darge-
legten Argumente. 

Uns ist es von Anfang an darauf angekommen, 
die Kaufkraft zu stärken. Natürlich bestehen unter-
schiedliche Meinungen darüber, ob man die Kaufkraft 
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bei den höheren oder bei den unteren Einkommen 
stärken soll. Hier kommen wir an den strittigen 
Punkt, bei dem unsere Ansichten auseinander-
gehen. Wir sind nämlich der Auffassung, daß es 
viel besser ist, die Kaufkraft der unteren Einkom-
mensgruppen bis zu einer bestimmten Höhe zu 
stärken, um damit eine Konsumsteigerung herbei-
zuführen, die sich letzten Endes wieder für die 
wirtschaftliche Lage der Betriebe und damit auch 
für den Steuersäckel günstig auswirkt. 

Eine zweite Bemerkung: zur Steuerehrlichkeit! 
Bereits in der zweiten Lesung mußte ich die Steuer-
ehrlichkeit der Einkommensteuerpflichtigen in 
Frage stellen. Hinzu kommt, daß 50 % des Auf-
kommens der Steuern von den Lohnsteuerpflich-
tigen aufgebracht werden. Aus allen Ausfallberech-
nungen ist ersichtlich, daß 20 % des Steuerausfalls 
aus mangelhafter Erfassung der Einkommensteuer-
pflichtigen resultieren. Wenn wir diesen Ausfall 
nur auf die restlichen 50 % des durch die Einkom-
mensteuerpflichtigen aufgebrachten Aufkommens 
beziehen, ergibt sich der doppelte Prozentsatz, mit-
hin 40%. 
Nun hat Herr Staatssekretär Hartmann in der 

zweiten Lesung einzig und allein fiskalische Gründe 
für die Ablehnung des Antrags angeführt. Wir 
können aber die Beseitigung einer solchen Unge-
rechtigkeit, die auch vom Herrn Staatssekretär 
nicht bestritten werden konnte, nicht allein aus 
fiskalischen Überlegungen verwerfen. 

Unser Antrag fordert nur einen bescheidenen 
Mindestsatz, der den Lohnsteuerpflichtigen als 
Äquivalent gegeben werden soll. Ich weise in die-
sem Zusammenhang auf die Mehrbelastungen hin, 
die eine große Gruppe von Einwohnern des west-
deutschen Bundesgebiets, die zudem noch zu den 
sozial Schwächsten gehören, nunmehr treffen; ich 
denke hier an den Wegfall von § 33 a, den Wegfall 
der Vergünstigungen für Vertriebene, Flüchtlinge, 
Ausgebombte, Spätheimkehrer usw. Wir sind uns 
im Ausschuß darüber klar gewesen, daß der Nach-
holbedarf dieser Kreise heute noch in keiner Weise 
gedeckt ist. Ich habe mir einmal die Mühe gemacht, 
nachzurechnen, welche steuerliche Mehrbelastung 
dadurch entsteht. Für ein Ehepaar mit einem Kind 
beträgt sie bei einem Einkommen von monatlich 
350 DM 5.50 DM, bei 400 DM 6 DM, bei 450 DM 
7,50 DM. Wir sollten auch an die Mehrbelastungen 
denken, die durch den § 32 a in Form  der Haushalts-
besteuerung mit der Veranlagung nach den Steuer-
klassen I und II entstehen. Auch der Vorsitzende des 
Finanz- und Steuerausschusses hat gestern in einem 
Diskussionsbeitrag erklärt, daß es um die Erhöhung 
der Kaufkraft gehen muß. 

Nun haben wir soeben von dem Herrn Staats-
sekretär Hartmann gehört, daß die bisher gefaß-
ten Beschlüsse einen Mehrausfall an Steuern von 
490 Millionen DM ausmachen. Davon entfallen 
150 Millionen DM auf den Beschluß, den gespalte-
nen Körperschaftsteuertarif wieder einzuführen. 
Wenn wir diesen Betrag abziehen, verbleiben 
340 Millionen DM. Nach den Ausfallberechnungen 
des Ifo-Instituts, des WWI und des Instituts für 
Finanzen und Steuern schwankt das Mehraufkom-
men an Steuern zwischen etwa 1 Milliarde und 
1,6 Milliarden DM. Ich glaube daher, es bleibt noch 
ein Betrag, der uns für unsere Zwecke zur Ver

-

fügung steht. 

Wir bitten deshalb unserem Antrag nunmehr die 
Zustimmung zu geben, zumal ja bei der Umsatz-

steuer und bei anderen indirekten Steuern, durch 
die die Familie in erster Linie belastet wird, wie-
der ein Mehraufkommen an Steuern eintritt. Ich 
stelle daher auch die von Herrn Staatssekretär 
Hartmann angeführten 600 Millionen DM Ausfall 
in Frage und glaube, daß sich das Hohe Haus un-
serem Antrag, der wirklich eine Berechtigung hat, 
die sowohl vom Finanzausschuß als vor allen Din-
gen auch von Herrn Staatssekretär Hartmann nicht 
verkannt wurde, anschließen kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf vielleicht auch gleich den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Eberhard bezüglich der 
freien Berufe mit erörtern, werde mich aber hier 
nur auf die finanzwirtschaftlichen Darlegungen be-
schränken; denn ich glaube, es gibt einen Augen-
blick, wo die finanzwirtschaftlichen Fragen ent-
scheidend sind. 

Der Antrag bezüglich der freien Berufe würde 
30 Millionen DM kosten, der Antrag, wie er hier 
in Umdruck 260 für selbständige und nichtselbstän-
dige Arbeit gestellt wird, würde 600 Millionen DM 
kosten. Die anderen Zahlen habe ich eben schon 
genannt. 

Wenn ich das Wort „Verlustliste" — gegen das 
hier Bedenken geäußert worden sind — gebraucht 
habe, so ist das nicht eine persönliche Verlustliste 
des Finanzministers oder der Finanzminister, son-
dern eine Verlustliste des Haushalts. Ich glaube, 
das wird sich in wenigen Monaten herausstellen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte für meine Person 
auch in der dritten Lesung zum Ausdruck brin-
gen, daß ich diesen Antrag unterstütze. Ich glaube, 
das Haus sollte sich wirklich darüber im klaren 
sein, daß es auf die Dauer nicht möglich sein wird, 
diesen Antrag abzuwehren. Diejenigen Steuer-
pflichtigen, die manche Möglichkeiten der freien 
Gewinnregulierung nicht haben — das sind näm-
lich die freien Berufe und die Lohnsteuerpflich-
tigen — müssen dafür in irgendeiner Form ein 
steuerliches Äquivalent bekommen. Das ist der 
Grundgedanke des Antrags. 

Daß diese Dinge nicht nur im Finanz- und 
Steuerausschuß auf fruchtbaren Boden gefallen 
sind, sondern daß diese Überlegungen nunmehr 
auch in breiten Teilen der CDU Raum gefunden 
haben, das sehen Sie — wenn ich Sie darauf auf-
merksam machen darf — aus der Tatsache, daß der 
Umdruck 267, der in einer Entschließung dieselben 
Gedankengänge enthält, von etwa 20 Kollegen der 
CDU unterschrieben ist. Ich bin  aber  der Mei-
nung, daß man jetzt schon den Mut haben sollte, 
durch Annahme dieses Antrags eine Gleichstellung 
der verschiedenen Gruppen der Steuerpflichtigen 
vorzunehmen, und möchte Sie bitten, dem Antrag 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen scheinen nicht gewünscht zu sein. 



2. Deutscher Bundestag — 57, Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. November 1954 	2871  
(Vizepräsident Dr. Schmid) 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den An-

trag Umdruck 260 Ziffer 3 ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das letzte ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Über Ziffer 30 haben wir schon abgestimmt. 

(Zurufe: Über Umdruck 266 muß noch ab

-

gestimmt werden!) 

— Ja! Wir stimmen nunmehr über Umdruck 266*) 
ab, den wir vorhin zurückgestellt haben. Wer für 
die Annahme ist, den bitte ich, die Hand zu er-
heben. — Gegenprobe! — Ersteres war die Mehr-
heit, angenommen. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

— Bestehen Zweifel an der Abstimmung? 

(Zurufe von der Mitte: Jawohl!) 

— Das geschäftsführende Präsidium war einstim-
mig. 

Nunmehr Seite 45! Umdruck 252,**) Antrag 
Struve und Genossen! Das Wort hat der Abgeord-
nete Neuburger. 

Neuburger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß sich eine Aus-
sprache über diesen Änderungsantrag erübrigt, 
nachdem wir gestern abend im Finanz- und Steuer-
ausschuß gemeinschaftlich die vorliegende Formu-
lierung gefunden haben. Es sind noch zwei redak-
tionelle Änderungen vorzunehmen. In der ersten 
Zeile muß es statt „die Abschreibungsfreiheit" hei-
ßen: „eine Abschreibungsfreiheit". Dann sollen in 
der zweiten Zeile die Worte „für die Land- und 
Forstwirtschaft", ferner weiter unten „Betrieben" 
gestrichen werden. Dafür muß es dann in der 
fünften Zeile heißen: „Vorrichtungen, bei buchfüh-
renden und nichtbuchführenden Land- und Forst

-wirten''. 

An dem sachlichen Inhalt wird dadurch nichts 
geändert. Es ist nur eine bessere Formulierung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Dann stellen Sie 
einen entsprechenden Änderungsantrag zu dem 
Änderungsantrag? 

Neuburger (CDU/CSU): Nein, das ist nur der 
berichtigte Antrag. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das ist nun der rich-
tiggestellte Antrag. Sind die Unterzeichner, unter 
denen sich ja Ihr Name nicht findet, einverstan-
den? — Herr Struve, sind Sie einverstanden? 

(Abg. Struve: Ja!) 

Der Antrag ist ja Geist von Ihrem Geist. 

Das Wort hat der Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bestätige, was der Kollege Neu-
burger gesagt hat, daß wir uns gestern abend auf 
diesen Antrag geeinigt haben. Ich muß allerdings 
mein Erstaunen zum Ausdruck bringen. Es war 
verabredet, daß unter den Antrag die Unterschrif-
ten der Fraktionen, auch unserer Fraktion, gesetzt 
werden. Der Antrag ist uns leider zur Unterschrift 
nicht vorgelegt worden, 

(Abg. Neuburger: Es sind überhaupt keine 
Fraktionsunterschriften darunter!) 

*) Siehe Anlage 30. 
**) Siehe Anlage 17. 

sonst würden Sie auch unsere Unterschrift dar-
unter finden. Wir stimmen dem Antrag zu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Wellhausen! 

Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe die Ehre, dieselbe Er-
klärung abzugeben wie der Herr Kollege Seuffert. 
Ich bitte ausdrücklich, die Unterschrift Dr. Dehler 
und Fraktion nachzuholen. 

(Abg. Dr. Eckhardt: Ebenso!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Auch der GB/BHE 
legt Wert darauf, zu unterzeichnen. 

(Abg. Neuburger: Und zur Vervollständi

-

gung dann auch die CDU/CSU!) 

— Das sind leider seltene Zeichen höchster Ein-
mütigkeit! 

(Abg. Struve: Gutes Vorzeichen für die 
folgende Rechtsverordnung!) 

Man sieht, daß es so etwas wie eine Sachgerech-
tigkeit gibt, die die Einmütigkeit eines sonst nicht 
immer einigen Hauses zu fördern vermag. 

Umdruck 252! Wer dafür ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. 

(Abg. Neuburger: Halt!) 

— Das ist der Antrag, den Sie mir soeben herauf

-

gereicht haben, Herr Kollege Neuburger. Wer da-
für ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Der Einmütigkeit ist die Einstimmig-
keit auf dem Fuße gefolgt; angenommen. 
Nun zu Seite 47, Ziffer 33, Umdruck 260 Ziffer 4! 

Es heißt darin: 
Die lfd. Nr. 1 bis 97 der Anlage 1 ... — Ein-
kommensteuertabelle — werden durch die lfd. 
Nr. 1 bis 86 laut Anlage ersetzt. 

Das ist also ein Antrag, Tarife durch andere zu er-
setzen, kein Tarifsenkungsantrag. 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich brauche mich nur auf meine gestri-
gen Ausführungen zu dem Tarifvorschlag der SPD 
zu beziehen, der sich insbesondere zum Ziel ge-
setzt hat, die Steuersätze für die kleinen Einkom-
men herabzusetzen. Ich habe dazu konjunktur- und 
wirtschaftspolitische Gesichtspunkte sowie Gesichts-
punkte der sozialen Gerechtigkeit, insbesondere 
Gesichtspunkte einer gerechten Verteilung der 
Steuerlasten auf Starke und Schwache angeführt. 
Leider hat weder der Vertreter der Bundesregie-
rung noch irgendein Vertreter der Koalitionspar-
teien den Versuch gemacht, zu diesen sachlichen 
Gründen irgendwie Stellung zu nehmen. Ich ver-
zichte daher ausdrücklich darauf, sie heute noch 
einmal vorzutragen. 

Aber ich möchte abschließend — wir können ja 
nun das Gesamtergebnis der sogenannten Steuer-
reform übersehen — folgende Bemerkung machen. 
Eine überschlägliche Berechnung der Verteilung 
der Steuerentlastung ergibt folgendes Bild. Durch 
die Beschlüsse der Mehrheit des Bundestags wird 
ab 1. Januar 1955 gegenüber dem jetzigen Rechts-
zustand eine Entlastung aller Steuerpflichtigen um 
ungefähr 2,8 Milliarden DM eintreten. Von diesen 
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2,8 Milliarden DM Entlastung entfallen auf 12 Mil-
lionen Steuerpflichtige — das sind zwei Drittel aller 
Steuerpflichtigen, und zwar herauf bis zu Ein-
kommen von etwa 5- bis  6000 DM — nur 250 Mil-
lionen DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das ist weniger als ein Zehntel der Summe, die 
auf das andere Drittel mit höheren Einkommen 
entfällt. Auf die entfallen nämlich 2,5 Milliar-
den DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir haben deshalb diesen Antrag noch einmal ge-
stellt, um Ihnen eine letzte Gelegenheit zu geben, 
wenigstens irgendein soziales Element in diese 
Neuregelung der Steuern hineinzubringen. Bitte, 
stimmen Sie daher unserem Antrag zu. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer für den Antrag Umdruck 260 Ziffer 4 ist,  der 
möge ein Handzeichen geben. — Gegenprobe! — 
Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abge-
lehnt. 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf]: Die süße

-

sten Früchte fressen nur die großen Tiere!!) 

Der  Antrag Umdruck 254 *) bezieht sich auf den 
Art. 2, Antrag der Herren Dr. Kather, Haasler und 
Fraktion. 
Zur Begründung hat das Wort Herr Dr. Kather! 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch dieser Antrag ist schon 
gestern gestellt und mit einer sehr knappen Mehr-
heit abgelehnt worden. Es war eine nochmalige Ab-
stimmung erforderlich. Es geht — ich möchte das 
doch mit einigen wenigen Sätzen für die Damen 
und Herren, die gestern nicht da waren, nochmals 
begründen — um den Pauschalabzug für Vertrie-
bene und gleichgestellte Gruppen bei der Hausrat-
beschaffung. Die Ausschußfassung sieht vor, daß 
die Vergünstigung des § 33 a für die Einzelperson 
drei Jahre fortbestehen soll. Unser Antrag hat das 
Anliegen, diese Frist von drei Jahren auf fünf Jahre 
auszudehnen. 

Ich möchte zwei Hauptargumente hierfür vor-
tragen. Bei einem Zeitraum von drei Jahren 
kommt man zu einem Durchschnittswert von etwa 
2000 DM Abzügen insgesamt. Das reicht nicht aus, 
diesen Totalverlust auf Grund eines einmaligen 
Tatbestandes auszugleichen. Der zweite Grund ist 
der, .daß diese Bestimmung des § 33 a jetzt fünf 
Jahre in Kraft ist. Gerade diejenigen, die zuerst 
gekommen sind, die auch zuerst wieder in Arbeit 
gekommen sind, konnten fünf Jahre lang davon 
Gebrauch machen. Dabei ist noch zu berücksichti-
gen, daß es Jahre gab, in denen der doppelte Ab-
zug gemacht werden konnte. 

(Abg. Neuburger: Aber bei einem höheren 
Steuersatz!) 

Es geht also um die Frage, meine Damen und 
Herren, ob man die Spätheimkehrer, die Sowjet-
zonenflüchtlinge und vor allen Dingen auch die 
Arbeitslosen, die bisher kein Einkommen hatten, 
ob man alle diese Gruppen so viel schlechter stel-
len will als die anderen, die den Vorzug hatten, 
von Anfang an in Arbeit zu kommen. Darüber 

*) Siehe Anlage 19.  

haben Sie zu entscheiden. Es handelt sich um eine 
Sache, die finanziell nicht sehr ins Gewicht fällt. 
Ich bitte Sie daher, diesem Antrag Ihre Zustim-
mung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Staatssekretär Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag ist gestern abgelehnt worden 
Ich möchte noch hinzufügen — vielleicht kann ich 
damit Herrn Abgeordneten Dr. Kather eine Brücke 
bauen —: wenn diese drei Jahre um sind, besteht 
außerdem noch die Möglichkeit, nach § 33 des Ein-
kommensteuergesetzes die außergewöhnliche Be-
lastung geltend zu machen. 

Ferner: Herr Dr. Kather hat darauf hingewiesen, 
daß diejenigen, .die früher schon die Vergünsti-
gungen in Anspruch nehmen konnten, dies mehrere 
Jahre lang tun und zum Teil höhere Beträge in 
Anspruch nehmen konnten. Ich glaube, man darf 
dabei nicht vergessen, daß damals auch die Steuer-
sätze wesentlich höher waren. Es ist doch auch der 
Sinn dieser ganzen Gesetzgebung, durch die nach-
drückliche Senkung der Steuertarife weitere Ver-
günstigungen, insbesondere den Einbau neuer Ver-
günstigungen zu ersparen. Das muß doch alles in 
einem gesehen werden. 

(Zurufe vom GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen mehr? — Doch, Herr Kather. Sie heben 
das Wort, Herr Abgeordneter Dr. Kather. 

Dr. Kather (GB/BHE): Ich muß zunächst fest-
stellen, daß der Herr Staatssekretär seiner vorheri-
gen Ankündigung, bei finanziell weniger ins Ge-
wicht fallenden Sachen nicht mehr das Wort zu 
nehmen, zuwidergehandelt hat. 

Daß die Steuersätze höher waren, ändert nichts 
daran, daß auch nach der Senkung der Steuersätze 
bei Fortfall der Vergünstigung für die  unteren Ein-
kommensstufen die künftige Steuer höher sein wird 
als bisher. Das  Argument, das hier vorgebracht 
wurde, beseitigt nicht die Ungerechtigkeit, daß die 
Gruppen, die so viele Jahre schlechter gestellt wa-
ren, weil sie nicht hier waren oder weil sie kein 
Einkommen hatten, eben schlechter gestellt werden, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß ihr Nachholbedarf 
noch viel größer und viel totaler ist als bei den an-
deren. Daß diese Personen nun nicht die gleiche Be-
rücksichtigung erfahren sollen wie die zuerst Ge-
kommenen, ist eine völlig ungerechte Regelung. 
Irgendein Wechsel auf die Zukunft kann uns nicht 
darüber hinwegtrösten. 

Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag Ihre Zustim-
mung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer für die Annahme des Antrags auf 
Umdruck 254 ist, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Darf ich bitten, die Ab-
stimmung durch Erheben zu wiederholen. Ich bitte 
diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Ich bin nicht in der Lage, eine Ent-
scheidung zu treffen. Ich muß Sie bitten, durch 
Hammelsprung zu entscheiden. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
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Meine Damen und Herren, ich bitte, die Abstim-
mung beschleunigt vorzunehmen. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb-
nis des Hammelsprungs bekannt. An der Abstim-
mung haben sich 377 Mitglieder des Hauses betei-
ligt. Mit Ja haben gestimmt 186, mit Nein 189, 
2 haben sich der Stimme enthalten. Der Antrag ist 
abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zu Seite 54 der Vorlage 

und haben dort über einen Antrag, Umdruck 260 
Ziffer 5, abzustimmen. Er geht dahin, die Aus-
schußfassung wiederherzustellen. 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf Umdruck 260 Ziffer 5 und Zif-
fer 7 — die beiden Ziffern gehören zusammen und 
können deswegen in der Abstimmung verbunden 
werden — beantragen wir, in der Anlegenheit des 
gespaltenen Körperschaftsteuersatzes die Aus-
schußfassung wiederherzustellen. Die Angelegen-
heit hat eine große Bedeutung. Herr Kollege Neu-
burger hat sie nicht von ungefähr gestern in einer 
ungewöhnlich dramatischen Weise hier vorgetra-
gen. Er hat sie geradezu als den Prüfstein der-
jenigen Gesinnung, die die Soziale Marktwirtschaft 
stützt, hier hingestellt. „Soziale Marktwirtschaft" 
ist ja die Bezeichnung, die Herr Kollege Neuburger 
) und andere für Tatbestände oder Fragen zu ge-
brauchen belieben, bei denen wir bei einer nüch-
ternen Betrachtung lieber von freier Wirtschaft 
sprechen würden. Insofern erschien es mir, Herr 
Kollege Neuburger, nicht gerade glücklich, daß Sie 
als einen Prüfstein für eine wirklich freie Wirt-
schaft einen Antrag von Ihrer Seite bezeichnet haben. 
der sich gerade dagegen richtet, nun die letzte der 
künstlichen und unglücklichen Regelungsmaßnah-
men auf einem freien Kapitalmarkt und innerhalb 
einer freien Wirtschaft fallenzulassen. 

Ich will nicht im einzelnen wiederholen, was ich 
gestern gesagt habe. Herr Kollege Neuburger hat 
sehr dramatische Worte gebraucht. Es wird von 
Pflege des Kapitalmarkts und vom Interesse der 
Unternehmen gesprochen. Nun, ich glaube, die In-
teressenfrage ist doch sehr eindeutig. Es handelt 
sich nicht etwa um die Frage, wie man mehr 
Aktien in neue Hände bringen könnte, sondern im 
Kern  der Sache handelt es sich doch einfach um 
die Interessen der Altaktionäre, die jetzt Aktien in 
Händen haben. Wenn ein Unternehmen neue Aktien 
ausgeben will, so müssen die alten Aktionäre na-
türlich auch etwas dafür tun und auf einiges ver-
zichten. Sie müssen ihre Dividenden-Erwartungen 
mit den neuen Aktionären teilen. Sie müssen auch 
bestimmte Majoritätsrechte aufgeben. Deswegen 
wird nunmehr von den Banken und den anderen 
Kreditgebern mit Recht der Wunsch geltend ge-
macht, die verschuldeten Unternehmen möchten 
doch nun einmal für mehr Eigenkapital sorgen. 
Offenbar wollen aber diejenigen, die nun dazu be-
reit sein müßten, ihre Stellung mit neuem Eigen-
kapital zu teilen, die entsprechenden Opfer nicht 
bringen, wenn sie nicht zum großen Teil zu Lasten 
des Steuersäckels abgewälzt werden können. So  

scheint mir die Frage, eine sehr nüchterne Interes

-

senfrage, zu liegen. 

Wir sind heute in einem anderen Zusammenhang 
am Rande bereits auf diese Angelegenheit zu spre-
chen gekommen. Die Sache hat Bedeutung: nämlich 
die, ob sich hier ein reiner Interessenstandpunkt 
gegen alle wirtschaftlichen Prinzipien und alle 
wirtschaftliche Vernunft durchsetzen kann. Weil 
diese Bedeutung gegeben ist, beantragen wir na-
mentliche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Es ist namentliche Abstimmung beantragt. Ich 
bitte die Damen und Herren der Schriftführung, 
die Stimmkarten der Mitglieder des Hauses in den 
Urnen einzusammeln. 

(Einsammeln der Stimmkarten.) 

Hat ein Mitglieds des Hauses, das sich an der Ab-
stimmung beteiligen will, seine Karte noch nicht 
abgegeben? — Dann bitte ich doch, sich zum näch-
sten Urnenträger zu bemühen. — 

Wünscht noch jemand seine Stimme abzugeben? 
—Das ist nicht der Fall. Die Abstimmung ist ge-

schlossen. Ich bitte, mit der Auszählung zu begin-
nen. 

Wir fahren in der Behandlung der Tagesordnung 
fort. Ich stelle fest, daß die namentliche Abstim-
mung sich auf Umdruck 260 Ziffern 5 und 7 bezog. 
Wir kommen nunmehr zu Umdruck 260 Ziffer 6. 
Das ist ein Änderungsantrag zu Ziffer 6 auf 
Seite 54 der Drucksache 961. Wird der Antrag be-
gründet? 

(Abg. Neuburger: Ist schon erledigt!) 

Es handelt sich um Umdruck 260 Ziffer 6. 
(Abg. Seuffert: Es ist vorhin mit Ziffer 2 
begründet worden! — Abg. Neuburger: 
Und schon abgestimmt! — Weitere Zurufe.) 

— Meine Damen und Herren, stimmen wir darüber 
ab, damit kein Mißverständnis entsteht. 

(Abg. Neuburger: Es ist doch schon abge

-

stimmt worden! Zur Geschäftsordnung!) 

— Das Wort zur Geschäftsordnung Herr Abgeord-
neter Neuburger. 

Neuburger (CDU/CSU): Über Umdruck 260 Zif-
fer 6 haben wir bereits abgestimmt. 

(Abg. Seuffert: Zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Kollege Neuburger, es ist 
richtig, daß ich diese Anregung vorhin gemacht 
habe. Aber wenn ich richtig verstanden habe, ist 
der Präsident dieser Anregung nicht gefolgt. In-
folgedessen muß über Ziffer 6 noch abgestimmt 
werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die Anregung 
ist befolgt worden!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich ersehe hier aus den Dokumenten, daß 
abgestimmt worden ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Neuburger: Sie haben selbst beantragt, ge

-

meinsam abzustimmen! — Weitere Zurufe. 
— Unruhe.) 
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- Meine Damen und Herren, ich spreche, so laut 
ich kann. Ich habe mich fast heiser geredet. Viel-
leicht kann das Verstehen durch eine gewisse Mit-
hilfe des Hauses gefördert werden. 

Seite 56 der Drucksache 961, Umdruck 256*) —
ein Antrag der Abgeordneten Stücklen, Schmücker, 
Friese und Genossen. Das Wort zur Begründung 
hat der Abgeordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich bemühen, mich 
so auszudrücken, daß hier nicht etwa noch eine Ge-
nossenschaftsdebatte entsteht. 

(Abg. Seuffert: Das wird es aber!) 

— Das glaube ich nicht. 

Vor einem halben Jahr, meine Damen und Her-
ren, haben wir so eine Art Burgfrieden geschlossen. 
Wir haben gesagt: wir wollen R batt und Rückver-
gütung auf 3 % beschränken und im übrigen die 
Genossenschaftsfrage durch vorbereitende Unter-
suchungen der Regierung weiter klären lassen. 

Nun  hat  die Regierung vorgeschlagen, die Be-
grenzung auf 3 % auch in dieses Steuergesetz auf-
zunehmen. 

(Abg. Pelster: Dann müssen auch die ande

-

ren Genossenschaften hinein!) 

— Ich komme dazu! — Der Bericht des Ausschusses 
sagt, das sei nicht nötig, mit Rücksicht auf das 
schon verkündete Gesetz, das ich vorhin anführte. 
Natürlich, wenn es so ist, daß die Bestimmungen 
eines Gesetzes automatisch für das andere gelten, 
dann ist alles in Ordnung. ,,Aber ein Herr aus dem 
Bundesfinanzministerium war so freundlich, in 
einer Zeitschrift einen Artikel zu veröffentlichen 
und da etwa folgendes zu sagen: Es ist zwar gesetz-
lich geregelt, daß ihr nicht über 3 % Rabatt geben 
oder rückvergüten dürft, und es ist auch eine Strafe 
vorgesehen; aber wenn ihr es dennoch tut, dann 
braucht ihr nur die Strafe zu bezahlen, könnt im 
übrigen aber den Betrag bei der Steuer absetzen. 

(Abg. Seuffert: Wie beim Rabatt!) 

Das ist in jenem Artikel gesagt worden, und des-
halb haben wir natürlich gewisse Befürchtungen. 
Es scheint uns nicht angängig zu sein, Herr Kollege 
Seuffert, wenn wir einmal festlegen: „3 % werden 
rückvergütet", in dieses Steuergesetz die Sache aber 
nicht mit aufnehmen und dadurch gewissermaßen 
die Aufforderung geben, die andere Bestimmung 
zu umgehen und die Strafe zu bezahlen, den Betrag 
aber bei der Steuer abzusetzen. Ich weiß nicht, was 
es dann für einen Sinn haben soll, überhaupt Ge-
setze zu beschließen. 

Ich möchte Sie dringend bitten, die Vereinbarung, 
die wir im letzten Sommer bei der Regelung des 
Genossenschafts- und Rabattgesetzes getroffen ha

-

haben, so festzulegen, daß sie auch tatsächlich 
durchgeführt wird. Deswegen bitten wir, die Fas-
sung der Regierungsvorlage wiederherzustellen. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Neuburger: Was sagt der Finanzminister?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Seuffert. 

 *) Siehe Anlage 21. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist wirklich bedauerlich, daß wir 
mit diesem Antrag — verzeihen Sie mir den Aus-
druck — noch einmal belästigt werden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich darf den Tatbestand so kurz wie möglich dar-
stellen. Bei der Neuregelung der Rückvergütungen 
bei den Genossenschaften war ursprünglich in der 
Regierungsvorlage beabsichtigt, diese Regelung 
steuerlich vorzunehmen. Genau dieselben Kreise, 
die hier den Antrag Umdruck 256 gestellt haben, 
haben damals verlangt und erreicht, daß das nicht 
auf steuerlichem Gebiet, sondern in Anhängung an 
das Rabattgesetz erfolgt ist, daß diese Rückvergü-
tungen also unter ein Verbotsgesetz mit Strafbe-
stimmungen gestellt worden sind. Um des lieben 
Friedens willen — ich kann es nicht anders sagen 
— hat man sich mit dieser Regelung zufrieden ge-
geben. Aus der Zeit der Regierungsvorlage zum 
Genossenschaftsrecht stammte die ursprüngliche 
Regierungsvorlage zum Steuerneuordnungsgesetz; 
daher ihre ursprüngliche Fassung. Vom Finanz-
ministerium, in ausführlichen wissenschaftlichen 
Gutachten und von der ganz überwiegenden Mehr-
heit ides Finanz- und Steuerausschusses ist voll an-
erkannt, daß diese Fassung durch die damalige an-
dere Regelung überholt ist; sie ist von der Regie-
rung fallengelassen worden. 
Nachdem man das Verbotsgesetz, das Rabattge-

setz, einmal erlassen hat, ist es unmöglich, eine neue 
Steuerbestimmung zu bringen, die eine einseitige 
Diskriminierung der Genossenschaften enthält, da-
bei aber keinerlei materielle Bedeutung hat; denn 
der Fall, daß eine Genossenschaft eine verbotene 
Rückvergütung vornimmt, ist kaum denkbar. Es 
ist lediglich eine Diskriminierung und eine Angele-
genheit des, ich möchte schon sagen, Ressentiments. 
Denn, Herr Kollege Stücklen — Sie mögen darüber 
erstaunt sein oder nicht —, es gibt auch verbotene 
Rabatte, Rabatte, die zu hoch und deswegen straf-
bar sind. Auch die sind steuerlich abzugsfähig, 
ebenso wie Zollstrafen und Steuerstrafen, die man 
bezahlen muß, wenn man etwas Strafbares getan 
hat. Es ist gar  kein Zweifel, daß sie unter den Be-
triebsausgaben verbucht werden können. Es ist 
ganz unmöglich, hier eine einseitige Bestimmung 
gegen die Genossenschaften zu machen, die zur 
Folge hat, daß ein Einzelkaufmann, der einen zu 
hohen und somit verbotenen Rabatt gegeben hat, 
ihn steuerlich geltend machen kann, während die 
Genossenschaft, deren Rückvergütung man  fälsch-
licherweise unter den Begriff Rabatt gestellt hat, 
diese Rückvergütung nicht geltend machen könnte. 
Ich bitte  Sie mit allem Nachdruck, diesen Antrag 
abzulehnen. Er ist bereits im Ausschuß mit einer 
großen Mehrheit abgelehnt worden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weitere Wort-
meldung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den An-
trag Umdruck 256 *) ist, der möge die Hand er-
heben. — Gegenprobe! — Ich bitte, die Abstim-
mung durch Erheben von den Sitzen zu wieder-
holen. Wer für den Antrag ist, möge sich erheben. 
— Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich habe nunmehr das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung vor mir; ich gebe es bekannt. 

(Zurufe.) 

*) Siehe Anlage 21. 
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— Wir haben über den Antrag Umdruck 260 Zif-
fer 5 und '7 namentlich abgestimmt. Das vorläufige 
Ergebnis*) ist: Abgegeben wurden 406 Stimmen. 
Mit Ja haben gestimmt 142, mit Nein 249; 15 Mit-
glieder haben sich enthalten. Von Berliner Abge-
ordneten, 11 an der Zahl, haben 6 mit Ja und 5 mit 
Nein gestimmt. Die Anträge sind abgelehnt. 

Der nächste Antrag, Umdruck 251, betrifft 
Seite 71, ebenso die Anträge Umdruck 265**) Zif-
fer 1 und Umdruck 263. Ich bin nicht in der Lage, 
ohne weiteres festzustellen, welcher Antrag weiter 
geht. Ich glaube, der Antrag auf Umdruck 265. Er 
geht, wie ich feststelle, auf Streichung. 

(Abg. Neuburger: Das betrifft zwei ver

-

schiedene Materien!) 

— Ja, ich weiß. Ziffer 1 des Antrags Umdruck 265 
betrifft die Streichung des Art. vor 13 a — er steht 
vor Abschnitt VI a —, die Ziffer 2 des Antrags Um-
druck 265 betrifft die Streichung des Art. 13 a. 

Zunächst zur Begründung des Antrags Umdruck 
265***) Ziffer 1. Das Wort hat der Abgeordnete 
Eckhardt. 

Dr. Eckhardt (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der zweiten Lesung ist in 
das Gesetz folgende Bestimmung eingefügt worden: 
„Prüfungen nach Abs. 9 dürfen nicht mehr für 
einen Veranlagungszeitraum erfolgen, der länger 
als drei Jahre zurückliegt." 

Meine Damen und Herren, ich habe volles Ver-
ständnis für die Haltung, die hinter diesem Antrag 
steht, aber ich möchte doch einige, nach meiner 
Auffassung sehr ernste sachliche Bedenken erheben. 

Erstens machen Sie es ja der Verwaltung bei 
ihrer Betriebsprüfung unmöglich,  auf die D-Mark

-

Eröffnungsbilanz zurückzugreifen, die vielfach erst 
lange Jahre nach 1948 erstellt worden ist und die 
manchmal von einer sehr wesentlichen Bedeutung 
für die Prüfung ist. 

Zweitens: Sie haben einen neuen Antrag gestellt, 
der die Großbetriebe von dieser Regelung ausneh-
men soll. Die Grenzen zwischen Klein-, Mittel- und 
Großbetrieben sind durchaus flüssig. Es sind Ver-
waltungsgrenzen. Warum sollen jetzt die Groß-
betriebe anders behandelt werden als die Mittel-
oder Kleinbetriebe? 

Drittens: Sie schaffen ein Verhältnis zur Nach-
prüfung der Lohnsteuer, das für die Verwaltung 
und auch für die Steuerpflichtigen kaum erträg-
lich ist. 

Viertens: Sie machen es der Verwaltung unmög-
lich, die Steuern in einem Zeitraum nachzuprüfen, 
der die Verjährung umfaßt, worauf gestern bereits 
hingewiesen worden ist. Die Verjährung von 
Steuern umfaßt im allgemeinen fünf Jahre. 

Fünftens: Insbesondere aber ist der Verwaltung 
die Nachprüfung der Steuerverkürzungen durch die 
Neufassung der gestrigen Lesung unmöglich ge-
macht; die Verjährung von Steuerverkürzungen 
beträgt zehn Jahre. 
Ich habe vorhin schon gesagt, daß ich volles Ver-

ständnis für die Haltung habe, die hinter diesem 
Antrag steht. Ich möchte aber meinen, daß der 
gestrige Beschluß und der Antrag, der gestern ge-
stellt worden ist, das Ziel nicht richtig erreichen. 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 2903. 
**) Siehe Anlage 16. 
***) Siehe Anlage 29.  

Es ist Ihnen darum zu tun, daß die Betriebsprü-
fung in bestimmten Formen verläuft. Es kommt 
Ihnen sicherlich weniger darauf an, daß sie nur ein 
paar Jahre umfaßt. Schließlich werden Sie doch 
selbst auf dem Standpunkt stehen, daß die Ge-
setze ausgeführt werden müssen. Sie wollen er-
reichen, daß die Betriebsprüfung sich in einer 
Methode vollzieht, die Ihren Vorstellungen ent-
spricht. Zweifellos vollzieht sich ein ganz großer 
Teil der Betriebsprüfungen der Verwaltung in völ-
liger Ordnung, und ein großer Teil der Betriebs-
prüfer, ich möchte sagen: der weitaus größte Teil 
der Betriebsprüfer der Bundes- und Länderfinanz-
verwaltungen stellt ein ausgezeichnetes Menschen-
material dar. Es sind Männer, die ein kompli-
ziertes Gebiet in vielerlei Richtungen beherrschen 
müssen und deren Tätigkeit wirklich nicht einfach 
ist. Im allgemeinen wird man auch behaupten kön-
nen — ich sage das aus praktischer Erfahrung —, 
daß diese Männer durchaus in den Formen vor-
gehen, in denen das notwendig ist. Aber gelegent-
lich kommt es selbstverständlich vor, daß der 
Steuerpflichtige das Gefühl haben muß, einer 
Untersuchung wegen eines kriminellen Tatbestan-
des ausgesetzt zu sein. Das kommt vor, und diese 
Fälle werden selbstverständlich verallgemeinert. 
Das ist mit solchen Fällen immer so. Aber man soll 
doch dann den Hebel woanders ansetzen. Man soll 
nämlich die  Verwaltung veranlassen, auf ihre Be-
amten und Angestellten, auf ihre Betriebsprüfer in 
dem Sinne einzuwirken, daß sie ihr schweres und 
verantwortungsvolles Amt auch in der richtigen 
Weise ausüben, d. h., daß sie sich angemessener 
Umgangsformen bedienen. Das zu erreichen ist 
durchaus möglich, das ist eine Erziehungsfrage, und 
hier wird etwas auch von der Verwaltung getan 
werden müssen. Ich bin überzeugt, daß das Bundes-
finanzministerium und auch die Länderfinanzmini

-

sterien den gleichen Standpunkt vertreten. 

Mit Ihrem gestrigen Beschluß nehmen Sie eine 
Vorschrift aus dem System der Reichsabgabenord-
nung heraus, ändern sie und geraten dadurch in 
Widerspruch zu einer Reihe von anderen Vorschrif-
ten, insbesondere den Vorschriften über die Ver-
jährung innerhalb .des Steuerrechts, aber auch mit 
anderen Gesetzen. Das können wir uns nicht leisten. 

Vor einigen Wochen hat ein hoher Verwaltungs-
beamter auf einer Tagung der Steuerberater in 
Köln vom Bundestag gefordert, der Bundestag 
möge der Verwaltung einfache Gesetze geben, Ge-
setze, die die Verwaltung auszuführen in der Lage 
sei. Meine Damen und Herren, ich muß Ihnen offen 
sagen: Dieses Gesetz kann die Verwaltung nicht 
ausführen, oder vielmehr: Nicht nur erschweren 
Sie damit der Verwaltung ihre Tätigkeit, sondern 
Sie machen ihr tatsächlich in manchen Fällen die 
Erfüllung ihrer ersten Pflicht unmöglich, nämlich 
die Gesetze auszuführen, die Sie beschließen. 

(Beifall in  der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Conring. 

Dr. Conring (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestern hat die Mehrheit die-
ses Hauses eine Änderung der Reichsabgabenord-
nung angenommen, die zum Ziel hat, das Maß der 
Betriebsprüfungen herabzusetzen. Die Mehrheit er-
füllte damit einen Wunsch, der hauptsächlich aus 
mittelständlerischen Kreisen kommt. Dieses Begeh-
ren aus den mittelständlerischen Kreisen ist in der 
Hauptsache in der Unübersichtlichkeit der Gesetz- 
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gebung begründet. Wer heute noch durch die 
Steuergesetzgebung hindurchfinden will, wer die 
vielfachen Steuerdurchführungsbestimmungen ken-
nen soll, wer die Urteile der Finanzgerichte be-
herrschen will, wer mit anderen Worten auf dem 
weiten Gebiet des Steuerrechts einigermaßen das 
Richtige treffen will — was sich auf seine Buch-
führung und seine Steuererklärung auswirkt —, 
der muß sich schon mehr oder weniger hauptamt-
lich mit diesen Dingen beschäftigen, oder aber er 
muß sich einen Wirtschafts- und Steuerberater neh-
men, der ihm diese Arbeit abnimmt. Das letztere 
geschieht ja weitestgehend in der sogenannten 
Großwirtschaft. Aber diejenigen im Mittelstand, 
die nicht die Möglichkeit haben, sich einen Wirt-
schafts- und Steuerberater zu nehmen, und die auch 
nicht die Zeit und Muße haben, um sich auf dem 
weiten Gebiet des Steuerrechts zurechtfinden zu 
können, sind mehr oder weniger hilflos dem aus-
gesetzt, was über sie kommt. Sie  sollen die Be-
stimmungen kennen, kennen sie aber nicht; sie 
sollen ihre Buchführung danach einrichten, können 
es aber nicht; sie sollen die Steuererklärungen und 
sonstigen Steueraufzeichnungen richtig machen und 
können es einfach nicht tun, weil ihnen dazu die 
Kenntnis fehlt. Sicher leiden unter dieser Misere, 
unter der Unübersichtlichkeit unseres materiellen 
und formellen Steuerrechts nicht nur die Steuer-
zahler; darunter leidet natürlich auch die Finanz-
verwaltung selbst. Man hört ja hier und da, daß 
nicht alle Herren der Finanzverwaltung ihre eigene 
Steuererklärung selbst machen können. Man hört 
hier und da — wenn Sie auf die Finanzämter ge-
hen, merken Sie es —, daß die Beamten selbst nicht 
mehr in der Lage sind, durch diese Dinge durch-
zufinden. 

(Abg. Dr. Eckhardt: Das liegt manchmal 
an uns!) 

Sicher haben Sie recht, daß das zum Teil auch an 
der Gesetzgebung liegt. Es liegt aber  auch an den 
Zeitverhältnissen, die seit 1945 etwas unnormal ge-
wesen sind. 

Nun haben Sie in der gestrigen Beschlußfassung 
eine Abhilfe für die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten schaffen wollen, die sich aus diesem Tatbe-
stand für den Mittelstand ergeben. Diese wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten liegen in der Un-
sicherheit begründet, daß der steuerzahlende Mit-
telstand überhaupt nicht weiß, mit welchen Steuer-
zahlungen er zu rechnen hat. Er weiß das aber 
nicht nur für das Jahr, für ,das er die Steuererklä-
rung abgeben muß und in dem die Vorauszahlun-
gen und ähnliches geleistet werden müssen, nicht, 
er weiß 'das leider auf Jahre hinaus nicht. Er ist in 
keiner Weise dagegen gesichert, daß die Betriebs-
prüfungen, die eines Tages stattfinden, für ihn auf 
Jahre hinaus eine andere Steuerberechnung erge-
ben, die er nun zu effektuieren hat. Davor kann 
ihn niemand schützen. Durch Ihren gestrigen Be-
schluß sollte eine Änderung dieses Zustands er-
reicht werden. Er richtet sich gegen die Unsicher-
heit, die damit dem Mittelstand in der Wirtschaft 
auferlegt wird. Er möchte nicht irgendwie die 
Hand über strafbare Handlungen halten, die wir 
nicht zu schützen begehren. 

Sie haben behauptet, die Finanzverwaltung 
komme dann aus ihrem Steuersystem heraus, und 
das könne man nicht billigen. An einer Begrün-
dung dafür hat es gefehlt. Sie sagen, das stimme 
nicht ganz mit der Verjährung. Die Verjährung 
einer Steuer ist unabhängig von der Betriebsprü-

fung. Sie könnten doch höchstens sagen, die Fest-
stellung der Steuerschuld lege denjenigen Zeit-
punkt fest, von dem aus dann der neue Steuerbe-
trag errechnet werden müßte, wobei unter dem Ge-
sichtspunkt der Verjährung etwas herauskommen 
könnte. Also für die Behauptung, daß durch diesen 
Antrag die Steuerverjährung irgendwie gehemmt 
oder gehindert würde, fehlt es an einer Begrün-
dung. 

Die Gegner dieses Antrags sagen dann, man 
möge auf die Steuer- und Betriebsprüfer einwir-
ken, daß sie sich korrekt verhalten. Sicher ist das 
in gewissem Umfang notwendig. Ich bin der letzte, 
der behaupten möchte, jeder Betriebsprüfer oder 
jeder Finanzbeamte erfülle die schwere Pflicht, die 
ihm auferlegt ist, ordnungsgemäß. Es gibt auch 
sehr, sehr erhebliche Ausnahmen. Wir wissen im 
Mitelstand, speziell in Niedersachsen, ein Lied da-
von zu singen. Auch Sie haben sicher den Zeitun-
gen entnommen, daß da einiges passiert ist, was 
besser nicht passiert wäre. Aber es handelt sich gar 
nicht darum, ob die Betriebsprüfer gut erzogene, 
ruhige Leute sind oder ob sie weniger gut erzogen 
sind. Es handelt sich um die völlige Ungleichheit 
der Rechtsbasis. Daß der hauptamtliche Steuerprü-
fer alle Gesetze, alle Durchführungsbestimmungen, 
alle Gerichtsurteile, die auf dem einschlägigen Ge-
biet erlassen sind, kennt und kennen muß, ist eine 
Selbstverständlichkeit. 

(Zuruf vom GB/BHE: Kennt er nicht!) 

— Er sollte sie jedenfalls kennen. Es mag auch 
sein, daß er nicht alles kennt. Er ist aber in dieser 
Kenntnis, die sich auf die Betriebsprüfung und die 
Buchführung, die er zu prüfen hat, auswirkt, dem 
Steuerschuldner aus dem Mittelstand derart über-
legen, daß dieser ihm mehr oder weniger hilflos 
gegenübersteht. Darum geht es. Das praktische Er-
gebnis ist dann, daß Steuernachzahlungen, meistens 
auf Jahre hinaus, geleistet werden müssen, nicht 
weil absichtlich Steuerhinterziehungen stattgefun-
den hätten, sondern weil diese oder jene Bestim-
mung des Steuerrechts nicht beachtet wurde, die 
eine andere Berechnung der Steuer nach sich zieht, 
was dann wieder den Fortfall der Vergünstigung 
zur Folge hat, so daß eine ungeahnte Summe an 
Steuernachzahlungen herauskommt. 
Wir haben geglaubt, daß es im Interesse unseres 

Mittelstands ist, beim Abschluß einer Steuerreform 
auch dafür zu sorgen, daß diese Unsicherheit von 
unserem Mittelstand genommen wird. Gewiß wird 
dadurch die Möglichkeit der Finanzverwaltungen, 
mit dem vorhandenen Bestand an Betriebsprüfern 
ihre Aufgaben zu erfüllen, etwas eingeschränkt. 
Aber eine D-Mark-Eröffnungsbilanz, Herr Kollege 
Eckhardt, könnte man für den 'wirtschaftlichen Be-
trieb auch richtig aufstellen, ohne daß man sie von 
einem Betriebsprüfer überprüfen läßt. Der Wirt-
schaftler weiß sehr wohl, wie er eine D-Mark-Er-
öffnungsbilanz aufzustellen hat. Es ist mir aber 
zweifelhaft, ob es unbedingtes Essentialis ist, daß 
eine D-Mark-Eröffnungsbilanz im Mittelstand in 
jedem Falle von einem Betriebsprüfer nachgeprüft 
werden muß. Man kann sich schließlich bei der Be-
triebsprüfung darauf verlassen, daß das Gros der 
Steuerzahler auch im Mittelstand durchaus steuer-
ehrlich ist. Es ist also nicht notwendig, zu sagen: 
Wir können unsere Steuerberechnungen nicht 
durchführen, weil wir die Bilanz nicht nachgeprüft 
haben. Das ist ein Argument, das jedenfalls den 
Mittelstand nicht so sehr treffen kann und das für 
ihn wirtschaftlich ohne Bedeutung ist. 
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Sie sagen weiter, man könne die Grenzen zwi-

schen Großbetrieben und Mittelstandsbetrieben 
nicht ziehen. Ich verweise auf den Kommentar zur 
Reichsabgabenordnung von Kühn, in dem die 
Grenze sehr deutlich gezogen ist. Auch in den 
Durchführungsbestimmungen ist das ganz eindeu-
tig festgelegt, so daß es hier gar keine Schwierig-
keiten gibt. Sie  haben die Frage aufgeworfen, war-
um wir denn diese Grenzen ziehen wollen. Ich 
glaube, ich habe das schon genügend aueinanderge-
setzt. Wir wollen sie deshalb ziehen, weil das 
Kräfteverhältnis zwischen Großwirtschaft und mit-
telständischer Wirtschaft so unterschiedlich ist, daß 
sich der eine zur Einrichtung seiner Buchhaltung 
und zur Abgabe seiner Steuererklärungen Wirt-
schafts- und Steuerberater leisten kann, während 
der andere idas nicht kann. Aus keinem anderen 
Grunde wollen wir die Grenze. Der Verwaltung 
wird dadurch die Steuernachprüfung nicht unmög-
lich gemacht, und die Verjährung wird nicht ge-
hemmt. Die Verwaltung wird auch nicht daran ge-
hindert, darauf einzuwirken, daß sich die Beamten 
bei den Steuernachprüfungen korrekt, nett und an-
ständig benehmen, was jeder Mensch tun sollte. 
Sie beseitigen aber, wenn Sie unserem gestrigen 
Beschluß weiterhin Ihre Zustimmung geben wollen, 
eine große Unsicherheit, die sich hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Lage des Mittelstandes, des Hand-
werks, des Einzelkaufmanns und erst recht der 
Landwirtschaft über mehrere Jahre ausdehnt und 
von der sie immer noch nicht befreit sind. Zum 
allergrößten Teil handelt es sich um einen Zeit-
raum von beinahe sechs, sieben Jahren. 

Wir bitten  deshalb, bei der gestrigen Beschluß-
fassung zu verbleiben und die Anträge, die hier 
vom GB/BHE, von der DP und von der FDP ver

-

treten worden sind, abzulehnen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Krammig. 

Krammig (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
nur ein paar Sätze! Bevor ich in dieses Haus einzog, 
habe ich der ehrenwerten Gilde der Großbetriebs-
prüfer angehört. Was Herr Dr. Conring hier aus-
geführt hat, entspricht ja zum größten Teil nicht 
den wirklichen Verhältnissen. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Wenn die Finanzämter in der Lage wären, die Ver-
anlagungen rechtzeitig durchzuführen und die 
Betriebsprüfungen, die notwendig sind,  vorzuneh-
men, würde dem Anliegen des Kollegen Dr. Con-
ring Rechnung getragen. Weil sie aber an chroni-
schem Personalmangel und darunter leiden, daß 
wir in diesem Hause dauernd Gesetze verabschie-
den, die in sich so widerspruchsvoll sind wie das, 

 was wir heute wieder vorhaben, 

(vereinzelter Beifall in der Mitte und links) 

haben die Finanzverwaltungen gar nicht richtig 
arbeiten können. 

Meine Damen und Herren, es ist doch so: wenn 
die Verjährungsfrist für Steuern auf dem Gebiete 
des Einkommens fünf Jahre ausmacht, können wir 
die Betriebsprüfung nicht auf drei Jahre beschrän-
ken, weil wir dann denjenigen, die auf Grund der 
gesetzlichen Bestimmungen Steuer zahlen müssen, 
für zwei Jahre ein Steuergeschenk machen, wenn 
sie ihre Steuererklärungen nicht richtig gemacht  

haben. Darum muß dem Antrag des Kollegen 
Dr. Eckhardt entsprochen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weitere Wort-
meldung mehr? — Dann können wir abstimmen, 
zunächst über den weitergehenden Antrag; das ist 
der Antrag Umdruck 265*) Ziffer 1. Wer dafür ist, 
den  bitte  ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Es  besteht keine Einigkeit über das Ergebnis. 
Vielleicht können wir uns, wenn wir die Abstim-
mung durch Erheben von den Sitzen vornehmen, hier 
oben einigen. Ich bitte die, die für den Antrag sind, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Es besteht keine 
Einigkeit. Also, wir müssen durch Hammelsprung 
abstimmen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte die  Türen zu schließen. — Ich bitte mit 
der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. Die  Auszählung 
ist beendet. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Platz zu 
nehmen. Dies ist das Ergebnis des Hammelsprungs: 
an der Abstimmung haben sich beteiligt noch 351 
Mitglieder des Hauses; 

(Heiterkeit — Zurufe: „Noch" ist gut!) 

davon haben mit Ja gestimmt 207, mit Nein 139, 
fünf haben sich der Stimme enthalten. Damit ist 
der Antrag angenommen. 

(Unruhe.) 

Dadurch entfällt die Abstimmung über Um-
druck 251. 

Wir kommen nunmehr zu Art. 13 a. Zur Begrün-
dung des Antrags 265 Ziffer 2 erteile ich das Wort 
dem Abgeordneten Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Durch ein Versehen — darüber 
besteht Einverständnis — ist dieser Antrag gestern 
nicht, wie es nötig gewesen wäre, als erster, son

-dern erst als zweiter zur Abstimmung gestellt wor-
den. Ich erinnere Sie daran, daß es sich darum han-
delt, ein Gesetz, das Ende 1955 auslaufen soll, be-
reits Ende 1954 auslaufen zu lassen. 

Meine Damen und Herren, ich bin in der Lage, 
hierzu die kürzeste Rede meines Lebens zu halten; 

(Beifall bei der SPD) 

sie lautet nämlich: Treu und Glauben! 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und 
beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich glaube, daß es auf 
diese Rede wohl keine Replik geben wird. 

Ich meine, wir können dann abstimmen. — Ach, 
der Herr Staatssekretär will zum Thema „Treu und 
Glauben" sprechen. 

(Heiterkeit.) 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident, nur eine Zahl: 
175 Millionen DM Ausfall! Es war Bestandteil des 
Kompromisses im Finanzausschuß. 

(Abg. Arndgen: Sehr richtig!) 

*) Siehe Anlage 29. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmeldung 
mehr. 
Damit kein Mißverständnis besteht: Wir stimmen 

ab über den Antrag Umdruck 265 Ziffer 2. Wer 
für die Annahme dieses Antrags ist,  den  bitte  ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit ; der Antrag ist abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Treu und Glauben! — 
Heiterkeit. — Abg. Neuburger: 

Umdruck 263!) 

— Ja, Umdruck 263*) noch. Zur Begründung, Herr 
Abgeordneter Neuburger. 

Neuburger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben noch 
über Umdruck 263 abzustimmen. Er betrifft eben-
falls die ertragsteuerliche Regelung der Ausfuhr-
förderung. Der Wegfall der Gesamtrücklage bezif-
fert sich auf rund 175 Millionen DM, wie der Herr 
Staatssekretär soeben ausgeführt hat. Der Antrag 
Umdruck 263 ist geboren, nein: nicht geboren, son-
dern entstand unter Berücksichtigung des Grund-
satzes von Treu und Glauben. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Der ist überhaupt 
nicht geboren, der ist an die Welt gezerrt 

worden! — Heiterkeit.) 

Er sieht zwar den Wegfall dieser Rücklage vor, 
aber gegen Gewährung eines Bonus. Der Bonus 
macht rund 15 Millionen DM aus. In  den  Ausgleich 
kommen also rund 150 Millionen DM. Ich bin über-
zeugt, daß die Annahme dieses Antrags bei Herrn 
Finanzminister Schäffer, dem nachher Herr 
Dr. Dresbach noch ein paar Worte widmen wird, 
zweifellos Freude und Genugtuung auslösen wird.  

Ich bitte also, den Antrag Umdruck 263 anzu-
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmeldung. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die An-
nahme dieses Antrages ist, den bitte ich, die Hand 
zu heben. — Gegenprobe! — Das erste war die 
Mehrheit; angenommen. 

Nunmehr sind, wenn ich mich nicht täusche, alle 
Anträge beschieden. Ich bitte die Damen und Her-
ren, mir zu helfen und mir zu sagen, ob ich einen 
Ihrer Anträge nicht aufgerufen habe. 

(Abg. Seuffert: Außer den Entschließungen 
ist alles erledigt!) 

— Ich meine die Anträge; die Anträge sind alle 
aufgerufen. 

(Zustimmung.) 

Dann haben wir abzustimmen über das Gesetz 
im ganzen. Das Wort zur Abstimmung hat der Ab-
geordnete Seuffert. 

(Abg. Krammig: Herr Präsident!) 

— Wozu wollen Sie das Wort? 

(Abg. Krammig: Ich glaube, wir haben die 
Ziffer 2 des  Umdrucks 243 noch nicht er

-

ledigt! — Abg. Seuffert: Die ist gegen

-

standslos geworden!) 
— Die ist gegenstandslos geworden, ist erledigt. 

Bitte, Herr Seuffert! 

*) Siehe Anlage 27. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wie Ihnen bereits angedeutet worden 
ist, haben Sie es der sozialdemokratischen Fraktion 
schon durch Ihren Beschluß über den Abzug von 
Parteispenden bei der Steuer unmöglich gemacht, 
diesem Gesetz zuzustimmen, 

(Zurufe von der Mitte) 

ein Beschluß, der unseres Erachtens weit über das 
Gebiet des Steuerrechts hinausgeht und in der Tat 
an die Grundlagen der Demokratie rührt. 

(Beifall bei der SPD. — Erneute Zurufe 
von der Mitte.) 

Was den sachlichen Inhalt des Gesetzes sonst an-
langt, so verkennen wir nicht die Verbesserungen, 
die die Regierungsvorlage auf dem langen Weg durch 
den Ausschuß und durch das Plenum erhalten hat. 
Wir glauben anerkennen zu müssen, daß wir diesmal 
in vielleicht höherem Maße als bei anderen Steuer-
senkungsdebatten auch die Mitarbeit und die Un-
terstützung von Kollegen anderer Fraktionen dieses 
Hauses für unsere Bestrebungen gefunden haben. 

(Zuruf von der Mitte: Umgekehrt!) 

Leider ist nicht genug erreicht worden, um das 
Gesetz zu einem wirklich guten Gesetz zu machen. 
Es hat schwere Mängel. Der Hauptmangel ist die 
unseres Erachtens untragbar unsoziale, ungerechte 
und unwirtschaftliche Verteilung der Steuersen-
kungen, die beschlossen worden sind. Da wir auf 
eine Generaldebatte verzichtet haben, will ich keine 
Zeit dafür in Anspruch nehmen, das  näher auszu-
führen. Einige Zahlen sind Ihnen ja bereits in der 
Debatte genannt worden. Ich verweise Sie im übri-
gen auf die Ausführungen des Herrn Bundesfinanz-
ministers in seinem offenen Brief im „Bulletin". 

Ein weiterer entscheidender Mangel dieses Ge-
setzes ist, daß die steuerliche Behandlung der Ar-
beitnehmer und des Arbeitseinkommens überhaupt 
nach wie vor tief unbefriedigend bleiben, während 
sich in anderen Fragen Interessentenstandpunkte 
sehr massiv durchgesetzt haben. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Das gilt auch für den Mittelstand!) 

— Das gilt auch für die  Gruppe, die sich hier 
manchmal Mittelstand nennt. 

(Sehr gut! bei der SPD und vereinzelt 
in der Mitte.) 

Diese Mängel, meine Damen und Herren, hätten es 
uns auch nicht ermöglicht, dem Gesetz zuzustim-
men, auch wenn Sie es durch Ihren abscheulichen 
Beschluß über die Parteispenden uns nicht ohnehin 
unmöglich gemacht hätten, diese Frage zu stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer für die 
Annahme dieses Gesetzes als eines Ganzen ist, den 
bitte ich, sich von seinem Sitz zu erheben. — Ge-
genprobe! — Das erste war die Mehrheit; das 
Gesetz ist angenommen. 

Wir haben noch über einige Entschließungen zu 
bestimmen, und zwar Entschließungen, über die 
wir abstimmen können, und Entschließungen, die 
wir verweisen müssen. Zunächst die Entschließun-
gen, über die wir abstimmen können. Sie finden 
sie in der Ausschußvorlage unter Ziffern 2 und 3. 
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Wer für die Annahme dieser Entschließungen ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Wir haben nun Entschließungen, die im Laufe 
der zweiten und dritten Lesung vorgelegt worden 
sind. Ich will sie in Ziffern verlesen: Umdrucke 
232*), 237**), 261***), 267****). Weitere Entschließun-
gen liegen nicht vor. 

(Abg. Neuburger: Und 258!) 

— Sie wird mir eben gereicht. Noch 258*****). Es 
sind also fünf Entschließungen. In Umdruck 232 
soll im zweiten Satz in der dritten Zeile das Wort 
„jedoch" gestrichen werden, wird mir eben gesagt. 
Diese Entschließungen sollen interfraktionellen 
Vereinbarungen gemäß dem Finanz- und Steuer-
ausschuß überwiesen werden.  Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist der Fall. 

Damit sind die Beratungen zu diesem Gesetz ab-
geschlossen. 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Dr. Dres-
bach zu einer Erklärung. 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mein Kollege Neuburger hat 
mich bereits angekündigt für ein Dankeswort an 
den abwesenden Bundesfinanzminister Schaffer. 
Ich habe es außerordentlich dankbar empfunden, 
daß gerade der Sprecher der Oppositionspartei, 
Herr Professor Dr. Gülich, heute so warme Worte 
für unseren kranken Kollegen Schäffer gefunden 
hat. Ich komme gleich noch darauf zu sprechen, 
weil ich jetzt vom Kollegen Schäffer spreche. 
Ich darf auch Herrn Dr. Wellhausen herzlich für 
seine Worte danken. 

Lieber Herr Wellhausen, darf ich aber  an  einiges 
anknüpfen. Sie sprachen vom „Männerstolz vor 
Königsthronen". Ich glaube, in den letzten Wochen 
gehörte mehr Mut dazu, sich für Schäffer einzu-
setzen, als dazu, Kritik an ihm zu üben. 

(Sehr gut!  in der Mitte.) 

Und manchmal hatte man in den letzten Wochen 
den Eindruck — nicht bei Ihnen, verehrter Herr 
Wellhausen, aber doch bei manchen Stimmen in 
der Öffentlichkeit —, als ob die Kenntnis der Ar-
beit Schäffers und auch die Kenntnis der Gesetz-
entwürfe recht gering sei. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ich wurde manchmal an ein Wort Lessings erin-
nert: „Wer wird nicht einen Klopstock loben! Doch 
wird ihn jeder lesen? Nein!" Wer wird nicht über 
Schäffer schimpfen! Aber hat ihn jemand gelesen? 
Selten! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, dieser Schäffer ist ein 
Mann, der sich dem Parlament stellt, der nicht auf 
Festversammlungen und vor Kongregationen aller 

*) Siehe Anlage 10. 
**) Siehe Anlage 12. 
***) Siehe Anlage 25. 
****) Siehe Anlage 31. 
*****) Siehe Anlage 23. 

Art deklamiert, sondern der in echter demokratisch

-

parlamentarischer Art diskutiert 

(Abg. Dr. Gülich: Sehr gut!) 

und der seine Abmachungen nur mit dem Parla-
ment treffen will. 

(Beifall in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, das Gekreisch mancher 
Verbände in den letzten Wochen gibt die wahre 
Stimmung nicht wieder, die im deutschen Volk 
über Schäffer herrscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und SPD.) 

Bei den kleinen Leuten — in meiner bergischen 
Heimat spricht man noch von den geringen Leu-
ten —, die mich gewählt haben, gilt Schäffer als 
Wahrer der Währung. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wenn man Leute aus der Wirtschaft spricht, die 
noch nicht in die Apparatur verstrickt sind, dann 
kann man die Stimme hören: Schäffer muß blei-
ben, er darf nicht gehen! 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir haben in diesen Tagen vornehmlich Steuer-
politik getrieben. Vielleicht war es ein l'art pour 
l'art. Wir werden in  den  kommenden Tagen, be-
sonders, wenn uns der Herr Staatssekretär die voll-
ständige Verlustliste aufgemacht haben wird, den 
Blick wieder auf den Finanzbedarf und den Haus-
haltsausgleich richten müssen. Dann kommt Schäf-
fers vornehmste, seine eigentliche Aufgabe. Dazu 
brauchen wir ihn wieder! 

Meine Damen und Herren, dieser Schäffer wird 
niemals für sich in Anspruch nehmen, daß er eine 
Parsifal-Figur sei. Aber er ist ein wahrhafter 
Demokrat, er gehört zu uns, und deshalb möge er 
bald wieder gesund zu uns zurückkehren! 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, wir müssen uns nun schlüssig werden, wie 
wir weiter verfahren. Wollen wir abbrechen 

(Zustimmung) 

oder wollen wir noch erledigen, was zu erledigen 
wir uns vorgenommen hatten? 

(Zuruf von der SPD: Nein, sonst sind 
wir erledigt!) 

Ich glaube kaum, daß es möglich sein wird, bei 
unseren mutigen Entschlüssen von gestern und von 
heute vormittag zu bleiben. Ich schlage Ihnen vor, 
daß wir abbrechen und wieder zusammentreten am 
8. Dezember.  Das  Haus ist einverstanden? — 

(Zustimmung.) 

Dann berufe ich die nächste, die 58. Sitzung des 
Bundestages ein auf den 8. Dezember, 9 Uhr vor-
mittags. Tagesordnung: Die nicht erledigten Punkte 
und ,die vom Präsidenten nach Besprechung mit 
dem Ältestenrat weiter festzusetzenden Punkte. Ich 
schließe die 57. Sitzung des Bundestages. 

(Schluß der Sitzung: 15 Uhr 38 Minuten.) 
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Anlage 1 	 Umdruck 239 
(Vgl. S. 2829 C.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Hoogen, 
Dr. Arndt, Dr. Schneider (Lollar), Dr. Czermak, 
Dr. von Merkatz und Genossen zur zweiten Bera-
tung des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über die 
Altersgrenze von Richtern an den oberen Bundes-
gerichten und von Mitgliedern des Bundesrech-
nungshofes (Drucksachen 995, 897) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 1 Abs. 1 wird das Wort „achtundsechzigste" 
durch das Wort „siebzigste" ersetzt. 

2. In § 2 wird das Wort „achtundsechzigste" durch 
das Wort „siebzigste" ersetzt. 

Bonn, den 18. November 1954 

Hoogen 
Dr. Böhm (Frankfurt) 
Dr. von Buchka 
Dr. Furler 
Dr. Kihn (Würzburg) 
Frau Dr. Kuchtner 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 
Seidl (Dorfen) 
Dr. Wahl 
Frau Dr. Dr. h. c. Weber (Aachen) 
Dr. Weber (Koblenz) 
Dr: Welskop 
Dr. Bürkel 
Dr. Arndt 
Bauer (Würzburg) 
Metzger 
Frau Nadig 
Rehs 
Schröter (Wilmersdorf) 
Wagner (Ludwigshafen) 
Wittrock 
Dr. Schneider (Lollar) 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Onnen 
Dr. Czermak 
Dr. von Merkatz 

Anlage 2 	 Umdruck 198 
(Vgl. S . 2835 A.) 

Interfraktioneller Antrag betreffend Überweisung 
von Anträgen an die Ausschüsse 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Die folgenden Anträge werden ohne Beratung 
gemäß § 99 Abs. 1 der Geschäftsordnung den zu-
ständigen Ausschüssen überwiesen: 
1. Antrag der Abgeordneten Geiger (München) und 

Genossen betreffend Ausbau des Teilstückes 
der Autobahn „Anschlußstelle Mainburg — Re-
gensburg" (Drucksache 907) 
an den Haushaltsausschuß (federführend) und 
an den Ausschuß für Verkehrswesen; 

2. Antrag der Fraktion der DP betreffend An-
gleichung des Haushaltsjahrs an das Kalender-
jahr (Drucksache 940) 
an  den Haushaltsausschuß. 

Bonn, den 9. November 1954 
Dr. von Brentano und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 234 
(Vgl. S. 2835 D.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen für Kinder in 
der gesetzlichen Unfallversicherung, in den gesetz-
lichen Rentenversicherungen, in der Arbeitslosen-
versicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der 
Kriegsopferversorgung an das Kindergeldgesetz 
(Kindergeldanpassungsgesetz — KGAG —) (Druck-
sachen 978, 876). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 1 erhält folgenden Wortlaut: 

§1 
(1) Bezieher von Renten der gesetzlichen 

Unfallversicherung, die drei oder mehr Kinder 
im Sinne von § 2 Abs. 1 des Kindergeld-
gesetzes vom 13. November 1954 (Bundes-
gesetzbl. I S. 333) haben, erhalten für diese 
Kinder unabhängig von den Leistungen der 
Unfallversicherung ein Kindergeld in Höhe von 
je 25 Deutsche Mark monatlich. Dies gilt ent-
sprechend für Waisen eines Getöteten. 

(2) Das Kindergeld wird auf Antrag von der 
Familienausgleichskasse der Berufsgenossen-
schaft gezahlt, die dem Berechtigten die höchste 
Rente gewährt. 

(3) Kindergeld nach Absatz 1 entfällt, soweit 
bereits Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder anderen Vorschriften dieses Gesetzes ge-
wahrt wird. 

2. § 2 erhält folgenden Wortlaut: 
§2 

(1) Bezieher von Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherungen, die drei oder mehr Kin-
der im Sinne von § 2 Abs. 1 des Kindergeld-
gesetzes haben, erhalten für diese Kinder unab-
hängig von den Leistungen der Rentenversiche-
rungen ein Kindergeld in Höhe von je 25 Deut-
sche Mark monatlich. Dies gilt entsprechend für 
Waisen eines Rentenberechtigten. 

(2) Das Kindergeld wird auf Antrag von dem 
zuständigen Rentenversicherungsträger ausge-
zahlt. Dieser hat gegen den Gesamtverband der 
Familienausgleichskassen Anspruch auf Er-
stattung. 

(3) Kindergeld nach Absatz 1 entfällt, soweit 
bereits Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder anderen Vorschriften dieses Gesetzes ge-
währt wird. 

3. § 3 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

(1) Bezieher von Arbeitslosenunterstützung 
und Arbeitslosenfürsorgeunterstützung, die drei 
oder mehr Kinder im Sinne von 2 Abs. 1 des 
Kindergeldgesetzes haben, erhalten für diese 
Kinder unabhängig von den Leistungen der 
Arbeitslosenunterstützung und Arbeitslosen-
fürsorgeunterstützung ein Kindergeld in Höhe 
von je 25 Deutsche Mark monatlich. 

4. § 3 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

(4) Kindergeld nach den Absätzen 1 bis 3 ent-
fällt, soweit bereits Kindergeld nach dem 
Kindergeldgesetz oder anderen Vorschriften 
dieses Gesetzes gewährt wird. 
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5. § 4 wird gestrichen. 

6. § 7 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

(1) Das Kindergeld wird von der Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung ausgezahlt. Diese hat Anspruch auf 
Erstattung des Aufwandes an Kindergeld für 
Berechtigte 

a) aus der Arbeitslosenversicherung gegen den 
Gesamtverband der Familienausgleichskas-
sen, 

b) aus der Arbeitslosenfürsorge gegen den Bund. 

§ 1 Satz 3 des  Gesetzes über die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 10. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 123) ist entsprechend an-
zuwenden. 

7. Die §§ 8, 9 und 10 werden gestrichen. 

8. § 11 erhält folgenden Wortlaut: 

§ 11 
Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 

vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) 
wird wie folgt ergänzt: 

1. Es wird ein § 32 a eingefügt: 

§ 32 a 
Beschädigte, die drei oder mehr Kinder im 

Sinne von § 2 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
haben, erhalten für diese Kinder unabhängig 
von den Leistungen des Bundesversorgungs-
gesetzes ein Kindergeld in Höhe von je 25 Deut-
sche Mark monatlich. Dies gilt nicht, soweit be-
reits ein Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
gewährt wird. 
2. Es wird ein § 47 a eingefügt: 

§ 47 a 

Witwen (Witwer), die drei oder mehr Kinder, 
im Sinne von § 2 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
haben, sowie Erziehungsberechtigte von Voll-
waisen erhalten für diese Kinder unabhängig 
von den Leistungen des Bundesversorgungs-
gesetzes ein Kindergeld in Höhe von je 25 Deut-
sche Mark monatlich. Dies gilt nicht, soweit be-
reits ein Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
gewährt wird. 

9. Es wird vor § 11 a der folgende neue Paragraph 
eingefügt: 

§ vor 11 a 

Abgabenfreiheit 

Das Kindergeld nach diesem Gesetz ist beim 
Empfänger steuerfrei und gilt nicht als Ein-
kommen, Verdienst oder Entgelt im Sinne der 
Sozialversicherung und der Arbeitslosenver-
sicherung. 

10. § 12 erhält folgenden Wortlaut: 

§ 12 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über-
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Bonn, den 18. November 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 240 
(Vgl. S. 2845 D.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Höcherl, 
Niederalt, Dr. Gleissner (München) und Genossen 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anpassung der Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern an die Finanzverfassung (Finanz-
anpassungsgesetz) (Drucksachen 480 Anlage II, 
960 Anlage II, 990). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Im § 3 ist die Fassung der Regierungsvorlage 
wiederherzustellen. 

Bonn, den 18. November 1954 

Höcherl 
Niederalt 
Dr. Gleissner (München) 
Kramel 
Lermer 
Wacher (Hof) 
Klausner 
Dr. Graf Henckel 
Bauereisen 
Freiherr Riederer von Paar 
Dr. Kleindinst 
Kihn (Würzburg) 
Spies (Emmenhausen) 
Dr. Graf 
Miller 
Fuchs 
Wieninger 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Demmelmeier 
Spörl 

Anlage 5 	 Umdruck 242 
(Vgl. S. 2845 C.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Höcherl, 
Niederalt, Dr. Gleissner (München) und Genossen 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung der Finanzverfas-
sung (Finanzverfassungsgesetz) (Drucksachen 960 
Anlage I, 480 Anlage I). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

Die Absätze 1 und 2 des Artikels 106 erhalten 
folgende Fassung: 

(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und das 
Aufkommen der Zölle, der Verbrauchsteuern 
und der Verkehrsteuern, soweit sie nicht nach 
Absatz 2 den Ländern zustehen, der einmaligen 
Vermögensabgaben, der zur Durchführung des 
Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben, 
der Abgabe „Notopfer Berlin" und der Ergän-
zungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer stehen dem Bund zu (ausschließ-
liche Bundessteuern). 

(2) Das Aufkommen der Vermögensteuer, der 
Erbschaftsteuer, der Kraftfahrzeugsteuer, der 
Biersteuer, der Rennwettsteuer, der Lotterie-
steuer, der Sportwettsteuer, der Abgabe von 
Spielbanken, der Realsteuern und der Steuern 
mit örtlich bedingtem Wirkungskreis steht den 
Ländern zu (ausschließliche Landessteuern). So-
weit durch die Abgabe von Spielbanken Bundes-
steuern abgegolten werden,  sind die entspre-
chenden Beträge an den Bund abzuführen. 



2882 	2. Deutscher Bundestag — 57. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. November 1954 

Bonn, den 18. November 1954 

Höcherl 
Niederalt 
Dr. Gleissner (München) 
Wieninger 
Lücker (München) 
Geiger (München) 
Dr. Rinke 
Kramel 
Spörl 
Demmelmeier  
Dr. Kleindinst 
Dr. Graf Henckel 
Klausner 
Stiller 
Wittmann 
Dr. Kihn (Würzburg) 
Dr. Dollinger 
Miller 
Lang (München) 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Fuchs 

Anlage 6 	 Umdruck 247 
(Vgl. S. 2848 A, 2849 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Kemper 
(Trier), Schlick, Eberhardt, Wagner (Ludwigshafen), 
Ludwig und Genossen zur dritten Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern (Länderfinanzausgleichsgesetz) 
(Drucksachen 990, 960 Anlage III, 480 Anlage III). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 6 Abs. 1 a erhält folgenden Wortlaut: 

(1 a) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, 
die den Ländern Bayern, Hessen, Niedersach-
sen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
im Ostrandgebiet und den anerkannten Not-
standsgebieten erwachsen, werden die nach § 5, 
Abs. 2 ermittelten Grundbeträge der Gewerbe-
steuer der Gemeinden im Ostrandgebiet und 
den  anerkannten Notstandsgebieten um 20 vom 
Hundert gekürzt. Die Bundesregierung be-
stimmt durch Rechtsverordnung, die der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, welche Ge-
meinden zum Ostrandgebiet und den aner-
kannten Notstandsgebieten im Sinne dieser 
Vorschrift gehören. 

Bonn, den 18. November 1954 

Kemper (Trier) 
Schlick 
Frau Ackermann 
Becker (Pirmasens) 
Frau Dietz 
Franzen 
Knobloch 
Mayer (Birkenfeld) 
Richarts 
Stauch 
Walz 
Eberhard 
Wagner (Ludwigshafen) 
Ludwig 
Bettgenhäuser 
Gibbert 
Jacobs 
Odenthal  

Anlage 7 	 Umdruck 250 1  
(Vgl. S. 2846 A, 2847 C.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Niederalt, 
Höcherl, Frau Dr. Probst und Genossen zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Anpas-
sung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Ländern an die Finanzverfassung (Finanzanpas-
sungsgesetz) (Drucksachen 960 Anlage II, 480 An-
lage II). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 4 Abs. 1 Nr. 4 sind in § 4 Abs. 2 Satz 3 
a) die Worte „der obersten Bundesbehörden" 

zu ersetzen durch die Worte „der Bundes-
regierung"; 

b) nach dem Wort „gebunden" die Worte ein-
zufügen: „, soweit es sich um besondere 
Fälle von grundsätzlicher Bedeutung oder 
von erheblicher finanzieller Auswirkung 
handelt." 

Bonn, den 16. November 1954 

Niederalt 
Höcherl 
Frau Dr. Probst 
Dr. Graf 
Dr. Gleissner (München) 
Gumrum 
Dr. Franz 
Miller 
Demmelmeier 
Dr. Kihn (Würzburg) 
Kramel 
Wittmann 
Dr. Dittrich 
Lermer 
Bauereisen 
Klausner 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Dr. Kleindinst 
Unertl 

Anlage 8 	 Umdruck 259 
(Vgl. S. 2850 A, 2852 D.) 

Änderungsantrag des Abgeordneten Dr. Wil-
leke, der Fraktion der SPD, der Abgeordneten Stahl, 
Dr. Keller, Dr. Schranz und Genossen zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Drucksachen 
963, 483). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Art. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

1. Im § 4 erhält die Ziffer 5 die folgende Fas-
sung: 

5. Die Lieferungen von 

a) Wasser; 

b) Gas, Elektrizität oder Wärme 
aa) durch den Bund, die Länder, Ge-

meinden, Gemeindeverbände oder 
Zweckverbände; 
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bb) durch zusammenhängende Leistun-
gen mehrerer Unternehmer mit 
Ausnahme der ersten Lieferung 
im Inland; 

2. Art. 1 Nr. 3 b und Nr. 3 c werden gestrichen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. Willeke 
Dr. Schranz 
Stahl 
Häussler 
Schwann 
Jahn (Stuttgart) 
Dr. Keller 
Dr. Werber 
Morgenthaler 

Rösing 
Maier (Freiburg) 
Gockeln 
Seuffert 
Müller-Hermann 
Dr. Czaja 
Heiland 
Schulze-Pellengahr 
Leonhard 
Lulay 
Dr. Leiske 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 203 
(Vgl. S. 2853 B.) 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin" (NOG 
1955) (Drucksachen 962, 482). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, recht-
zeitig zur Verabschiedung vor dem 1. Januar 
1955 ein Gesetz vorzulegen, durch das die Höhe 
des prozentualen Zuschlags zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer für die Ergänzungsabgabe „Not-
opfer Berlin" für das Jahr 1955 bestimmt wird. 
Die Höhe des Zuschlags soll so bemessen sein, daß 
das voraussichtliche Aufkommen aus dem Not-
opfer Berlin im Bundesgebiet nach den bisherigen 
Bestimmungen dadurch ersetzt wird. 

Bonn, den 15. November 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 232 
(Vgl. S. 2879 A.) 

 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Struve 

und Genossen zur Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Druck-
sachen 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Einkom-
mensteuer-Richtlinien für das Kalenderjahr 1953 
dahin abzuändern, daß in Abschnitt 103 Abs. 1 die 
Sätze 3 und 4 die folgende Fassung erhalten: 

Zuwendungen (freier Unterhalt, Taschengeld 
usw.) an Kinder sind bei der Ermittlung des 
Gewinns abzugsfähig. Buchführende Land- 
und Forstwirte dürfen jedoch für ihre im Be-
trieb tätigen Kinder und Schwiegerkinder, die  

bei Beginn des Wirtschaftsjahres das 15. Le-
bensjahr vollendet haben, einen Betrag in 
Höhe der Hälfte des ortsüblichen Arbeitslohns 
bei der Ermittlung des Gewinns absetzen. 

Bonn, den 18. November 1954 

Struve 
Dr. Conring 
Goldhagen 
Glüsing 
Spörl 
Schill (Freiburg) 
Schwarz 
Brookmann (Kiel) 
Blöcker 
Bauereisen 
Dr. Horlacher 
Höcherl 
Dr. Glasmeyer 
Brese 
Gibbert 
Dr. Graf Henckel 
Giencke 
Engelbrecht-Greve 
Rasner 

Anlage 11 	 Umdruck 235 
(Vgl. S. 2854 A.) 

Änderungsantrag des Abgeordneten Scharnberg 
und Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Druck-
sachen 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

Es wird folgende neue Nr. 8 c eingefügt: 
C e. § 7 d erhält folgenden neuen Absatz 2 a: 

(2 a) Abweichend von Absatz 2 Ziffer 1 
Buchstabe b können Steuerpflichtige, die 
den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln, Zuschüsse und un-
verzinsliche Darlehen zur Förderung des 
Schiffbaus auch noch in der Zeit vom 1. Ja-
nuar 1955 bis zum 30. April 1955 hingeben 
und als Betriebsausgaben absetzen. Voraus

-

setzung ist, daß sie in der Schlußbilanz des 
Wirtschaftsjahres, das vor dem 1. Januar 1955 
endet, eine steuerfreie Rücklage in Höhe des 
hingegebenen Betrages bilden. Die steuer-
freie Rücklage ist zugunsten des Gewinns 
des Wirtschaftsjahres, in dem die Zuschüsse 
und unverzinslichen Darlehen hingegeben 
sind, aufzulösen. Diese Zuschüsse und unver-
zinslichen Darlehen können nur bis zu der 
in § 7 g Abs. 1 und 2 bezeichneten Höhe ab-
gezogen werden. Dabei ist von dem Gewinn 
des Wirtschaftsjahres auszugehen, das vor 
dem 1. Januar 1955 endet. 

Bonn, den 18. November 1954 

Scharnberg 
Blöcker 
Bock 
Brookmann (Kiel) 
Dr. Bucerius 
Griem 
Krammig 
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Dr. Leverkuehn 
Müller-Hermann 
Rademacher 
Rasner 
Schneider (Hamburg) 
Dr. Seffrin 
Becker (Hamburg) 
Walter 

Anlage 12 	 Umdruck 237 (neu) 
(Vgl. S. 2867 A, 2879 A.) 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP zur dritten Beratung 
des  Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung von 
Steuern (Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bis spätestens 
31. März 1955 Vorschläge für Maßnahmen zu unter-
breiten, die eine steuerliche Gleichstellung der im 
Betrieb des Ehemannes mittätigen Ehefrauen mit 
denjenigen Ehefrauen bewirken, die gemäß § 26 
Abs. 3 als Beschäftigte in einem dem Ehemann 
fremden Betrieb von der Zusammenveranlagung 
ausgenommen sind. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. von  Brentano  und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Wellhausen und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 243 
(Vgl. S. 2867 D.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Raestrup, 
Kirchhoff, Dr. Eckhardt und Genossen zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuord-
nung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

1. Folgende Nr. 22 c wird eingefügt: 

22 c. Hinter § 32 b wird folgender § 32 c einge-
fügt: 

§ 32 c 

Nicht entnommene Gewinne 

(1) Auf Antrag werden nicht entnom-
mene Gewinne eines Steuerpflichtigen 
aus Land- und Forstwirtschaft und aus 
Gewerbebetrieb mit einem Steuersatz 
von 40 vom Hundert zur 'Einkommen-
steuer herangezogen. 

(2) Übersteigen in einem der drei fol-
genden Jahre die Entnahmen aus Land- 
und Forstwirtschaft und aus Gewerbe-
betrieb den Gesamtbetrag der ent-
sprechenden Gewinne, so werden die 
nach Absatz 1 versteuerten Gewinne im 
Jahre und zum Betrag der Mehrent-
nahme einer Nachsteuer von 5 vom Hun-
dert unterworfen. 

2. In Nr. 32 Buchstabe b wird in Ziffer 2 folgender 
Buchstabe e eingefügt: 

e) über die  buch- und verfahrensmäßigen  

Voraussetzungen des § 32 b. 

Bonn, den 18. November 1954 

Raestrup 
Kirchhoff 
Brand (Remscheid) 
Dr. Bergmeyer 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 
Dr. Serres 
Schlick 
Dr. Lindenberg 
Dr. Orth 
Dr. Eckhardt 
Kutschera 
Dr. Atzenroth 
Dr. Bucher 
Dr. Starke 
Lenz (Trossingen) 
Samwer 

Anlage 14 	 Umdruck 244*) 
(Vgl. S. 2854 D.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Wirths, Dr. 
Wellhausen, Dr. Miessner, Dr. Schild (Düsseldorf), 
Lücke, Dr. Elbrächter, Engell und Genossen zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 
481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 8 a werden in § 7 b Abs. 3 Satz 1 hinter 
„Kaufeigenheime" die  Worte eingefügt: 

oder als Wohnungen (Eigentumswohnungen) 
im Sinn des Ersten Teils des Wohnungseigen-
tumsgesetzes. 

Bonn, den 18. November 1954 

Wirths 
Dr. Wellhausen 
Dr. Miessner 
Dr. Schild (Düsseldorf) 
Lücke 
Dr. Elbrächter 
Engell 
von Bodelschwingh 
Frau Dr. Brökelschen 
Dr. Brönner 
Dr. Czaja 
Dr. Glasmeyer 
Günther 
Dr. Hesberg 
Huth 
Oetzel 

Dr. Atzenroth 
Dr. Bucher 
Dannemann 
Dr.-Ing. Drechsel 
Eberhardt 
Frühwald 
Gaul 
Dr. Hammer 
Held 
Hepp 

*) Der Änderungsantrag Umdruck 244 wird zurückgezo-
gen, da die beantragte Bestimmung bereits in dem 
unverändert gebliebenen Abs. 4 des § 7 b enthalten 
ist. Wirths. 
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Dr. Hoffmann 
Hübner 
Dr. Jentzsch 
Kühn (Bonn) 
Lahr 

Lenz (Trossingen) 
Dr. Luchtenberg 
Dr. Maier (Stuttgart) 
von Manteuffel (Neuß) 
Mauk 
Dr. Mende 
Dr. Preiß 
Schloß 
Schwann 
Dr. Stammberger 
Dr. Starke 

Eickhoff 
Müller (Wehdel) 
Dr. Schranz 
Wittenburg 
Dr. Zimmermann 

Dr. Eckhardt 
Haasler 
Körner 
Dr. Reichstein 

Anlage 15 	 Umdruck 246 
(Vgl. S. 2855 B, 2856 B.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Ruf, Eber-
hard, Dr. Elbrächter, Dr. Eckhardt, Paul und Ge-
nossen zur dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Drucksachen 
991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I - Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 12 Buchstabe id  wird im neuen Abs. 3 in 
Ziffer 3 nach den Buchstaben a und b folgender 
neuer Buchstabe c angefügt: 

c) bei Steuerpflichtigen, die überwiegend Ein-
künfte aus selbständiger Arbeit beziehen 
und die mindestens vier Monate vor dem 
Ende des Veranlagungszeitraumes das 50. 
Lebensjahr vollendet haben, erhöhen sich 
die im Buchstaben b bezeichneten Beträge 
von je 1600 Deutsche Mark auf je 2400 Deut-
sche Mark und von  je  1000 Deutsche Mark 
auf je 1500 Deutsche Mark. 

Bonn, den 18. November 1954 

Ruf 
Eberhard 
Dr. Elbrächter 
Dr. Eckhardt 

Bausch 
Dr. Bergmeyer 
Dr. Böhm (Frankfurt) 
Brand (Remscheid) 
Dr. Bürkel 
Dr. Conring 
Dr. Czaja 
Dr. Furler 
Geiger (München) 
Goldhagen 
Griem 
Hilbert  

Kiesinger  

Dr. Kopf 
Dr. Lenz (Godesberg) 
Dr. Lindenberg 
Dr. Löhr 
Dr. Moerchel 
Müller-Hermann 
Nellen 
Platner 
Rasner 
Graf von Spreti 
Scharnberg 
Dr. Vogel 
Corterier 
Paul 

Dr. Atzenroth 
Dannemann 
Dr.-Ing. Drechsel 
Frühwald 
Gaul 
Held 
Hepp 
Dr. Hoffmann 
Hübner 
Frau Dr. Ilk 
Dr. Jentzsch 
Kühn (Bonn) 
Lahr 
Lenz (Trossingen) 
Dr. Luchtenberg 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Dr. Maier (Stuttgart) 
Dr. Mende 
Dr. Miessner 
Rademacher 
Schloß 
Stahl 
Dr. Starke 
Wirths 
Bender 
Elsner 
Engell 
Feller 
Frau Finselberger 
Klötzer 
Kutschera 
Dr. Mocker 
Petersen 
Samwer 
Dr. Sornick 
Srock 
Dr. Strosche 

Dr. Schild (Düsseldorf) 

Anlage 16 	 Umdruck 251 
(Vgl. S. 2875 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Conring, 
Mensing, Fürst von Bismarck, Raestrup, Brese, 
Schrader, Barlage, Eckstein und Genossen zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 
481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt VI — Reichsabgabenordnung  — 
Art. vor 13 a: 

In Art. vor 13 a wird dem § 162 Abs. 11 folgender 
Satz angefügt: 
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Diese Vorschrift gilt nicht für Großbetriebe 
(Absatz 10). 

Bonn, den 18. November 1954 

Dr. Conring 
Mensing 
Fürst von Bismarck 
Raestrup 
Brese 
Schrader 
Barlage 
Eckstein 
Dr. Dollinger 
Engelbrecht-Greve 
Friese 
Kortmann 
Schwarz 
Struve 
Stücklen 
Burgemeister 

Anlage 17 	 Umdruck 252 
(Vgl. S. 2871 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Struve und 
Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Druck-
sachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 32 Buchstabe B Ziffer 2 erhält Buch-
stabe k folgende Fassung: 

k) über die Abschreibungsfreiheit bzw. Steuer-
ermäßigungen für die Land- und Forstwirt-
schaft für bestimmte Wirtschaftsgebäude,  für 
Um- und Ausbauten an Wirtschaftsgebäuden, 
für bestimmte bewegliche Güter des Anlage-
vermögens, einschließlich Betriebsvorrich-
tungen, in buchführenden und nichtbuch-
führenden Betrieben. Dabei ist für diese 
Wirtschaftsgebäude sowie für Um- und Aus-
bauten von einer höchstens 30jährigen 
Nutzungsdauer auszugehen. Die zu erlassende 
Rechtsverordnung hat das Wirtschaftsjahr 
1954/55 mit zu umfassen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Struve 
Dr.  von  Brentano und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 18 	 Umdruck 253 
(Vgl. S. 2864 B.) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

Nr. 17 a erhält folgende Fassung: 
17a. Im § 19 Abs. 1 wird folgende Ziffer 3 einge-

fügt: 

3. Trinkgelder, die dem Arbeitnehmer von 
Dritten gezahlt werden, ohne daß ein 
Rechtsanspruch hierauf besteht, soweit sie 
600 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Anlage 19 	 Umdruck 254 
(Vgl. S. 2872 A.) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I—  Einkommensteuer — Art. 2: 

Abs. 6 a wird wie folgt geändert: 
(6 a) Die Vorschriften des § 33 a Abs. 1 und 2 

und des § 41 Abs. 1 Ziffer 5 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953 gelten auch weiterhin mit der 
Maßgabe, daß sie bei einem Steuerpflichtigen 
jeweils nur für das Kalenderjahr, in dem bei ihm 
die Voraussetzungen für die Gewährung eines 
Freibetrags nach diesen Vorschriften eingetreten 
sind, und die vier folgenden Kalenderjahre an-
zuwenden sind. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. Kather 
Haasler und Fraktion 

Anlage 20 	 Umdruck 255 
(Vgl. S. 2862 B, 2864 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Gibbert, Dr. 
Orth und Genossen zur dritten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern 
(Drucksachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 15 erhält § 10 d folgenden Zusatz: 
Das gleiche gilt für die nichtbuchführenden 
Steuerpflichtigen, die den Gewinn aus Weinbau 
nach § 4 Abs. 1 auf Grund eines beschränkten 
Vermögensausgleichs ermitteln. 

Bonn, den 19. November 1954 

Gibbert 
Kemper (Trier) 
Walz 
Hilbert 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 
Frau Dietz 
Frau Ackermann 
Etzenbach 
Dr. Orth 
Franzen 
Becker (Pirmasens) 
Knobloch 
Mayer (Birkenfeld) 
Lücke 
Dr. Atzenroth 
Mauk 
Richarts 
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Anlage 21 	 Umdruck 256 
(Vgl. S. 2874 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Stücklen, 
Schmücker, Friese und Genossen zur dritten Be-
ratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung 
von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt II — Körperschaftsteuer — Art. 4: 

In Nr. 10 ist § 23 Ziffer 2 in der Fassung der Re-
gierungsvorlage wiederherzustellen. 

Bonn, den 19. November 1954. 

Stücklen 
Friese 
Mensing 
Schmücker 
Oetzel 
Wiedeck 
Burgemeister 
Barlage 
Bock 
Dr. Dollinger 
Holla 
Griem 
Unertl 
Wieninger 
Frhr. Riederer von Paar 

Anlage 22 	 Umdruck 257 (Berichtigt) 
(Vgl. S. 2864 C, 2866 C, 2869 B.) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP, GB/BHE und DP zur dritten Beratung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung von 
Steuern (Drucksachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

1. Nr. 19 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) § 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
(3) Haben beide Ehegatten oder hat die Ehe-

frau Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 2 
Abs. 3 Ziffer 3) oder nichtselbständiger Ar-
beit (§ 2 Abs. 3 Ziffer 4) in einem dem anderen 
Ehegatten fremden Betrieb, so scheiden diese 
Einkünfte der Ehefrau bei der Zusammenver-
anlagung aus. Auf Antrag scheiden statt des

-

sen die entsprechenden Einkünfte des Ehe-
mannes aus, wenn diese niedriger sind. Die 
Ehegatten können innerhalb einer durch 
Rechtsverordnung zu bestimmenden Frist die 
Einbeziehung dieser Einkünfte in der Zusam-
menveranlagung beantragen. 

b) § 26 erhält folgenden Absatz 4: 
(4) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, 

in welchen Fällen Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb durch Tätigkeit der Ehefrau den Ein-
künften aus selbständiger Arbeit gleichge-
stellt werden. 

2. In Nr. 22 a erhält § 32 a folgende Fassung: 

§ 32 a 

Steuerklasse bei getrennter Veranlagung von 
Ehegatten 

(1) Ein Ehegatte fällt, abweichend von § 32, mit 
den Einkünften, ,die nach § 26 Abs. 3 Sätze 1 und 2  

aus der Zusammenveranlagung ausscheiden, in 
die Steuerklasse I. 
(2) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt 

werden, daß auf Antrag der Ehegatten derjenige, 
der nach Absatz 1 in die Steuerklasse I fällt, 
mit den in Absatz 1 bezeichneten Einkünften 
nach der. Steuerklasse, die nach § 32 maßgebend 
ist, besteuert wird; in diesem Fall werden die 
Ehegatten mit allen anderen Einkünften nach 
Steuerklasse I besteuert. 

3. Nr. 30 wird wie folgt geändert: 
a) § 46 Abs. 1 Ziff. 5 in der Fassung der Be-

schlüsse des 19. Ausschusses wird wieder her-
gestellt. 

b) § 46 Abs. 1 Ziff. 6 Buchstabe a wird ge-
strichen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Wellhausen und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 23 	 Umdruck 258 
(Vgl. S. 2879 A.) 

Entschließungsantrag der Fraktionen der FDP, 
GB/BHE, DP zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Druck-
sachen 991, 961, 481): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Bei der Beratung der nunmehr beschlossenen 
Steuerreform ist immer wieder hervorgehoben wor-
den, daß der Ausgangspunkt der Steuergesetzgebung 
nach dem verlorenen Kriege die Kontrollratsgesetze 
gewesen sind. Die schädlichen Auswirkungen der 
überhöhten Steuersätze dieser Gesetze abzubauen, 
war wichtigstes Erfordernis. Gleichzeitig war es 
nötig, den Weg der Begünstigungen, der in der Zeit 
des Wirtschaftsrates und des Ersten Bundestages 
vielfach gegangen wurde und manche Erleichterun-
gen gebracht hat, zu verlassen, da er mit Recht Be-
denken der Steuergleichheit und Steuergerechtig-
keit begegnete. 
Es ist bisher nicht erreicht worden, die Steuern, 

insbesondere die Sätze der Einkommensteuer, bei 
höchstens 50 vom Hundert endigen zu lassen. Der 
Bundestag ist der Meinung, daß dieses Ziel in naher 
Zukunft erreicht werden muß, da Steuersätze von 
über 50 vom Hundert dem Wesen einer Steuer 
widersprechen und die volkswirtschaftlichen Gren-
zen der Besteuerung überschreiten. 

Er ersucht die Bundesregierung, 

1. die Steuereingänge laufend zu überprüfen, um 
die erheblichen Unterschiede der Auffassungen 
über das Steueraufkommen zu klären und 

2. auf diese Weise die Grundlagen zu schaffen, um 
den Gedanken einer laufenden Steuerreform zu 
verwirklichen. 
Der Bundestag erwartet zu dem vorstehenden 

Fragenkomplex zum Frühjahr 1955 eine ausführ-
liche Stellungnahme. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. Wellhausen und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 24 	 Umdruck 260 
(Vgl. S. 2855 A, 2869 B.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur drit-
ten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neu-
ordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

1. In Nr. 12 Buchstabe b erhält § 10 Abs. 2 Ziff. 2 
erster Halbsatz folgende Fassung: 

bei Bausparverträgen (Absatz 1 Ziffer 3), bei 
denen das vertragliche Mindestsparguthaben 
durch eine Grundspareinlage oder durch frei-
willige Mehrleistungen in den ersten zwei 
Jahren nach Vertragsabschluß aufgebracht 
wird, wenn vor Ablauf von fünf Jahren seit 
Einzahlung des Mindestsparguthabens, außer 
im Falle des Todes des Bausparers, die Bau-
sparsumme ganz oder zum Teil ausgezahlt 
wurde, geleistete Beiträge ganz oder zum Teil 
zurückgezahlt oder Ansprüche aus den Bau-
sparverträgen beliehen werden; 

2. Nr. 13 a wird gestrichen. 

3. Nach Nr. 24 ist folgende Nr. 24 a einzufügen: 

24a. Es wird folgender § 33 b eingefügt: 
§ 33 b 

Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit ist von diesen Einkünften ein Frei-
betrag in Höhe von 5 vom Hundert dieser 
Einkünfte, mindestens jedoch 240 Deutsche 
Mark, höchstens 600 Deutsche Mark jähr-
lich abzuziehen. 

4. Zu Nr. 33: 
Die lfd. Nrn. 1 bis 97 der Anlage 1 (zu § 32) — 

Einkommensteuertabelle — werden durch die 
lfd. Nrn. 1 bis 86 laut Anlage*) ersetzt. 
Die lfd. Nrn. 1 bis 97 der Anlage 2 (zu § 39) — 

Jahreslohnsteuertabelle —werden durch die lfd. 
Nrn. 1 bis 86 laut Anlage*) ersetzt, nachdem die 
Einkommenbeträge durch die um 936,— DM bzw. 
936,99 DM höheren Jahreslöhne ersetzt worden 
sind. 
Die Anlage 1 (zu § 32) und die Anlage 2 (zu 

§ 39) erhalten von der lfd. Nr. 98 ab die Fassung 
der Drucksache 961. 

Zu Abschnitt II — Körperschaftsteuer — Art. 4: 

5. Nr. 5 wird in der Ausschußfassung — Druck-
sache 961 — wiederhergestellt. 

6. Nr. 6 wird gestrichen. 

7. Nr. 8 wird in der Ausschußfassung — Druck-
sache 961 — wiederhergestellt. 

Bonn, den 19. November 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 25 	 Umdruck 261 
(Vgl. S. 2879 A.) 

Entschließungsantrag der Fraktionen CDU/CSU, 
DP, SPD zur dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern (Druck-
sachen 991, 961, 481). 

*) Vgl. Anlage zu Umdruck 202 auf S. 2701 und 2702 des 
Stenographischen Berichts der 55. Sitzung. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, angesichts des 
Fortfalls des § 7 d Abs. 2 EStG und der Ertragsteuer-
freiheit der Schiffspfandbriefe andere geeignete 
Maßnahmen zur Finanzierung des deutschen See-
schiffbaues zu treffen, die der Wettbewerbslage der 
deutschen Seeschiffahrt Rechnung tragen. Als solche 
Maßnahmen werden empfohlen: 

1. Für die Seeschiffahrt 

a) Wiederaufbaudarlehen des Bundes auf Grund 
und zu den Bedingungen des Gesetzes vom 
27. September 1950 möglichst in Höhe des 
letztjährigen Haushaltsansatzes; 

b) ERP-Kredite in Höhe des Ansatzes des letzten 
Wirtschaftsjahres (50 Mio DM); 

c) Zinsverbilligungsmaßnahmen des Bundes in 
Höhe von möglichst 7 Mio DM; 

d) Übernahme von Bundesbürgschaften. 

2. Für die Erneuerung der Küstenflotte wie im 
letzten Wirtschaftsjahr 5 Mio DM ERP-Kredite. 

3. Für förderungswürdige Neubauvorhaben der 
Fischerei 
a) ERP-Kredite wie im letzten Wirtschaftsjahr 

(4 Mio DM für Erneuerungsprogramm der 
Doggerfischerei und 1 Mio DM für Er-
neuerungsprogramm der Kutterfischerei); 

b) ERP-Kredite für den Bau von Fabrikschiffen; 
c) Zinsverbilligungsmaßnahmen für den jähr-

lichen Erneuerungsbedarf der Hochsee-
fischerei; 

d) Bundesbürgschaften. 

4. Für die Modernisierung der Binnenschiffahrt 
a) ERP-Kredite 
b) Zinsverbilligungsmaßnahmen 
c) Bundesbürgschaften. 

Bonn, den 19. November 1954 

Kunze (Bethel) und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 26 	 Umdruck 262 
(Vgl. S. 2869 A.) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Frau Dr. Ilk 
und Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern 
(Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

1. Nr. 19 a erhält folgende Fassung: 
19 a. In § 26 werden folgende Absätze 3 und 4 

angefügt: 

(3) Bei der Zusammenveranlagung schei

-

den auf Antrag eines Ehegatten aus 
1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
oder aus Gewerbebetrieb, die dieser Ehe-
gatte in einem dem anderen Ehegatten 
fremden Betrieb bezieht, sofern diese 
Einkünfte der  Ehegatten zusammen 1200 
Deutsche Mark jährlich nicht übersteigen. 
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2. Einkünfte dieses Ehegatten aus selbstän-
diger oder nichtselbständiger Arbeit in 
einem dem anderen Ehegatten fremden 
Betrieb. 

Von diesem Antrag kann nur e i n Ehegatte 
Gebrauch machen. 
(4) Bezieht ein Ehegatte Einkünfte der in 

Absatz 3 erwähnten Art, übersteigen diese 
Einkünfte 1200 Deutsche Mark im Jahre 
nicht und ist der andere Ehegatte bei ihm 
mithelfend tätig, so können für den Mithel-
fenden 20 vom Hundert der Einkünfte ge-
mäß Absatz 3, höchstens aber 2000 Deutsche 
Mark, abgezogen werden. Der abgesetzte 
Betrag ist von dem mithelfenden Ehegatten 
zu versteuern. 

2. Nr. 22 a erhält folgende Fassung: 

22 a. Es wird der folgende § 32 a eingefügt: 

§ 32 a 

Steuerklassen bei getrennter Besteuerung 
von Ehegatten 

In den Fällen des § 26 Abs. 3 und 4 fallen 
abweichend von § 32 bei Ehegatten, denen 
Kinderermäßigung zusteht oder auf Antrag 
gewährt wird, nach Wahl der Ehegatten der 
eine in die Steuerklasse I, der andere in die 
nach § 32 Abs. 3 und 4 maßgebende Steuer-
klasse. In den übrigen Fällen gehören beide 
Ehegatten in Steuerklasse I. 

Bonn, den 19. November 1954 

Frau Dr. Ilk 
Dr. Atzenroth 
Dr. Bucher 
Dannemann 
Dr.-Ing. Drechsel 
Eberhardt 
Gaul 
Held 
Hepp 
Dr. Jentzsch 
Lenz (Trossingen) 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Mauk 
Dr. Preiß 
Schwann 

Anlage 27 	 Umdruck 263 
(Vgl. S. 2878 A.) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, GB/BHE, DP zur dritten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern 
(Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt VI a — Ertragsteuerliche Ausfuhr-
förderung —: 

In Art. 13 a wird die folgende Ziffer 1 eingefügt: 
1. Im § 4 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

(5) Die in Absatz 3 Ziffern 1, 2 und 4 bezeich-
neten Vomhundertsätze erhöhen sich für Lie-
ferungen und Leistungen, die nach dem 31. De-

zember 1954 und vor dem 1. Januar 1956 be-
wirkt worden sind, um je 10 vom Hundert 
dieser Sätze. 

Die Änderung des § 12 Abs. 1 wird Ziffer 2. 

Bonn, den 19. November 1954 

Neuburger 
Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Wellhausen und Fraktion 
Dr. Eckhardt 
Haasler und Fraktion 
Eickhoff 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 28 	 Umdruck 264 
(Vgl. S. 2853 D.) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
dritten Beratung  ides  Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 
481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 3 erhält Buchstabe d folgende Fassung: 

d) In Ziffer 7 sind die Worte „für Schäden an 
Leben, Körper, Gesundheit oder durch Frei-
heitsentzug" zu streichen und die folgenden 
Worte anzufügen: 

Die Steuerpflicht von Bezügen aus einem aus 
Wiedergutmachungsgründen neu begründeten 
oder wieder begründeten Dienstverhältnis so-
wie von Bezügen aus einem früheren Dienstver-
hältnis, die aus Wiedergutmachungsgründen neu 
gewährt oder wieder gewährt werden, bleibt 
unberührt. 

Bonn,, den 19. November 1954 

Dr. Eckhardt 
Haasler und Fraktion 

Anlage 29 	 Umdruck 265 
(Vgl. S. 2875 A, 2877 C.) 

Änderungsantrag der Fraktionen der FDP, 
GB/BHE, DP zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern 
(Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Abschnitt VI — Reichsabgabenordnung: 

Art. vor 13 a wird gestrichen. 

2. Zu Abschnitt VI a — Ertragsteuerliche Ausfuhr-
förderung 

Art. 13 a wird gestrichen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Dr. Wellhausen, 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Eckhardt, 
Haasler und Fraktion 
Eickhoff, 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 30 	 Umdruck 266 
(Vgl. S. 2856 D, 2871 A.) 

Änderungsantrag der Fraktionen der FDP, DP 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern (Drucksachen 991, 
961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Abschnitt I — Einkommensteuer — Art. 1: 

In Nr. 18 wird dem § 18 folgender neue Abs. 4 
angefügt: 

(4) Bei der Ermittlung des Einkommens wer-
den 5 vom Hundert der Einnahmen aus freier 
Berufstätigkeit, höchstens jedoch 1200 Deutsche 
Mark jährlich, abgesetzt, wenn die Einkünfte 
aus der freien Berufstätigkeit die anderen Ein-
künfte überwiegen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Eberhard 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Eckhardt und Fraktion 

Anlage 31 	 Umdruck 267 
(Vgl. S. 2879 A.) 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Pelster, 
Krammig, Dr. Miessner und Genossen zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuord-
nung von Steuern (Drucksachen 991, 961, 481). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundes-
tag bis zum 31. Dezember 1955 Vorschläge zu unter-
breiten, die die stärkere steuerliche Belastung der 
freien Berufe und der unselbständig Tätigen, denen 
die Möglichkeiten, die in der elastischen Gestaltung 
der Gewinnermittlungsvorschriften liegen, nicht 
zur Verfügung stehen, in einer angemessenen Weise, 
gegebenenfalls durch Gewährung eines besonderen 
Freibetrages, ausgleichen. 

Bonn, den 19. November 1954 

Pelster 
Krammig 
Dr. Miessner 
Lenz (Brühl) 
Sabaß 
Frau Niggemeyer 
Franzen 
Sabel 
Lenze (Attendorn) 
Teriete 
Horn 
Dr. Lindrath 
Harnischfeger 
Maucher 
Dr. Kliesing 
Maier (Mannheim) 
Varelmann 
Brück 
Dr. Czaja 
Häussler 
Höfler 
Scheppmann 

Anlage 32 	 (Vgl. S. 2830 B.) 

Schriftlicher Bericht 
des federführenden Ausschusses für Wirtschaftspolitik und des mitberatenden Ausschusses 

für Finanz- und Steuerfragen über den von den Abgeordneten Hoogen, Dr. Kihn (Würzburg), 

Naegel und Genossen eingebrachten Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Investitionshilfe 
der gewerblichen Wirtschaft 

(Drucksache 988) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Pohle (Düsseldorf) 

Der Antrag der Abgeordneten Hoogen und Ge-
nossen, Drucksache 860, bezweckt eine gewisse zeit-
liche Ausdehnung des § 36 des Investitionshilfe-
gesetzes. Dieses vom 1. Deutschen Bundestag verab-
schiedete Gesetz vom 7. Januar 1952 bestimmt in 
seinem § 36, daß Unternehmen des Kohlebergbaues, 
der eisenschaffenden Industrie und der Energie- 
und Wasserwirtschaft Sonderabschreibungen für 
abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
vornehmen können, die in der Zeit vom 1. Januar 

1952 bis zum 31. Dezember 1954 ganz oder zum 
Teil angeschafft oder hergestellt werden. Der Son-
derabschreibungssatz beträgt bei beweglichen Wirt-
schaftsgütern bis zu 50 %, bei unbeweglichen bis 
zu 30 % der Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten. Hierzu enthält die zweite Durchführungs-
verordnung entsprechende Erläuterungen dahin-
gehend, daß die Abschreibungsfreiheit bereits für 
Teilherstellungskosten oder für Anzahlungen auf 
Anschaffungskosten im Wirtschaftsjahr der Teil- 
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herstellung oder Anzahlung oder in den beiden fol-
genden Wirtschaftsjahren in Anspruch. genommen 
werden darf. Voraussetzung ist jedoch, daß die 
Teilherstellungskosten oder Anzahlungen in der 
Zeit vom 1. Januar 1952 bis 31. Dezember 1954 
aufgewendet worden sind. 

Die Antragsteller bezwecken mit ihrem Antrag 
eine zeitliche Ausdehnung nicht der Abschrei-
bungsfreiheit, wohl aber der Zeitspanne, innerhalb 
deren die abschreibbaren Wirtschaftsgüter ange-
schafft oder hergestellt werden müssen, nämlich 
bis zum 31. Dezember 1955. Zur Begründung füh-
ren sie folgendes aus: 

In seiner jetzigen Fassung gebe § 36 den dadurch 
begünstigten Wirtschaftszweigen die Möglichkeit, 
das aus den Wirtschaftsjahren 1952 bis 1956 er-
wirtschaftbare, für Gewinnausschüttungen nicht 
verbrauchte Ertragsvolumen für Sonderabschrei-
bungen auf Neuanlagen in Anspruch zu nehmen. 
Nach der jetzigen Fassung müsse und werde die 
begünstigte Grundstoffindustrie bestrebt sein, bis 
zum 31. Dezember 1954 unter allen Umständen so 
viel Anlagegüter zu erstellen, die erforderlich seien, 
um das zur Verfügung stehende Ertragsvolumen 
der Kalenderjahre 1952 bis einschließlich 1956 voll 
ausnutzen zu können. Das führe zu wirtschaftlich 
unerfreulichen Auswirkungen. Die gerade bei der 
Grundstoffindustrie mit ihrer allgemein hohen 
Kapitalintensität auf lange Fristen gestellte 
Planung und Durchführung werde unter uner-
wünschten Zeitdruck gestellt und die Gefahr wirt-
schaftlicher Fehllenkungen begründet. Zum an-
deren trete eine Beunruhigung ,des Marktes durch 
Auftragsüberlastung bei den Zulieferindustrien ein, 
die marktstörend wirke und die Gefahr von Preis-
steigerungen in sich berge. Durch die Verlängerung 
der Bau- und Anschaffungsfrist zum 31. Dezember 
1955 sei ein wesentlich ruhigerer Ablauf der In-
vestitionsaufträge gewährleistet. Das Gesamtab-
schreibungsvolumen werde nicht erhöht, weil das 
Ertragsvolumen, wie bisher, nur bis 1956 ausge-
nutzt werden könne. Es würden lediglich uner-
wünschte wirtschaftliche Folgewirkungen aufge-
hoben. 
Sowohl im Wirtschaftspolitischen Ausschuß wie 

im mitberatenden Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen hat demgegenüber das Bundesfinanz-
ministerium geltend gemacht, daß der Antrag einen 
Steuerausfall von rund 200 Mill. DM zur Folge 
haben würde und ihm deshalb nicht zugestimmt 
werden könne, während das Bundeswirtschafts-
ministerium zwar gleichfalls eine — wenn auch 
niedrigere — Ausfallberechnung aufgestellt, zu-
gleich aber mitgeteilt hat, daß es die Begründung 
des Antrages als richtig und wirtschaftlich vernünf-
tig anerkenne und dem Antrag zustimme. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat in 
seiner 29. Sitzung dem Antrag im wesentlichen aus 
folgenden Gründen beigestimmt: 

1. Die Sonderabschreibungsmöglichkeiten nach § 36 
konnten jedenfalls in Bergbau und Eisen- und 
Stahlindustrie in den Jahren 1952 und 1953 
nicht im erwarteten Umfange ausgenutzt wer-
den. Dies hatte zwei Gründe. Einmal konnte in 
der Grundstoffindustrie praktisch mit der 
eigentlichen Investitionstätigkeit erst um die 
Jahreswende 1951/52 begonnen werden. Infolge-
dessen wurden auch die Abschreibungsmöglich-
keiten insbesondere für 1952/53 begrenzt von 
den in diesem Zeitraum geleisteten Anzahlun

-

gen. Zum anderen erreichten die Anzahlungen 
selbst nicht die Größenordnung, die an sich mög-
lich gewesen wäre. Maßgebend dafür war, daß den 
Unternehmen Kredite für die Finanzierung der 
Investitionen, also für Anzahlungen, nur sehr 
langsam und angesichts des Umfanges der  In-
vestitionen nur in verhältnismäßig geringem 
Umfange zuflossen. Außerdem erbrachte die 
Eigenfinanzierung bei der seit 1953 rückläufigen 
Ertragskurve nicht die Mittel, die notwendig 
gewesen wären. Im Jahre 1953 trat eine kon-
junkturelle Abschwächung ein. Die Erlöse gin-
gen zurück, und die für die Finanzierung von 
Investitionen aus eigenen Mitteln bereitzustel-
lenden Beträge sanken. Bei. vielen Werken er-
gab sich daher die Notwendigkeit, die Investi-
tionsprogramme auf einen längeren Zeitraum 
zu verteilen. Das führte zu verringerten An-
zahlungen und zu einer geringeren Aus-
nutzungsmöglichkeit der Vorteile des § 36 IHG. 

2. Bei der Begrenzung der Sonderabschreibungen 
nach § 36 auf Anlagegüter, die in der Zeit vom 
1. Januar 1952 bis 31. Dezember 1954 ganz oder 
zum Teil angeschafft oder hergestellt werden, 
wurde offensichtlich nicht berücksichtigt, daß 
die Bauzeit der Anlagen in der Grundstoffindu-
strie durchweg eine Frist von zwei Jahren über-
schreitet. Es gehört nicht zu den Seltenheiten, 
daß Investitionen im Jahre 1952 begonnen wur-
den, die erst im Jahre 1956 oder gar 1957 fer-
tiggestellt werden. 

3. Würde für § 36 keine Übergangslösung gefun-
den, wären die Unternehmen gezwungen, sich 
noch im Jahre 1954 durch kurz- und mittel-
fristige Kredite weiterhin zu verschulden, um 
die nach geltendem Recht vorgeschriebenen An-
zahlungen leisten zu können. Denn nur auf diese 
Weise können Sonderabschreibungen nach Maß-
gabe der Anzahlungen 1954, 1955 und 1956 in 
Anspruch genommen werden. Solche Maßnah-
men würden infolge der damit verbundenen 
Zinslast anlageverteuernd wirken und lägen 
'deshalb weder im Interesse der Unternehmen 
noch im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse. 

4. Von besonderer Bedeutung war für den Wirt-
schaftspolitischen Ausschuß die Tatsache, daß 
die Grundstoffindustrien sich nach wie vor in 
einem erheblichen Investitionsrückstand befin-
den, namentlich gegenüber dem Ausland. Die 
Startnachteile der deutschen Kohle-, Erz- und 
Eisenindustrie innerhalb der Montanunion sind 
bisher nicht nur nicht ausgeglichen, sondern 
durch weitere Maßnahmen unserer europäischen 
Montanpartner auf dem Investitionsgebiet 
unterstrichen worden. Andererseits sind die In-
vestitionskredite der Hohen Behörde in dem 
zunächst erwarteten Umfange ausgeblieben; 
Eisen und Stahl nahmen an ihnen bisher nicht 
teil. 

5. Die Richtigkeit der vom Bundesfinanzministe-
rium aufgestellten Ausfallrechnung wird vom 
Wirtschaftspolitischen Ausschuß bezweifelt. 
Nach Ansicht des Ausschusses kann bei Zu-
grundelegung eines durchschnittlichen Sonder-
abschreibungssatzes von 42 % und unter 
Schätzung eines Auftragsvolumens in 1954 von 
130 Millionen DM für 1955 und 1956 zwar mit 
einem gewissen Ansteigen der Sonderabschrei-
bungen gerechnet werden, wenn dem Antrag 
Drucksache 860 stattgegeben wird. Aber einmal 
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bedeuten erhöhte Abschreibungen nur eine 
Steuerverlagerung. Vorzeitig vorgenommene 
Abschreibungen verringern die Abschreibungs-
möglichkeiten in späteren Jahren. Zum anderen 
ergeben sich aus den Investitionen der Grund-
stoffindustrie und der Energiewirtschaft höhere 
Aufträge an die verarbeitende Industrie, dem-
nach höhere Erträge, die zusätzliche Steuerein-
nahmen bedeuten. Endlich wird der Steueraus-
fall insoweit ausgeglichen, als Aufträge noch im 
Lauf des ablaufenden Jahres 1954 auf Grund 
des geltenden Rechts erteilt werden. Solche Auf-
tragserteilungen sind von allen Werken bis ins 
einzelne vorbereitet. 

Aus allen diesen Gründen hat der Wirtschafts-
politische Ausschuß zunächst mit großer Mehrheit, 
dann einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus 
die Annahme des Antrages auf Drucksache 860 zu 
empfehlen. Die Bedenken des Bundesfinanzmini-
steriums veranlaßten jedoch den Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen, in seiner 40. Sitzung den 
Antrag mit Mehrheit abzulehnen, ihn dagegen in 
geänderter Form anzunehmen. Dem Antrag soll 
folgender Zusatz beigefügt werden: 

Voraussetzung ist, daß die Wirtschaftsgüter vor 
dem 1. Januar 1955 bestellt worden sind oder 
daß von dem Steuerpflichtigen vor diesem Zeit-
punkt mit der Herstellung der Wirtschaftsgüter 
begonnen worden ist. Wird von den Abschrei-
bungen nach den Sätzen 1 und 2 Gebrauch ge-
macht, so sind die Absetzungen nach § 7 des 
Einkommensteuergesetzes in gleichen Jahres-
beträgen vorzunehmen. 

Auf Grund dieser Änderung des Finanzausschus-
ses befaßte sich der Wirtschaftspolitische Ausschuß 
in  seiner 30. Sitzung erneut mit dem Gegenstand. 
Er schloß sich nunmehr dem Vorschlag des Aus-
schusses für Finanz- und Steuerfragen an, so daß 
die geänderte Fassung dem Vorschlag beider Aus-
schüsse entspricht. Dieser Vorschlag ist dem Haus 
als Drucksache 988 zugegangen. 

Durch diese Fassung ist klargestellt, daß es ge

-

nügt, wenn die Güter des Anlagevermögens, auf die 
Sonderabschreibungen in Anspruch genommen wer-
den können, bis zum Ablauf dieses Jahres bestellt 
werden oder mit ihrer Herstellung begonnen ist. Es 
handelt sich also um eine Übergangslösung, ohne 
daß eine Verlängerung der Fristen eintritt. Klar-
gestellt ist aber, daß es nicht mehr besonderer An-
zahlungen bis zum Ablauf des Jahres 1954 be-
darf. Damit ist ein wesentlicher Zweck des An-
trages erreicht. 
Eine mißbräuchliche Ausnutzung kann nicht ein-

treten, weil es sich dabei um Objekte handelt, die 
lange vorgeplant sind und nicht von heute auf mor-
gen ausgeschrieben und bestellt werden können. Es 
ist also nicht zu befürchten, daß bei den begünstig-
ten Industrien das Auftragsvolumen in sehr viel 
stärkerem Maße steigt, als es der Fall gewesen 
wäre, wenn es bei der bisherigen Regelung geblie-
ben wäre. Diese gilt auch weiterhin, mit der 
alleinigen Ausnahfne, daß eine vorzeitige Abzie-
hung namhafter Geldmittel in 1954 unterbleibt. 
Dies wäre fraglos der Fall gewesen, wenn es bei 
der bisherigen Regelung verblieben wäre. 
Die Ausschüsse hatten den Eindruck, daß das 

Bundesfinanzministerium dieser Regelung keinen 
Widerstand mehr entgegensetzen wird, zumal sich 
auch nach den Berechnungen des Bundesfinanz-
ministeriums der Steuerausfall bei der jetzt gefun-
denen Lösung auf mehr als die Hälfte vermindert. 
Den Ausschüssen erscheint jedoch auch diese Rech-
nung als zu hoch gegriffen, weil das Auftrags-
volumen auch nach der jetzigen Regelung in den 
noch verbleibenden Wochen des Jahres 1954 ent-
sprechend gestiegen wäre. 
Dementsprechend bitte ich das Hohe Haus, dem 

Antrag in der in den beiden Ausschüssen überein-
stimmend geänderten Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 18. November 1954 

Dr. Pohle (Düsseldorf) 

Anlage 33 	 Drucksache 941 
(Vgl. S. 2831 B.) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für den Lastenausgleich (20. Ausschuß) über den 

Entwurf eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Altsparergesetzes 
(Drucksache 674) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Atzenroth 

Im Altsparergesetz wird bestimmt, daß die 
Geltendmachung der Entschädigungsansprüche von 
Personen, die die Voraussetzungen der Entschädi-
gung nach dem Altsparergesetz im übrigen erfüllen, 
aber ihren ständigen Aufenthalt nicht im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes haben, einer besonderen ge-
setzlichen Regelung vorbehalten bleibt. Diesen 
Personen ist nach der erwähnten Vorschrift ein 
Entschädigungsanspruch zwar grundsätzlich zuer

-

kannt; dieser Anspruch kann jedoch solange nicht 
geltend gemacht werden, wie nicht ein besonderes 
Gesetz dies zuläßt. 

§ 4 Abs. 4 ist in das Altsparergesetz eingefügt 
worden, weil die währungspolitischen Auswirkun-
gen der Einbeziehung von Personen mit ständigem 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs des Ge-
setzes noch weiterer Prüfung bedurften und weil 
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außerdem die Möglichkeit geschaffen werden sollte, 
die Regelung insoweit mit den vertraglichen Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik abzustimmen. 

Inzwischen ist das Londoner Schuldenabkommen 
am 27. August 1953 veröffentlicht worden und zu-
sammen mit dem Ausführungsgesetz am 16. Sep-
tember 1953 in Kraft getreten. Damit ist die Grund-
lage für eine endgültige Regelung, jedenfalls für 
einen Teil der durch § 4 Abs. 4 betroffenen Be-
reiche, geschaffen worden. Durch die nunmehrige 
Regelung wird aber die sich aus Art. 5 Abs. 4 des 
Londoner Schuldenabkommens ergebende Rechts-
lage nicht berührt. 

Aus diesen Gründen soll in § 1 die Möglichkeit 
eröffnet werden, die Entschädigungsansprüche nach 
dem Altsparergesetz geltend zu machen, zunächst 
den Bewohnern derjenigen ausländischen Staaten, 
deren Regierungen bis zum Inkrafttreten des vor-
liegenden Gesetzes die Bundesrepublik anerkannt 
haben. Die Vorschrift übernimmt insoweit Grund-
sätze des § 3 Buchstabe d des Umstellungsergän-
zungsgesetzes. Dabei soll maßgebend nicht so sehr 
der formale Vorgang der Aufnahme uneinge-
schränkter diplomatischer Beziehungen sein als die 

 aus dem Verhalten einer Regierung gegenüber der 
Bundesrepublik nach den Grundsätzen des Völker-
rechts zu entnehmende Bereitschaft zur Aufnahme 
und Aufrechterhaltung geordneter zwischenstaat-
licher Beziehungen. Die Vorschrift gestattet daher 
auch die Berücksichtigung von Staaten, deren Re-
gierungen bis zum Stichtag aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen sich zur Aufnahme formaler 
diplomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik 
noch nicht in der Lage sahen (z. B. Österreich, 
Israel, Finnland). 

Das Saargebiet ist nicht Geltungsbereich des Alt-
sparergesetzes. Es entspricht aber der Billigkeit, 
Personen mit dem ständigen Aufenthalt im Saar-
gebiet ebenso zu behandeln wie Personen mit dem 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Ge-
setzes. 

Die Voraussetzungen für eine volle Gleichstellung 
der Bewohner Deutschlands außerhalb des 
Geltungsbereichs des Altsparergesetzes und des 
Saargebietes sind derzeit noch nicht gegeben. Es ist 
aber angebracht, jetzt schon klarzustellen, daß auch 
die Bewohner dieses Bereichs den im Geltungs-
bereich des Altsparergesetzes lebenden Entschädi-
gungsberechtigten gleichgestellt werden sollen und 
daß dies — durch besonderes Gesetz — spätestens 
in demjenigen Zeitpunkt geschehen wird, in dem 
Deutschland wieder vereinigt werden wird. Inso-
weit entspricht die Gesetzesnorm derjenigen des 
§ 54 des Umstellungsergänzungsgesetzes. 

Hinsichtlich des § 5 hat der Ausschuß eine Ände-
rung der Fassung der Regierungsvorlage für zweck-
mäßig gehalten, da die ursprüngliche Fassung An-
laß zu Mißverständnissen hätte geben können. Das 
Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft 
treten. Selbstverständlich wird auch durch diese 
Fassung nicht ausgeschlossen, daß materiell die Re-
gelung zurückwirkt, mit anderen Worten: .daß auch 
zugunsten der nunmehr berücksichtigten Ausländer 
der Entschädigungsanspruch als am 1. Juli 1953 
entstanden gilt. 

Bonn, den 12. Oktober 1954 
Dr. Atzenroth 
Berichterstatter 

Anlage 34 	 zu Drucksache 953 
Schriftlicher Bericht 	(Vgl. S. 2831 C.) 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) über den Entwurf eines Gesetzes über das 

Abkommen vom 22. Juli 1954 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
(Drucksache 894) 

Berichterstatter: Abgeordneter Corterier 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag den 
Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika vom 22. Juli 1954 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen — Drucksache 
894 — vorgelegt. Nach Art. 58 Abs. 2 GG ist 
erforderlich, daß der Bundestag und der Bundes-
rat den Vereinbarungen zustimmen. Der Senat der 
Vereinigten Staaten hat das Abkommen bereits am 
20. August 1954 gebilligt. Beide Staaten streben 
an, daß die Ratifikationsurkunden noch in diesem 
Jahr ausgetauscht werden. Das ist deshalb wichtig, 
weil das Abkommen nach seinem Art. XXI auf die 

Steuerjahre anzuwenden ist, die am oder nach 
dem 1. Januar des Kalenderjahres beginnen, in dem 
der Austausch der Ratifikationsurkunden stattfin-
det. Gelingt es, die Ratifikationsurkunden noch 
in diesem Jahr auszutauschen, so ist das Abkom-
men also rückwirkend ab 1. Januar 1954 anzuwen-
den. 

Das Abkommen ist der erste Vertrag zur Ver-
meidung der internationalen Doppelbesteuerung, 
den die Bundesrepublik seit ihrem Bestehen unter-
zeichnet hat. Bisher sind nur einige ältere Ab-
kommen, z. B. mit der Schweiz, wieder für an-
wendbar erklärt worden. Mit überseeischen Staa- 
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ten sind von deutscher Seite noch keine allgemei-
nen Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen 
worden. Auch mit den Vereinigten Staaten hat 
lediglich eine Vereinbarung über die Befreiung 
von Schiffahrtsbetrieben von der Doppelbesteue-
rung bestanden. Die Wiederaufnahme der wirt-
schaftlichen und kulturellen Beziehungen zwischen 
den beiden Vertragsstaaten und die Tatsache, daß 
die Vereinigten Staaten nach dem Jahre 1945 ein 
ausgedehntes Vertragswerk mit zahlreichen ande-
ren Staaten ,zur Vermeidung der internationalen 
Doppelbesteuerung geschlossen haben, ließen es 
beiden Staaten angezeigt erscheinen, auch zwischen 
ihnen ein Abkommen zur Vermeidung einer dop-
pelten Besteuerung ihrer Steuerpflichtigen durch 
beide Staaten auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen zu schließen. Die Verhandlungen hier-
über sind zwischen einer deutschen und einer 
amerikanischen Delegation im März 1953 in Bonn 
und im Juni 1953 in Washington geführt worden. 
Am 22. Juli 1954, nach längerem Schriftwechsel 
über formelle Fragen, haben die Bevollmächtigten 
beider Staaten den Vertrag in Washington unter-
zeichnet. 

Das Abkommen gilt nur für die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkom-
men. Das sind in der Bundesrepublik die Einkom-
mensteuer, die Körperschaftsteuer und das Not-
opfer Berlin. Auf seiten der Vereinigten Staaten 
werden nur die Bundeseinkommensteuern ein-
schließlich der Zuschlagsteuern (surtaxes) und die 
Übergewinnsteuern (excess profits taxes) betrof-
fen. Eine Übergewinnsteuer wird gegenwärtig 
nicht erhoben. Sollten ähnliche Einkommen- oder 
Gewinnsteuern nach Unterzeichnung des Abkom-
mens eingeführt werden, z. B. in der Bundes-
republik eine Ergänzungsabgabe zur Einkommen- 
und Körperschaftsteuer, so gilt das Abkommen 
auch für diese Steuern. Leider war es aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen nicht möglich, das Ab-
kommen außer auf die amerikanischen Bundesein-
kommensteuern auch auf die allerdings niedrige-
ren Einkommensteuern der amerikanischen Ein-
zelstaaten zu erstrecken. Die deutsche Gewerbe-
steuer als Realsteuer fällt ebenfalls nicht unter 
das Abkommen. 

Hinsichtlich des persönlichen Geltungsbereichs 
trägt das Abkommen den modernen Anschauungen 
im internationalen Doppelbesteuerungsrecht Rech-
nung, indem seine Geltung nicht auf die Staats-
angehörigen der beiden Vertragsstaaten beschränkt 
wird. Auf das Abkommen können sich vielmehr 
Steuerpflichtige in beiden Vertragsstaaten auch 
dann berufen, wenn sie nicht die Staatsangehörig-
keit eines der beiden Staaten besitzen, aber ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
der beiden Länder haben. 

Der örtliche Geltungsbereich des Abkommens 
umfaßt die amerikanischen Einzelstaaten, die Ter-
ritorien Alaska und Hawai sowie den Distrikt Co-
lumbia, nicht dagegen die überseeischen Besitzun-
gen der Vereinigten Staaten. Auf deutscher Seite 
ist die Ausdehnung des Abkommens auf das Land 
Berlin in Art. XX vorgesehen. 

Die deutschen Vorkriegsabkommen, die von der 
staatswirtschaftlichen Zugehörigkeit des Steuer-
gutes, nämlich der Einkünfte, ausgingen, bedien-
ten sich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
der Methode der Zuteilung der Einkünfte an den 
einen Staat bzw. der Aufteilung auf beide Staa-

ten. Die angloamerikanische Vertragspraxis be

-

dient sich dagegen der Methode der Anrechnung 
der ausländischen Steuern auf die Steuer des 
Wohnsitzstaates für die ausländischen Einkünfte. 
Das deutsche Einkommensteuerrecht kennt keine 
Anrechnung ausländischer Steuern auf die deut-
sche Steuer, sondern setzt nur die ausländische 
Steuer vom Gesamtbetrag der Einkünfte ab. 

Das neue Abkommen folgt nun verschiedenen 
Methoden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. 
Bei beschränkt Steuerpflichtigen legt es in den 
Art. III bis XIV fest, wie weit sich das Besteue-
rungsrecht des Staates, aus dem das Einkommen 
fließt, im Verhältnis zu der in dem anderen Staat 
ansässigen Person erstreckt. Art. XV regelt die 
Besteuerung für die unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen. Danach gilt bei der Erhebung der ame-
rikanischen Steuern für Personen mit Wohnsitz in 
den Vereinigten Staaten oder amerikanische Kör-
perschaften sowie allgemein für amerikanische 
Staatsangehörige auch weiterhin nur die Methode 
der Anrechnung der ausländischen Steuer. Bei der 
Besteuerung von Personen mit Wohnsitz oder ge-
gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik 
oder von Körperschaften, deren Ort der Leitung 
in der Bundesrepublik liegt, wird dagegen auf die 
deutsche Besteuerung der Einkünfte aus amerika-
nischen Quellen weitgehend verzichtet. Jedoch 
können diese Einkünfte bei der Progression des 
Steuersatzes berücksichtigt werden. 

Art. II enthält Begriffsbestimmungen, die für 
die Auslegung der einzelnen Vorschriften wich-
tig sind. Besonders wesentlich ist hierbei, was als 
„Betriebsstätte" im Sinne des Abkommens zu ver-
stehen ist. Wie im internationalen Doppelbesteue-
rungsrecht üblich, besteht hierbei die Tendenz, den 
Begriff „Betriebsstätte" einzuengen, um eine Auf-
splitterung des Besteuerungsrechts und damit die 
Erschwerung der Gewinnermittlung zu vermeiden. 
Entsprechend den modernen Anschauungen gilt 
insbesondere eine Tochtergesellschaft als solche als 
eine Betriebsstätte der Muttergesellschaft. Auch 
wird geregelt, unter welchen einschränkenden 
Voraussetzungen das Unterhalten eines Vertreters 
oder Angestellten im andern Staat eine Betriebs-
stätte begründet. 

Die wichtigen Vorschriften über die Besteuerung 
der gewerblichen Gewinne aus einem Unterneh-
men sind in den Art. III bis V enthalten. Art. III 
macht die Besteuerung des Unternehmens eines 
Staates in dem anderen Staat davon abhängig, 
daß dort eine Betriebsstätte unterhalten wird. Als-
dann darf der andere Staat alle Einkünfte des 
Unternehmens aus Quellen dieses Staates besteu-
ern. Um über die Ermittlung des Betriebsstätten-
gewinns Klarheit zu schaffen, ist vereinbart, daß 
einer Betriebsstätte nur diejenigen Gewinne aus 
gewerblicher Tätigkeit zuzuweisen sind, die sie als 
selbständiges Unternehmen ohne jede Abhängig-
keit von dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte 
sie ist, hätte erzielen können. Um Gewinnverlage-
rungen zwischen selbständigen, aber voneinander 
abhängigen amerikanischen und deutschen Unter-
nehmen, z. B. Mutter- und Tochtergesellschaften, 
begegnen zu können, haben die Vertragsparteien 
ferner in Art. IV die Zulässigkeit einer entspre-
chenden Gewinnkorrektur vereinbart. Abweichend 
von der Regel des Art. III dürfen Gewinne, 
die aus einem deutschen oder amerikanischen Un-
ternehmen durch den Betrieb von Schiffen oder 
Luftfahrzeugen erzielt werden, nach Art. V in dem 
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anderen Staat nicht besteuert werden, auch wenn 
dort eine Betriebsstätte unterhalten wird. 

Art. VI enthält eine Sonderregelung für die Be-
steuerung von Dividenden im anderen Vertrags-
staat, wenn es sich bei dem Dividendenempfänger 
um eine Körperschaft handelt, die keine Betriebs-
stätte in dem anderen Staat unterhält und der 
mindestens 10 v. H. der stimmberechtigten Anteile 
der dividendenzahlenden Körperschaft gehören. In 
diesen Fällen darf der Quellenstaat die Dividende 
nicht höher als mit 15 v. H. besteuern. Diese Ver-
einbarung wurde im Interesse der Anlegung ame-
rikanischen Kapitals in der Bundesrepublik ge-
troffen. Nach amerikanischem Recht kann in die-
sen Fällen nicht nur die deutsche Kapitalertrag-
steuer, sondern auch ein Teil der deutschen Kör-
perschaftsteuer auf die amerikanische Einkommen-
steuer, die die amerikanische Körperschaft für die 
aus deutschen Quellen stammenden Dividenden zu 
zahlen hat, angerechnet werden. Die Herabsetzung 
der deutschen Kapitalertragsteuer um 10 v. H. wirkt 
schon regelmäßig als zusätzliche Erleichterung. 
Eine weitergehende Steuervergünstigung für ame-
rikanische Beteiligungen mit 90 v. H. und mehr 
an deutschen Kapitalgesellschaften haben die deut-
schen Unterhändler nach Rücksprache mit den 
Vertretern der deutschen Wirtschaft abgelehnt, um 
eine Überfremdung zu vermeiden. Auch wurde es 
abgelehnt, ganz allgemein die Kapitalertragsteuer 
für amerikanische Dividendenempfänger zu er-
mäßigen. Eine derartige Ermäßigung wäre näm-
lich in den meisten Fällen nur dem amerikanischen 
Fiskus zugute gekommen, weil dieser bei gerin-
gen Beteiligungen nur die deutsche Kapitalertrag-
steuer auf die amerikanische Einkommensteuer 
anrechnet. 

Das Besteuerungsrecht für Zinsen von Wert-
papieren und anderen Schuldverpflichtungen nach 
Art. VII hat der Gläubigerstaat, sofern der Gläu-
biger keine Betriebsstätte im Schuldnerstaat 
unterhält und soweit nicht unangemessen hohe 
Zinsen vereinbart sind. Dasselbe gilt nach Art. VIII 
für Lizenzgebühren und ähnliche Vergütungen. 
Die Zuteilung des Besteuerungsrechts an den 
Gläubigerstaat entspricht der bisherigen deutschen 
Übung und den meisten internationalen Verträ-
gen. Allerdings die Folge hiervon ist, daß auch 
Lizenzgebühren für Filme der Besteuerung des 
anderen Landes nicht unterworfen werden können. 

Die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen sind 
grundsätzlich im Belegenheitsstaat zu besteuern 
(Art. IX). 

Wichtig ist der Art. X, nach dem bei vorüber-
gehendem Aufenthalt eines Steuerpflichtigen des 
einen Landes in dem anderen Land bis zu 183 Ta-
gen im Jahr unter gewissen Voraussetzungen für 
Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 
Arbeit Steuerfreiheit im Lande des Aufenthalts 
gewährt wird. 

Löhne, Gehälter und Ruhegehälter aus bestimm-
ten öffentlichen Kassen werden nach Art. XI nur 
im Schuldnerstaat besteuert, außer wenn der 
Empfänger ein Staatsangehöriger des anderen 
Staates oder eine Person ist, die die Einwande-
rungserlaubnis nach den USA erhalten hat. Pri-
vate Ruhegehälter und private Leibrenten wer-
den dagegen im Wohnsitzstaat besteuert. 

Für Hochschullehrer, Lehrer, Studenten, Lehr-
linge und gewisse Angestellte sind in den Art. XII 
und XIII bei vorübergehendem Aufenthalt im an-
dern Staat Steuervergünstigungen in diesem Staat 
vorgesehen. 

Durch Art. XIV wird die Besteuerung von Divi-
denden, die in dem anderen Land aus einer Ge-
sellschaft des anderen Landes bezogen werden, 
verboten, die nach amerikanischem Recht sonst 
unter gewissen Voraussetzungen möglich wäre. 

Der oben erwähnte Art. XV ist als die wich-
tigste Vorschrift des Abkommens zu betrachten. 
Durch ihn wird die Doppelbesteuerung der aus-
ländischen Einkünfte im Wohnsitzstaat des Steuer-
pflichtigen vermieden. Hiernach können nunmehr 
auch deutsche Staatsangehörige, die in den USA 
ihren Wohnsitz haben, die Anrechnung der deut-
schen Steuern auf die amerikanische Einkommen-
steuer für die aus der Bundesrepublik stammen-
den Einkünfte beantragen. Andererseits wird das 
Einkommen aus amerikanischen Quellen bei in der 
Bundesrepublik unbeschränkt Steuerpflichtigen 
weitgehend von der deutschen Besteuerung ausge-
nommen. 

Die weiteren Vorschriften des Abkommens ent-
halten Vereinbarungen über gegenseitige Rechts-
hilfe bei den Steuern vom Einkommen, über das 
sogenannte Verständigungsverfahren zwischen den 
zuständigen Steuerbehörden beider Staaten, über 
die steuerliche Behandlung der diplomatischen und 
konsularischen Beamten und über die sogenannte 
Inländerbehandlung der Staatsangehörigen des an-
deren Staates bei allen Steuern. Für die zustän-
digen Behörden ist das Recht, Richtlinien für die 
Anwendung des Abkommens zu erlassen, und das 
Recht des unmittelbaren Verkehrs mit der ande-
ren Behörde vorgesehen. 

Das Abkommen ist für einen Zeitraum von zu-
nächst fünf Jahren geschlossen und bleibt dann 
unter Vorbehalt der Kündigungsmöglichkeit auf 
unbestimmte Zeit in Kraft. Es wird im Falle der 
Ratifizierung im Jahre 1954 mit Wirkung vom 
1. Januar 1954 in Kraft treten. 

Bonn, den 12. November 1954 

Corterier 

Berichterstatter 
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Schriftliche Begründung 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 

Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 

Antrag der Abgeordneten Sabel, Even, Scheppmann, Schneider, Voß und Genossen 

(Drucksache 842) 

Bei der Verabschiedung des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf-
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden In-
dustrie im Mai  des  Jahres 1951 war eine Verbund-
wirtschaft zwischen Kohle und Eisen auf Grund der 
Ablehnung der Besatzungsmächte noch nicht mög-
lich. Aus diesem Grunde wurde die Frage der Mit-
bestimmung in herrschenden Unternehmen in dem 
genannten Gesetz nicht behandelt. In der weiteren 
Entwicklung im Bergbau und in der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie ergab sich immer stär-
ker die Notwendigkeit zu einer Verbundwirtschaft. 
Die Beteiligten, und zwar die Eigner und die Ge-
werkschaften, konnten die bestehenden Wider-
stände gegen die Verbundwirtschaft bei den Be-
satzungsmächten überwinden. Es wurden Oberge-
sellschaften gebildet, wobei die ihnen zugehörigen 
abhängigen Unternehmen durch Organschaftsver-
trag gehalten sind, nach dem Willen der Oberge-
sellschaften und deren Anweisungen zu handeln. 
Die Frage der Mitbestimmung in den Aufsichts-

räten und Vorständen der Obergesellschaften 
wurde zwischen den Gesellschaften und den Ge-
werkschaften mangels gesetzlicher Bestimmungen 
durch' Vereinbarungen geregelt, und zwar weithin 
im Sinne des Gesetzes vom 21. Mai 1951. Auch die 
Unternehmen waren sich darüber im klaren, daß 
eine Obergesellschaft ohne erweiterte Mitbestim-
mung im Sinne des Gesetzes vom 21. Mai 1953 das 
dortige Mitbestimmungsrecht praktisch wieder auf-
heben würde. Von den Gewerkschaften konnte man 
nicht erwarten, daß sie auf diese Mitbestimmungs-
rechte verzichten würden. 
Der von meinen Freunden und mir vorgelegte 

Gesetzentwurf enthält Ä nderungs- und Ergän-
zungsvorschläge zum Montanmitbestimmungsgesetz. 
Die Änderungsvorschläge sollen zu einer be-
grenzten Anpassung an das Betriebsverfassungs-
gesetz führen. Die Ergänzung ist notwendig, da die 
Vereinbarungen der Beteiligten über die Mitbe-
stimmung in den Obergesellschaften fragwürdig 
geworden sind durch die Entscheidung des Land-
gerichts in Düsseldorf, in welcher festgestellt 
wurde, daß in den Obergesellschaften nur die Mit-
bestimmungsrechte aus dem Betriebsverfassungs-
gesetz in Anspruch genommen werden könnten. 
Der Sinn  der  ergänzenden Bestimmungen des Ge-
setzes liegt darin, eine Reduzierung der Mitbestim-
mung zu verhindern. Es geht letztlich um die Be-
standswahrung. 

Begründung der Einzelvorschläge. 
Artikel 1 Ziffer 1. 
Die vorgeschlagene Abänderung des § 4 Abs. 1 

und 2 dient einer Vereinfachung. Es soll eine 
gleiche Zahl von Vertretern der Anteilseigner und  

der Arbeitnehmer dem Aufsichtsrat zugehören. Die 
in Absatz 2 verlangten besonderen Voraussetzun-
gen sollen nun noch gelten für den sogenannten 
elften Mann. 

Artikel 1 Ziffer 2. 
Der Vorschlag will eine stärkere Berücksich-

tigung der Belegschaften bei der Bestellung der 
Aufsichtsratsvertreter der Arbeitnehmer. Von den 
fünf Mitgliedern sollen die Belegschaften drei stel-
len, darunter einen Angestellten. Entsprechend den 
Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes 
wird die Urwahl vorgeschlagen, und zwar in ge-
trennten Abstimmungen der Arbeiter und Ange-
stellten. Die beiden übrigen Mitglieder werden wie 
bisher von den Gewerkschaften bestellt. Die bis-
her vorgesehene Bestätigung durch das Wahlorgan 
(Hauptversammlung) entfällt, so daß mit der Wahl 
durch die Belegschaft oder der Benennung durch 
die Gewerkschaften die Bestellung der Aufsichts-
ratsmitglieder von der Arbeitnehmerseite abge-
schlossen ist. 
Artikel 1 Ziffern 3 und 4 
regeln die Zusammensetzung der aus 15 bzw. 
21 Personen bestehenden Aufsichtsräte. Bei dem 
15er Aufsichtsrat setzt sich die Arbeitnehmerver-
tretung zusammen aus drei in Urwahl gewählten 
Vertretern der Arbeiter, einem in Urwahl gewähl-
ten Vertreter der Angestellten und drei von den 
Gewerkschaften vorgeschlagenen Mitgliedern. Bei 
dem 21er Aufsichtsrat ist die Zusammensetzung der 
Arbeitnehmervertretung: vier in Urwahl gewählte 
Vertreter der Arbeiter, zwei in Urwahl gewählte 
Vertreter der Angestellten und vier von den Ge-
werkschaften benannte Mitglieder. 

Artikel 1 Ziffer 5 
regelt den Widerruf der Bestellung eines Vertreters 
der Arbeitnehmer zum Aufsichtsrat entsprechend 
der im Betriebsverfassungsgesetz § '76 Abs. 5 ent-
haltenen Vorschrift. 

Artikel 1 Ziffer 6 
soll einer Verhinderung der Potenzierung des Mit-
bestimmungsrechts dienen. So sollen bestimmte 
Rechte gebunden sein an verbindliche Beschlüsse 
der Vertreter ,der Anteilseigner im Aufsichtsrat. 
Dies gilt insbesondere für die Rechte der Bestel-
lung, den Widerruf der Bestellung und die Ent-
lastung von Organen. Würde hier keine Einschrän-
kung erfolgen, so könnte die erweiterte Mitbestim-
mung in der Obergesellschaft dazu führen, z. B. bei 
der Bestellung der Organe von der im Montanmit-
bestimmungsgesetz getroffenen Regelung abzu-
weichen zum Nachteil der Anteilseigner. 
Die vorgeschlagene Fassung des § 15 regelt die 

Einbeziehung der Obergesellschaften. Schwierig- 
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keiten bei einer Einbeziehung liegen in der Fin-
dung einer klaren Umschreibung des sachlichen 
Geltungsbereichs. Grundlage der Anwendung des 
Montanmitbestimmungsrechts ist das Vorhanden-
sein von Organverträgen, nach welchen Unterneh-
men beherrscht werden, in denen die Arbeitnehmer 
ein Mitbestimmungsrecht nach § 1 des Montanmit-
bestimmungsgesetzes haben. Dabei soll jedoch das 
erweiterte Mitbestimmungsrecht nur Anwendung 
finden, wenn die unter § 1 des Montanmitbestim-
mungsgesetzes fallenden Unternehmen innerhalb 
der Obergesellschaften überwiegen. 
Der von meinen Freunden und mir vorgelegte 

Gesetzesentwurf bedarf der ergänzenden Feststel-
lung darüber, wie das  Oberwiegen statuiert wird. 
In der bisherigen Diskussion des Problems sind 
verschiedene Vorschläge gemacht worden. Es soll 
der Ausschußdiskussion vorbehalten bleiben, ob 
man das Überwiegen feststellt über die Beleg-
schaftszahl oder über den Umsatz. In beiden Fäl-
len werden sich gewisse Mängel nicht verhindern 
lassen. 
Der § 13 des Montanmitbestimmungsgesetzes, 

Bestellung des Arbeitsdirektors, soll nur Anwen-
dung finden, wenn mindestens 75 v. H. der Produk-
tion des Konzerns auf die Konzernunternehmen 
entfallen, die unter § 1 des  Montanmitbestim-
mungsgesetzes fallen. Es ist hierbei zu prüfen, ob 

man zu der Bestellung eines besonderen Arbeits-
direktors kommt, für den nur eng begrenzte Auf-
gaben in der Obergesellschaft gegeben sind, oder 
ob man es darauf abstellt, ein Vorstandsmitglied 
zu wählen, das gewissermaßen als Vertrauensmann 
der Arbeitnehmer im Vorstand gilt, für dessen 
Wahl die Zustimmung der Mehrheit der Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichtsrat erforderlich ist. 
Die Beteiligung der Arbeitnehmer am Vorstand er-
scheint notwendig, da eine Nichtbeteiligung 
zweifellos einer beachtlichen Reduzierung der bis-
her gegebenen Mitbestimmungsrechte gleichkommt. 

Artikel 2. 
Im Artikel 2 ist vorgeschlagen, daß der neue 

Modus der Wahl bzw. Bestellung der Arbeitneh-
mervertreter für die auf Grund des Montanmitbe-
stimmungsgesetzes bestellten Aufsichtsräte erst An-
wendung findet nach Ablauf der Amtsdauer. Damit 
soll verhütet werden, daß nunmehr kurzfristig er-
neut die Bestellung bzw. die Wahl erfolgen muß. 

Überweisungsantrag. 

Den Gesetzentwurf bitte ich dem Ausschuß für 
Arbeit — federführend — und dem Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik — mitberatend — zu überweisen. 
Bonn, den 18. November 1954 

Sabel 

Anlage 36 	 Drucksache 951 
(Vgl. S. 2833 B.) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht (17. Ausschuß) über den Entwurf 

eines Gesetzes über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Republik Kuba vom 22. März 1954 über die 

Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 
und über den 

Schutz von Herkunftsbezeichnungen 
(Drucksache 758) 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. Jochmus 

Das diesem Gesetz zugrunde liegende Abkom-
men entspricht, soweit es die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte betrifft, in seinen Grund-
zügen dem internationalen Abkommen von Neuen-
burg vom 8. Februar 1947, das die Alliierten über 
die Erhaltung und Wiederherstellung der durch 
den zweiten Weltkrieg zu Schaden gekommenen 
Schutzrechte untereinander abgeschlossen haben. 
In § 12 wird zwar abweichend von der üblichen 
Rechtsnorm, derzufolge stets die bessere Priorität 
ohne weiteres den Vorrang genießt, aus Gründen 
der inneren kubanischen Gesetzgebung für die 
Zweifelsfälle, in denen durch die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte, der rückwirkenden 
Erneuerung von Warenzeichen oder der Inan-
spruchnahmee zurückliegender Prioritäten in Kuba 

eingetragene Rechte Dritter vernichtet würden, eine 
Entscheidung den dortigen Gerichten überlassen, 
bei denen die deutschen Berechtigten ihre Rechte 
geltend machen können. Die kubanische Regierung 
sah sich zu dieser Forderung veranlaßt, weil eine 
solche Vernichtung von Rechten Dritter mög-
licherweise eine Enteignung darstellen könnte, die 
nach dem kubanischen Verfassungsrecht nur gegen 
Entschädigung vorgenommen werden kann. Mit 
Rücksicht darauf, daß das entsprechende Abkom-
men zwischen Kuba und Frankreich die gleiche 
Regelung enthält und zudem die Zahl der von 
dieser Regelung betroffenen Schutzrechte nach An-
gaben der kubanischen Verhandlungsdelegation 
nur sehr gering sein soll, sah der Ausschuß keine 
Veranlassung, dagegen Einspruch zu erheben. 
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(Frau Dr. Jochmus) 
Der zweite Teil des Abkommens, der sich mit 

dem Schutz von Herkunftsbezeichnungen befaßt, 
trifft sich in seiner Zielsetzung mit der auch von 
der deutschen Wirtschaft geforderten stärkeren 
Sicherung der Herkunftsbezeichnungen. Die beson-
deren Wünsche hinsichtlich des Schutzes für kuba-
nische Tabakerzeugnisse hat der Ausschuß als billig 
anerkannt. Eine Änderung der deutschen Wett-
bewerbsordnung wird dadurch nicht notwendig. 
Eine Übergangsfrist gibt der deutschen Tabakwirt-
schaft zudem sechs Jahre Zeit zur Umstellung. 
Das Gesetz ist ein Zustimmungsgesetz, das nur 

im ganzen vom Deutschen Bundestag angenommen  

oder abgelehnt werden kann. Der Ausschuß hat 
dem Gesetz einstimmig zugestimmt und empfiehlt 
dem Plenum die Annahme der Drucksache 758, da 
er in dem Abkommen einen weiteren Schritt zur 
Normalisierung unserer Auslandsbeziehungen sieht 
und nachteilige Folgen für die deutsche Bundes-
republik nicht zu erwarten sein dürften. 

Bonn, den 2. November 1954 

Frau Dr. Jochmus 

Berichterstatterin 
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Namentliche Abstimmungen  

über die Änderungsanträge der Fraktion der SPD zur dritten Beratung des Entwurfs  

eines Gesetzes zur Neuordnung von Steuern:  

1. über die Ziffern 2 und 6 des Umdrucks 260 (Vgl. S. 2888 A, B, 2862 A, 2864A),  

2. über die Ziffern 5 und 7 des Umdrucks 260 (Vgl. S. 2888 B, 2873 C, 2875 A)  

Name 
Abstimmung 1 2 

Name 
Abstimmung 
1 2 

CDU/CSU  

Frau Ackermann . . . . Nein Nein Fuchs 	  Nein Nein  
Dr. Adenauer 	 --- — Funk 	  Nein Nein  
Albers 	  Ja Ja Dr. Furler 	 Nein Nein  
Arndgen 	 Ja Nein Gedat 	  —  
Barlage 	  Nein Nein Geiger (München) 	 Nein Nein  
Dr. Bartram 	 Nein — Frau Geisendörfer 	. entschuld. entschuld.  
Bauer (Wasserburg) 	. . krank krank Gengler 	 Nein Nein  
Bauereisen 	 Nein Nein Gerns 	  Nein entschuld.  
Bauknecht 	 Nein Nein D. Dr. Gerstenmaier 	. entschuld. Nein  
Bausch 	  Nein Nein Gibbert 	  Nein Nein  
Becker (Pirmasens) . . 	 Nein Nein Giencke Nein Nein  
Berendsen 	 entschuld. entschuld. Dr. Glasmeyer 	 Nein Nein  
Dr. Bergmeyer 	 Nein Nein Dr. Gleissner (München) Nein Nein  
Fürst von Bismarck . . . entschuld. entschuld. Glüsing 	  Nein Nein  
Blank (Dortmund) 	. . . — Nein GockeLn Nein —  
Frau Dr. Bleyler Dr. Götz 	 enthalten Nein  
(Freiburg) 	 Nein Nein Goldhagen 	 Nein Nein  

Blöcker 	  Nein Nein Gontrum 	 Nein Nein  
Bock 	  Nein Nein Dr. Graf 	 Nein Nein  
von Bodelschwingh . . . Nein Nein Griem 	  entschuld. entschuld.  
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Ja Nein Günther 	  Nein Nein  
Brand (Remscheid) . 	. 	. Nein Nein Gumrum 	 Nein Nein  
Frau Brauksiepe 	. Nein Nein Häussler 	 Nein Nein  
Dr. von Brentano . 	. Nein Nein Hahn 	  krank krank  
Brese 	  Nein Nein Harnischfeger 	 Nein Nein  
Frau Dr. Brökelschen . . — - Heix 	  Nein Nein  
Dr. Brönner 	 Ja Nein Dr. Hellwig 	 Nein Nein  
Brookmann (Kiel) 	 Ja — Dr. Graf Henckel 	 Nein Nein  
Brück 	  Nein Nein  Dr. Hesberg 	 Nein Nein  
Dr. Bucerius 	 Nein Nein Heye 	  Nein Nein  
Dr. von Buchka 	. 	. 	• 	• entschuld. entschuld. Hilbert 	  Nein Nein  
Dr. Bürkel 	 Nein Nein Höcherl 	  Nein Nein  
Burgemeister 	 Nein Nein Dr. Höck 	 Nein Nein  
Caspers 	  Nein Nein Höfler 	  Nein Nein  Cillien 	  
Dr. Conring 	 

Nein 
Nein 

Nein 
Nein Holla 	.  Nein Nein  

Dr. Czaja 	 Nein Nein Hoogen 	  
Dr. Horlacher 	 

Nein 
Nein 

Nein  
Nein  Demmelmeier 	

 
Nein Nein Horn 	  enthalten Nein  

Frau Dietz 	 
Nein 
Nein 

Nein 
Nein Huth 	  Nein Nein  

Dr. Dittrich 	 Nein Nein Illerhaus 	  Nein Nein 
Dr. Dollinger 	 Nein Nein Dr. Jaeger 	 Nein entschuld.  
Donhauser 	 -- — Jahn 	(Stuttgart) . 	. Nein Nein  
Dr. Dresbach 	 Ja Nein Frau Dr. Jochmus 	.  enthalten Nein  
Eckstein 	 Nein — Josten 	  entschuld. entschuld. 
Ehren 	  Nein Nein Kahn 	  Nein Nein  
Engelbrecht-Greve . 	. 	. Nein Nein Kaiser 	  — Nein  
Dr. Dr. h. c. Erhard . 	. 	. — — Karpf 	  Nein Nein  
Etzenbach  Nein Nein Kemmer (Bamberg) .  Nein Nein  
Even 	  Nein Nein Kemper (Trier) 	 Nein Nein  
Feldmann 	 krank krank Kiesinger 	 Nein Nein  
Finckh 	  Nein Nein Dr. Kihn (Würzburg) . . Nein Nein  
Dr. Franz 	 Nein Nein Kirchhoff 	 Nein Nein  
Franzen 	 Nein Nein Klausner 	 Nein Nein  
Friese 	  Nein Nein Dr. Kleindinst 	  Nein Nein  
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Name Abstimmung 
Name Abstimmung 

1 

Dr. Kliesing  Ja Nein 
Knapp  Nein Nein Frau Dr. Rehling ... Nein Nein 
Knobloch  Nein Nein Richarts  entschuld. entschuld. 
Dr. Köhler 	 Nein Nein Frhr. Riederer von Paar Nein Nein 
Koops  Nein Nein Dr. Rinke  Nein Nein 
Dr. Kopf  entschuld. entschuld. Frau Rösch  Nein enthalten 
Kortmann  Nein Nein Rösing  enthalten Nein 
Kramel  Nein Nein Rümmele  Ja enthalten 
Krammig  enthalten Nein Ruf  Nein Nein 
Kroll  Nein Nein Sabaß  Nein Nein 
Frau Dr. Kuchtner . Nein Nein Sabel  enthalten Nein 
Kühlthau  Nein Nein Schäffer  krank krank 
Kuntscher  Nein Nein Scharnberg  Nein Nein 
Kunze (Bethel)  entschuld. entschuld. Scheppmann  Nein Nein 
Lang (München).. Nein Nein Schill (Freiburg). Nein Nein 
Leibfried  entschuld. entschuld. Schlick  enthalten Nein 
Dr. Leiske  Nein Nein Schmücker 	 Nein Nein 
Lenz (Brühl)  Ja Nein Schneider (Hamburg) . . Nein Nein 
Dr. Lenz (Godesberg) . Nein Nein Schrader 	  Nein Nein 
Lenze (Attendorn) Nein Nein Dr. Schröder (Düsseldorf) — Nein 
Leonhard  Nein Nein Dr.-Ing. E. h. Schuberth Nein Nein 
Lermer  Nein Nein Schüttler  enthalten enthalten 
Leukert  Nein Nein Schütz 	  Nein Nein 
Dr. Leverkuehn. Nein Nein Schuler 	  Nein Nein 
Dr. Lindenberg. Nein Nein Schulze-Pellengahr .. Nein Nein 
Dr. Lindrath  Nein Nein Schwarz  Nein Nein 
Dr. Löhr  Nein Nein Frau Dr. Schwarzhaupt entschuld. entschuld. 
Lotze  Nein Nein Dr. Seffrin  Nein entschuld. 
Dr. h. c. Lübke.. — — Seidl  (Dorf en)  entschuld. entschuld. 
Lücke  enthalten Nein Dr. Serres  Nein Nein 
Lücker (München) Nein Nein Siebel  Nein Nein 
Lulay  Ja Nein Dr Siemer  krank krank 
Maier (Mannheim) Ja Ja Solke  Nein Nein 
Majonica  Nein Nein Spies (Brücken).. Nein Nein 
Dr. Baron, Manteuffel- Spies (Emmenhausen). Nein Nein 
Szoege  Nein Nein Spörl  Nein Nein 

Massoth  enthalten Nein Graf von Spreti.. enthalten Nein 
Maucher  enthalten entschuld. Stauch  Nein Nein 
Mayer (Birkenfeld) Nein Nein Frau Dr. Steinbiß.. Nein Nein 
Menke  Nein Nein Stiller  Nein Nein 
Mensing  Nein Nein Storch  — — 
Meyer (Oppertshofen) Nein Nein Dr. Storm  Nein Nein 
Meyer-Ronnenberg . . . Nein Nein Strauß  — — 
Miller . Nein Nein Struve  Nein Nein 
Dr. Moerchel  Nein Nein Stücklen  Nein Nein 
Morgenthaler  Nein Nein Teriete  Ja Nein 
Muckermann  Nein Nein Unertl  Nein Nein 
Mühlenberg  Ja — Varelmann  enthalten Nein 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Nein Nein Frau Vietje  Nein Nein 
Müller-Hermann .. — Nein Dr. Vogel  Nein Nein 
Müser  Nein Nein Voß  Nein Nein 
Naegel  Nein Nein Wacher (Hof)  Nein Nein 
Nellen  Ja Nein Wacker (Buchen) .. Nein — 
Neuburger  Nein Nein Dr. Wahl  erstschuld. entschuld. 
Niederalt  Nein Nein Walz  Nein Nein 
Frau Niggemeyer Nein Nein Frau Dr. Weber (Aachen) Nein Nein 
Dr. Oesterle  entschuld. entschuld. Dr. Weber (Koblenz). entschuld, entschuld. 
Oetzel  Nein Nein Wehking  Nein enthalten 
Dr. Orth  Nein Nein Dr. Welskop  Nein Nein 
Pelster  Ja Ja Frau Welter (Aachen) enthalten Nein 
Dr. Pferdmenges . Nein Nein Dr. Werber  Nein Nein 
Frau Pitz  Nein Nein Wiedeck  Nein Nein 
Platner  enthalten Nein Wieninger  Nein Nein 
Dr. Pohle (Düsseldorf) . Nein Nein Dr. Willeke  Nein Nein 
Frau Praetorius .. Nein Nein Winkelheide  Nein Nein 
Frau Dr. Probst .. Nein Nein Wittmann  Nein Nein 
Dr. Dr. h. c. Pünder Nein Nein Wolf Stuttgart) Ja Nein 
Raestrup  Nein Nein Dr. Wuermeling. — Nein 
Rasner  Nein Nein Wullenhaupt  Nein Nein 
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Name 
Abstimmung 
1 		2  Name 

Abstimmung 
1 		2 

SPD 

Frau Albertz  Ja Ja Keuning  Ja Ja 
Frau Albrecht  Ja Ja Kinat  Ja Ja 
Altmaier  Ja Ja Frau Kipp-Kaule Ja Ja 
Dr. Arndt  Ja Ja Könen (Düsseldorf) . Ja Ja 
Arnholz  Ja Ja Koenen (Lippstadt) . Ja — 

Dr. Baade  Ja Ja Frau Korspeter . Ja Ja 
Dr. Bärsch 	 Ja Ja Dr. Kreyssig  Ja Ja 
Bals  Ja Ja Kriedemann  Ja Ja 

Banse  Ja Ja Kühn (Köln)  entschuld. entschuld. 

Bauer (Würzburg) Ja Ja Kurlbaum  Ja Ja 
Baur (Augsburg) Ja Ja Ladebeck  Ja Ja 
Bazille . 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	 krank krank Lange (Essen)  Ja  Ja 
Behrisch  Ja Ja Frau Lockmann  krank krank 
Frau Bennemann .  Ja Ja Ludwig  Ja Ja 
Bergmann  Ja Ja Dr. Lütkens  Ja Ja 
Berlin  Ja entschuld. Maier (Freiburg) .. Ja Ja 
Bettgenhäuser  Ja Ja Marx  Ja Ja 
Frau Beyer (Frankfurt) Ja Ja Matzner  Ja Ja 
Birkelbach 	 Ja Ja Meitmann  Ja Ja 
BLachstein 	 Ja Ja Mellies  Ja Ja 
Dr. Bleiß  Ja Ja Dr. Menzel  Ja Ja 
Böhm (Düsseldorf) . Ja Ja Merten  Ja Ja 
Bruse  Ja Ja Metzger  entschuld. entschuld. 
Corterier  Ja Ja Frau Meyer (Dortmund) Ja  Ja 
Dannebom  Ja Ja Meyer (Wanne-Eickel) 	. Ja Ja 
Daum  Ja Ja Frau Meyer-Laule .. Ja Ja 
Dr. Deist  entschuld. entschuld. Mißmahl  krank krank 
Dewald  Ja Ja Moll  krank krank 
Diekmann  Ja Ja Dr. Mommer  Ja Ja 
Diel  Ja Ja Müller (Erbendorf) . Ja Ja 
Frau Döhring  Ja Ja Müller (Worms)  Ja Ja 
Erler  Ja Ja Frau Nadig  entschuld. entschuld. 
Eschmann  Ja Ja Odenthal  Ja Ja 
Faller  Ja Ja Ohlig  Ja Ja 
Franke  Ja Ja Ollauer  Ja Ja 
Frehsee  Ja Ja Op den Orth  Ja Ja 
Freidhof  Ja Ja Paul  Ja Ja 
Frenzel  Ja Ja Peters  Ja Ja 
Gefeller  Ja Ja Pöhler  Ja Ja 
Geiger (Aalen)  Ja Ja Pohle (Eckernförde) Ja Ja 
Geritzmann  Ja Ja Dr. Preller  Ja Ja 
Gleisner (Unna) . entschuld. entschuld. Priebe  Ja Ja 
Dr. Greve  krank krank Pusch  Ja Ja 
Dr. Gülich  Ja Ja Putzig  Ja Ja 
Hansen (Köln)  Ja Ja Rasch  Ja Ja 
Hansing  (Bremen) Ja Ja Regling  Ja Ja 
Hauffe  Ja Ja Rehs  Ja Ja 
Heide  Ja Ja Reitz  Ja Ja 
Heiland  Ja Ja Reitzner  Ja Ja 
Heinrich  Ja Ja Frau Renger  Ja Ja 
Hellenbrock  Ja Ja Richter  entschuld. entschuld. 
Hermsdorf  Ja Ja Ritzel  Ja Ja 
Herold  Ja Ja Frau Rudoll  Ja Ja  
Höcker  Ja Ja Ruhnke  Ja Ja 
Höhne  Ja Ja Runge  Ja Ja 
Hörauf  Ja Ja Sassnick  Ja entschuld. 
Frau Dr. Hubert . . Ja Ja Frau Schanzenbach . . . Ja Ja 
Hufnagel  Ja Ja Scheuren  Ja Ja 
Jacobi  entschuld. entschuld. Dr. Schmid 	(Frankfurt) Ja Ja 
Jacobs  Ja Ja Dr. Schmidt (Gellersen) . Ja Ja 
Jahn (Frankfurt) . Ja Ja Schmidt (Hamburg). Ja Ja 
Jaksch  Ja Ja Schmitt (Vockenhausen) . Ja Ja 
Kahn-Ackermann. Ja Ja Dr. Schöne  Ja Ja 
Kalbitzer  Ja Ja Schoettle  Ja Ja 
Frau Keilhack  Ja Ja Seidel (Fürth)  Ja Ja 
Frau Kettig  Ja Ja Seither  Ja Ja 
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Name  
Abstimmung

en   1              
	
2 

Name  Abstimmungen 

Seuffert 	 Ja Ja Stahl  Nein Nein 
Stierle  Ja Ja Dr. Stammberger entschuld. entschuld. 
Sträter  Ja Ja Dr. Starke 	 Nein Nein 
Frau Strobel  Ja Ja Dr. Wellhausen . Nein Nein 
Stümer  Ja Ja Wirths  Nein Nein 
Thieme  Ja Ja 
Traub  Ja Ja 
Trittelvitz  Ja Ja 
Wagner (Deggenau) Ja Ja 
Wagner (Ludwigshafen) Ja Ja GB /BHE 
Wehner  Ja Ja 
Wehr  Ja Ja Bender  Nein Nein 
Welke  Ja Ja Dr. Czermak  Nein enthalten 
Weltner (Rinteln) — Ja Dr. Eckhardt  Nein Nein 
Dr. Dr. Wenzel. Ja Ja Elsner  Ja enthalten 
Wienand  Ja Ja Engell  Ja Ja 
Wittrock  Ja Ja Feller  Ja --- 
Ziegler  Ja Ja Gräfin Finckenstein entschuld. entschuld. 
Zühlke  Ja Ja Frau Finselberger enthalten Nein 

Gemein  -- -- 
Dr.  Gille  entschuld. entschuld. 
Haasler  entschuld. entschuld. 

FDP Dr. Kather 	 enthalten Nein 
Dr. Keller  Ja enthalten 

Dr. Atzenroth  Nein -- Dr. Klötzer  Ja enthalten 
Dr. Becker (Hersfeld) . . Nein Nein Körner  Ja Nein 
Dr.  Blank  (Oberhausen)  Nein Nein Kraft  — — 
Dr.  h. c. Blücher — -- Kunz (Schwalbach) Ja Enthalten 
Dr. Bucher 	 Ja Nein Kutschera  Ja Nein 
Dannemann  Nein Nein Dr. Mocker  enthalten Nein 
Dr. Dehler  — Nein Dr. Dr. Oberländer — -- Dr.-Ing. Drechsel Ja Nein Petersen  enthalten enthalten 
Eberhard  Nein Nein Dr. Reichstein  Ja enthalten 
Euler  entschuld. entschuld. Samwer  Nein Nein 
Fassbender  entschuld. entschuld. Seiboth  Ja enthalten 
Frau Friese-Korn krank krank Dr. Sornik  entschuld. entschuld. 
Frühwald  — — Srock  Ja enthalten 
Gaul  Ja Nein Dr. Strosche  Ja enthalten 
Dr. Hammer  Nein Nein 
Held  Nein entschuld. 
Hepp  Ja Nein 
Dr. Hoffmann  Ja Nein 
Frau Dr. Ilk  Ja Nein DP 
Dr. Jentzsch  Nein Nein 
Kühn (Bonn)  Nein Nein 

— Becker (Hamburg) Nein Nein Lahr 
Lenz (Trossingen) 

Ja 
Nein Nein Dr. Brühler  Nein Nein 

Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö

-

wenstein Ja Nein 

Eickhoff  
Dr. Elbrächter  

Nein 
Nein 

Nein 
Nein 

Dr. Luchtenberg Ja Nein Hellwege 	 
Matthes 	 

-- 
Nein 

— 
Nein 

Dr. Maier (Stuttgart) . -- — 
von Merkatz . Nein Nein 

von Manteuffel (Neuß) . Nein erstschuld. Müller (Wehdel) Nein 
Margulies  krank krank Dr. Schild (Düsseldorf) Ja Ja 
Mauk  Nein Nein Schneider (Bremerhaven) Nein Nein 
Dr. Mende  Ja Nein Dr. Schranz  Nein Nein 
Dr. Miessner  Nein enthalten 

— Dr. Seebohm  — Neumayer  — Walter  Nein Nein 
Onnen  entschuld. entschuld. Wittenburg 	 Nein Nein 
Dr. Pfleiderer 
Dr. Preiß  

Nein 
entschuld. 

Nein 
erstschuld. Dr. Zimmermann Nein Nein 

Dr. Preusker  -- Nein 
Rademacher  Nein Nein 
Dr. Schäfer  — 
Scheel  entschuld. entschuld. Fraktionslos 
Schloß  Ja Nein 
Dr. Schneider (Lollar). entschuld. entschuld. Brockmann (Rinkerode) Ja Nein 
Schwann  Nein Nein  Stegner  Ja Nein 



2. Deutscher Bundestag — 57. Sitzung. Bonn, Freitag, den 19. November 1954 	2903 

Zusammenstellung der Abstimmungen 

Abstimmung 
1 		2 

Abgegebene Stimmen 	 414 404 

Davon : 
Ja  180 141 
Nein  215 248 

Stimmenthaltung  19 15 

Zusammen wie oben  414 404 

Berliner Abgeordnete 

Name 
Abstimmungen 

1 	2  
Name Abstimmungen 

1                	2 

CDU/CSU Mattick  Ja entschuld. 
Neubauer  entschuld. entschuld. 

Dr. Friedensburg .. entschuld. entschuld. Neumann  entschuld. entschuld. 
Dr. Krone  Nein Nein Dr. Schellenberg .. Ja Ja 
Lemmer  entschuld. entschuld. Friau Schroeder (Berlin) . Ja Ja 
Frau Dr. Maxsein . .. entschuld. entschuld. Schröter (Wilmersdorf) . Ja Ja 
Stingl  Nein Nein Frau Wolff (Berlin) . . . Ja Ja 
Dr. Tillmanns  krank krank 

FDP 
SPD Dr. Henn  Nein Nein 

Brandt (Berlin) . — _ Hübner  Ja Nein 
Frau Heise 	 krank krank Frau Dr. Dr. h. c.  Lüders enthalten entschuld. 
Klingelhöfer  Ja Ja Dr. Reif  Nein Nein 
Dr. Königswarter. Ja Ja Dr. Will  entschuld. entschuld. 

Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 
1                	2 

Abgegebene Stimmen  13 11 

Davon: 
J a  8 6 
Nein  4 5 
Stimmenthaltung. 1 - 

Zusammen wie oben . 	 13 11 
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